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1 Einflihrung: Eine Partei im Widerspruch

Die SPD steht in der Tradition von Eduard Bernsteins Marx-Revision in
der Nachfolge von Kants Idealismus, auf dessen kategorischen Imperativ
Bernstein Ende des 19. Jahrhunderts rekurrierte. Die Grinen — z.T. eine
Abspaltung von der SPD - verbinden — ohne sich dessen bewusst zu
sein — Kants Rationalismus mit der deutschen Romantik, eine brisante
Mischung, die fir die Partei nur deshalb ertraglich ist, weil deren
Spitzenkrafte so pragmatisch sind, Augen und Ohren diesbeziglich
zuzumachen, auch wenn die Basis dagegen oft rebelliert. Einerseits: der
Idealismus mit seiner hohen Forderung, als sei der Mensch immer
verninftig und koénne stets moralisch handeln. Andererseits: Die
Romantik.

Die Romantik war die Gegenbewegung zur vernunftorientierten
Aufklarung, sie betonte das nur fuhlend-irrational zu erfassende
Eingebettetsein von Mensch und Gemeinschaft in seine/ihre Umwelt,
auch in die eigene und die umgebende Natur, durchaus zu verstehen im
Sinne von Wald, Nordsee, Luft und blauem Himmel. Man denke an
Caspar David Friedrichs sehnslchtigen Blick von den Felsen Rigens in

das weite, blaue Meer oder an Joseph von Eichendorffs Naturlyrik:

Wem Gott will rechte Gunst
erweisen,

Den schickt er in die weite
Welt,

Dem will er seine Wunder
weisen,

In Berg und Wald und Strom
und Feld.
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Wer will oder muss da nicht gegen die Umweltverschmutzung und die
Atomstrahlen kampfen!

Angesichts der rasanten, zunehmenden Differenzierung der deutschen
Gesellschaft und angesichts der diffusen und nicht verstandenen
Atomstrahlen von AKWs und Atom-Waffen kam dieses deutsche
Urgefiihl — eine kollektive Archetype (C.G. Jung) — Ende der 70er Jahre
wieder auf, als die Grinen entstanden und 1983 in den Bundestag
einzogen.

Das Urgefuhl erklart, dass zu Beginn der Grunen auch national-
konservative Krafte, auch Bauern, in der Partei aktiv waren, die dann
allerdings von den Linken, z.T. kommunistisch geschulten (Ex-)
Kaderkraften (Jargen Trittin vom Kommunistischen Bund, Antje Vollmer
aus dem Umfeld der KPD/AO) herausgedrangt wurden. Diese
Konservativen haben sich heute in der einflusslosen ODP organisiert, die
vom ehemaligen CDU-Bundestagsabgeordneten Herbert Gruhl
gegrundet worden war.

Die Entstehung der Grinen Ende der 70er Jahre zeigt, wie hier eine
Minderheit zielstrebiger Mitglieder (aus der Ecke des Volkermoérders
Mao) die Partei ubernehmen konnte, insbesondere seitens der Auslaufer
der Studentenbewegung, die sich aus dem evangelischen, linksliberalen
Mittelstand speiste. Die Grinen kamen so von ihrer Programmatik her
aus der sozialistischen Ecke, das Thema ,Atom" hatte sich aber als sehr
erfolgreich erwiesen, so dass es beibehalten wurde, um Anhanger zu
gewinnen, obwohl die alten Kommunisten in der Partei die These
vertraten, im kommunistischen Ostblock seien AKWs und Atomwaffen
nicht gefahrlich, weil die Waffen dort nur zur Verteidigung dienten und
die AKWs nicht dem Profitprinzip unterworfen seien. Auch die sog.
Grol3e Friedensdemonstration 1982 gegen die Installierung der Nato-

Pershing-Raketen war von DKP- und DDR-,Aktivisten“ gepragt, wie z.B.
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in den Vorprogrammen mit SED-Theatern deutlich wurde.

Dieser doppelte, in sich widersprichliche Ursprung der Grinen hat
das eigentimliche Schwanken zur Folge: von Fundamentalopposition
zur Regierungs- und Kriegsbeteiligung, von der Basisdemokratie bis zur
Abschaffung des Rotationsprinzips, das den zentralistischen Kadern
immer ungeheuer war; von der Verehrung von Mutter Natur in Form von
immer mehr Umweltschutz einerseits, bis zu deren Leugnung,
insbesondere der menschlichen Natur, die nur als Konstrukt gilt, das je
nach Laune geandert werden kann, von Transgender bis zum Abitur fur
alle. Der Papst hat in seiner Bundestagsrede im September 2011
vorsichtig darauf hingewiesen, dass es nicht nur eine Okologie der
Natur, sondern auch eine ,Okologie des Menschen* gebe. Beides
gehodre zusammen und kénne nicht getrennt werden. Die Grinen haben
das dann fur sich reklamiert, aber den wahren, antigrinen Sinn nicht
verstehen wollen. Taktik!

Nur der zentralistische Partei-Kitt und das zentrale Propagandamittel,
die Abschaffung der AKWs, blieb und bleibt durchweg erhalten, bis heute
— auch nach dem regierungsoffiziellen Ausstiegsbeschluss von 2011,
indem man der Regierung Merkel unterstellt, sie werde das nur
halbherzig durchfihren.

Anhand des aktuellen Parteiprogrammes der Grinen und auch
anhand des geistesgeschichtlichen Hintergrunds (Kant u.a.) sollen im
Folgenden diese Widerspriche der Partei aufgezeigt und analysiert
werden. Denn z.B. Kant ist es, der die Moglichkeit eines ewigen Friedens
proklamierte und auch forderte, dass alles in einem endlosen Fortschritt
angeblich verbessert werden musse, weil die Gegenwart so schlecht sei
— angeblich. Alles Hergebrachte misse nach Kant vor das Tribunal der
Vernunft gestellt werden, um es dann abzuschaffen. Von der Familie bis

zur Regierung, die — so die Grinen in dieser Nachfolge heute — am
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besten durch ein Dauerplebiszit abgeschafft werden misse. Die
Menschen werden SO in einer besessenen,
besserungszwangsneurotischen und medienmanipulierten
Dauermobilisierung angehalten, um sie gar nicht mehr zur Ruhe und
Uberlegung kommen zu lassen. Sie werden alle zum unmiindigen Objekt
dieser Bewegung. Auch das Private wird einbezogen, und die
Unterhaltung mit Hollywood-Filmen gilt als Untugend, weil man ja standig
gegen den umweltbedingten, angeblich bevorstehenden Weltuntergang
kampfen musse. Es herrscht Katastrophen-Angst.

Hegel wird hier als traditionale Gegenposition dargestellt, die
konservativ darauf verweist, dass ,alles, was wirklich ist, auch vernunftig
ist® (Vorrede der Rechtsphilosophie), denn es ist in einer langen
Geschichte herangewachsen, die das Schlechte schon ausgesondert
hat. Die Menschheit lernt im Prozess der Geschichte (nur begrenzt das

einzelne Individuum, wie bei Kant).



2 Idealismus oder Realismus

Kant

Die sog. Neu-Zeit vollzog insofern eine Revolution des Denkens, als man
sich aus der christlichen Dogmenwelt des Mittelalters befreien wollte. Am
Anfang steht der Descartes’'sche Zweifel, nach dem nur ein Satz
zweifelsfrei gultig ist: ,cogito, ergo sum.” Flr Descartes ist alles wahr,
was ihm evident erscheint. Auf dieser Basis errichtete er seine
Grundsatze, die er 1637 in seinem Werk ,Discours de la méthode pour
bien conduire sa raison, et chercher la vérité dans les sciences“
grundlegte. Der Grundansatz Descartes’ expliziert sich sodann in der
nachfolgenden Philosophie, u.a. bei Kant.

Fur Kant sind menschliche Vernunft und Verstandesverméogen die
Ordnungsvorstellungen des Menschen, wobei er sich durchaus deren
Unvollkommenheit bewusst ist.2 So soll sich der Mensch in der Natur
positionieren kdnnen, er soll Uberleben kdnnen. Insofern besteht das Ziel
darin, die Natur in einen mathematischen Zusammenhang zu bringen,
die moglichst exakt ist, und von daher experimentell ermittelbar sein
sollte. Es wird demnach nach einem Berechnungszusammenhang
gefahndet. Damit wird hier den Ideen, den Ur-teilen Newtons und Galileis
gefolgt und mit ihnen der Theorie der Naturwissenschaften, also der
Erscheinung der Natur als Gesamtbestand der Bewegungen in Raum
und Zeit (und damit im Kern dem physikalischen Erkenntnisinteresse).

Kant ging davon aus, dass der Mensch sich durchaus uber die

T R. Descartes, Von der Methode des richtigen Vernunftgebrauchs, und der
wissenschaftlichen Forschung (1637), herausgegeben v. L. Gabe, Hamburg 1993.

2 Vgl. I. Kant, Kritik der reinen Vernunft, nach der ersten und der zweiten Ausgabe
(1781/1787), herausgegeben v. R. Schmidt, Hamburg 1956.



8

Grenzen von Raum und Zeit Rechenschaft geben kann, was jedoch
nicht moglich ist hinsichtlich ihrer letzten Grinde. Diese bleiben offen.
Die letzte Erkenntnis muss daher auch ohne ,Nutzen® bleiben, da es
dem Menschen als ,animal metaphysicum® um das Sein der Dinge und
der Erkenntnis gehen muss. Kant ist sich dabei aber bewusst, das ist
seine Ausgangsbasis, dass der Mensch die unterschiedlichsten Dinge
wahrnimmt, ohne das aber so recht einordnen zu konnen, was er
wahrnimmt. Daher ist Idealismus nach Kant: ,Die Einheit der
Mannigfaltigkeit unter einer ldee*s.

Diese Beobachtung hat zur Folge, dass der Mensch stets die
Erscheinungen der Welt produziert, dabei bezogen auf bestimmte
Zwecke bleibt. ,Sinnhaftigkeit® der Erkenntnis ist also mit dieser
,Realitat” verbunden. Aus dieser Methode ergibt sich: Das ,Was" einer
Sache respektive der Natur erscheint so niemals, da die Zielrichtung
eine andere ist: namlich diejenige des ,Wie“ der Realitat.
(Geistesgeschichtlich hat das zur Folge, dass die Natur einer Sache, z.B.
der Familie, heute immer weniger verstanden und alles — wie bei den
Grinen - als vom Menschen produzier- und konstruierbar betrachtet
wird, bis zum wohl moglich alltaglich betriebenen Geschlechtswandel.)

Dies gilt sodann freilich auch fir Gestalt und Form, die letztlich
ebenfalls nur das Produkt des menschlichen Bewusstseins sind. Fur
Kant sind diese Bewusstseinsformen als Vermittlung von Subjekt und
Objekt vorzustellen. Diese vollzogene Vermittlung ist fur ihn die
~Wirklichkeit®. Bei Kant spielt die transzendentale Dialektik die
entscheidende Rolle zur Klarung der Totalitat der Wirklichkeit als
Nachweis fur die regulativen Prinzipien der Vernunft flr die Wirklichkeit,

also nicht der Wirklichkeit an sich. Kants Begriff der Vernunft impliziert

3 |. Kant, Kritik der reinen Vernunft, A 832; B 860.
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das Denken Uber die Wirklichkeit als Ganze, das Bewusstsein der
Totalitat als Ganzem. Der Verstand impliziert die Erkennungsmadglichkeit
der Beziehungen der gegenstandlichen Welt (Subjekt —> Objekt) und
besonderen Beziehungen zwischen Gegenstanden, Erscheinungen und
Prozessen der Wirklichkeit. Das Sein des Subjekts ist demnach nicht das
Ziel.

Nach dem, was wir bisher ausgefihrt haben, muss aber klar bleiben,
dass hier immer ein Rest des Nichtwissens verbleibt (verbleiben muss!),
aufgrund der angestellten Technik der Erkenntnis. Es gibt demnach
keine ,Natur an sich®, sie kann es gar nicht geben. Es kann somit auch
keine absoluten Gegenstande geben. Wissenschaft gelingt in ihrem
Gewissheitsanspruch nur dann, wenn sie Ursache-Wirkungs-Postulate
hervorbringt, nur so kann sie Gewissheit garantieren. Dabei ist sich Kant
bewusst, dass es keine irgendwann abzuschlielende Weltsicht geben
kann. Eine physikalische oder biologische Weltsicht muss
unversicherbar bleiben. Es bleibt fur Kant auch Platz fur Religion und
Glaube.# Das scheint zunachst Kants mechanischem Weltbild zu
widersprechen, denn diese Bereiche konnen gerade nicht bewiesen
werden. Es muss aber gesehen werden, dass sie dem Menschen seine
Tugendpflichten anzeigen kdnnens, wenngleich der Glaube bei Kant nur
personlicher Natur sein kann — da Kant auf die universelle Natur der
Vernunftigkeit setzt. Kant entfaltet eine Metaphysik der Subjektivitat, da
gerade die Frage nach dem Bewusstsein als fundamerntum incocussum
veritatis problematisch bleibt. Der Mensch lebt zunachst rein subjektiv fur
sich. Die normative Grenze dieses Subjektivismus besteht im Recht des

anderen Subjekts. Das Recht ist also nunmehr maligebend, nicht mehr

4 Vgl. I. Kant, Philosophie der Religion (1793); Zum ewigen Frieden (1795).
5 Dazu I. Kant, Die Religion innerhalb der Grenzen der bloRen Vernunft (1793/94).
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der Mensch in seinem In-der-Welt-sein (Heidegger). Demnach kann es
nur der Mensch sein, der sich zu sich selbst zu befreien hat, und dies
unter den Bedingungen, die er vorfindet. Daher kann es flir Kant einen

Gott an-sich nicht geben.

Idealismus und Weltblrgergesellschaft

Es ist fur Kant ein unabdingbares Postulat der praktischen Vernunft,
dass die menschliche Gattung in der Geschichte voranschreitet; denn
um uUberhaupt moralisch handeln zu kénnen, was entsprechend der
Rigorositat des kategorischen Imperativs (,Handle nur nach der Maxime
durch die du zugleich wollen kannst, dass sie ein allgemeines Gesetz
werde.”) geboten ist, bedarf es der hypothetischen und zeichenhaft
empirisch nachweisbaren Annahme eines geschichtlichen
Fortschreitens, dahingehend, dass die gegenwartig unaufgeklarten, der
Moralitat widersprechenden Verhaltnisse Uberwunden werden. Zu diesen
unaufgeklarten Verhaltnissen gehort auch die Zersplitterung der
Weltgesellschaft in einzelne Staaten. Sittliches Handeln, das nach Kant
nur dann sittlich ist, wenn es fur alle Menschen (und nicht nur fur die
einzelner Staaten) generalisierbar ist, ist in diesen realhistorisch
gegebenen Verhaltnissen einzelstaatlicher Zersplitterung nur dann
méglich, wenn zugleich kontrafaktisch die Uberwindung der
einzelstaatlichen Zersplitterung, die Entwicklung zum weltburgerlichen
Zustand im Verlaufe des Geschichtsprozesses als notwendig postuliert
wird. Nur unter dieser Annahme, die quasi eine sittlich-praktisch
notwendige Vorwegnahme des Endes des Geschichtsprozesses ist,
kann das individuelle Handeln zugleich auch Maxime einer allgemeinen,
generalisierbaren, das heil3t nicht einzelstaatlich beschrankten

Gesetzgebung werden.
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Da fur Kants physikalistisches Wissenschaftsverstandnis Geschichte
als Historie nicht wissenschaftsfahig ist — sie ist zu chaotisch,
ungeordnet, gesetzlos, unsicher, kontingent —, kann er dabei Sinn und
Ziel der Geschichte — namlich den ewigen Frieden, den weltblrgerlichen
Zustand - nicht aus dem empirischen Geschichtsverlauf eruieren,
vielmehr missen sie, wie oben vorgeflihrt, transzendental, ,gleichsam
apriorisch bestimmt werden, einerseits fur die Gattung als bestandige
Annaherung an das Ziel des allgemeinen, weltburgerlichen Zustandes
mit nachfolgendem Ewigen Frieden, andererseits fur das Individuum als
bestandiges Bemuhen um sittliche Vervollkommnung durch Zivilisierung,
Kultivierung, Moralisierung®.6

Damit ist das Ziel der Geschichte nicht aus der Vergangenheit
deduzierbar und in die Zukunft prolongierbar, da der ,Gange
menschlicher Dinge (...) (bisher widersinnig)*’ ist, sondern: das Ziel ist
stete Pflicht und Aufgabe des moralisch handelnden Menschen. Kant ist
Realist und Pessimist genug, um zu sehen, dass die Weltgeschichte weit
entfernt von jenem weltburgerlichen Zustand ist. Er trennt daher
zwischen dem Bereich des Sollens und dem Bereich des Seins, das
historisch gesehen von Mord und Totschlag gekennzeichnet ist. Jedoch
ware die regulative Idee, das praktische Postulat eines sinnhaften
Geschichtsprozesses, leer, wenn es nicht zumindest in Ansatzen eine
Entsprechung im empirischen Geschichtsprozess gabe. Da meint nun
Kant, auch im realen Geschichtsprozess empirisch Spuren und Zeichen
einer versteckten Entwicklung hin zum weltburgerlichen Zustand

entdecken zu kdnnen. Als Beispiel eines solchen ,Geschichtszeichens”

6 K. Weyand, Kants Geschichtsphilosophie. lhre Entwicklung und ihr Verhaltnis zur
Aufklarung, Kéln 1964, S. 199

7 1. Kant, Sammlung. Schriften zur Geschichtsphilosophie, herausgegeben v. M.
Riedel, Stuttgart 1974, S. 22.
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nennt er die franzdsische Revolution von 1789. Hier kommt — so Kant —
eine in der Seinssphare mit Notwendigkeit wirkende Naturabsicht zum
Tragen, wie er, die ,Fligel der Einbildungskraft schwingend, mutmalt,
,obgleich nicht ohne einen durch Vernunft an Erfahrung geknUpften
Leitfaden®. (Kant 1974: 68)8 Diese erdachte Naturabsicht, die der
Mensch nicht voll erkennen kann, dieser ,insgeheim an Weisheit
geknupfte Leitfaden der Natur® (Kant, 1974:. 32) apriori, der ,ein sonst
planloses Aggregat menschlicher Handlungen wenigstens im Grolden als
ein System darstellen® (Kant, 1974: 36) lasst, benutzt selbst das Bdse,
den Krieg, um die Menschheit ihrer Endabsicht naher zu bringen.

,Das Bose ist die Triebfeder zum Guten® (Kant 1974: 227). Neben dem
Bosen sieht Kant als weiteres Mittel des Fortschrittes in der Vorsehung
den Antagonismus zwischen den gesellig-ungeselligen Menschen. Der
Streit ist der Vater aller Dinge, auch des Fortschrittes. ,Der Mensch will
Eintracht; aber die Natur weild besser, was flr seine Gattung gut ist: sie
will Zwietracht.” (Kant 1974: 27) In diesem Zusammenhang, um die ,List
der Vernunft* zu verdeutlichen, gebraucht Kant gerne und des Ofteren
das Bild von Baumen, die ,eben dadurch, dass ein jeder dem anderen
Luft und Sonne zu benehmen sucht, einander noétigen, beides Uber sich
zu suchen und dadurch einen schénen geraden Wuchs bekommen.”
(Kant 1974: 28) In dieser Konzeption eines Fortschrittes wider Willen,
der Smithschen Moralphilosophie und Okonomie verwandt, haben sogar
Herrschsucht, Ehr- und Habsucht ihre den Fortgang der Entwicklung
bewirkende Funktion. Womit Kant nicht Immoralitat rechtfertigen und
dementsprechendes Handeln im Interesse des Fortschrittes befurworten

und gutheillen will, nein, hier sind streng die schon erwahnten zwei

8 Im Folgenden der Einfachheit halber im Text zitiert aus: |. Kant, Sammlung.

Schriften zur Geschichtsphilosophie, herausgegeben v. M. Riedel, Stuttgart 1974.
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Ebenen von Sein und Sollen zu unterscheiden. Die Perspektive der
Vorsehung kann und darf nicht die Perspektive des moralisch
handelnden Menschen sein. Der Wille des Menschen ist seinem
intelligiblen Charakter nach absolut frei, wahrend er in der
Erscheinungswelt unter der Notwendigkeit der teleologischen Vorsehung
steht. Unter diesem Aspekt der Dualitat von Freiheit und Natur und ihrer
moglichen, in einer welthistorischen Konvergenz absehbaren, aber nie
ganz realisierbaren Vereinigung in der ldee der weltburgerlichen
Gesellschaft wird der Kantische Gedanke erst recht verstandlich,
namlich dass ,die Elterngenerationen nur scheinen um der Spateren
willen ihr mihseliges Geschaft (...) (zu) treiben® (Kant 1974: 25), dass
sich die ,Menschheit nur in der Gattung, nicht aber im Individuum
vollstandig entwickelt.“ (Kant 1974: 23) Es bleibt aber nichtsdestotrotz
Pflicht des Einzelnen, freiwilig zum moralisch Besseren zu streben,
damit aber zugleich bewusst fur die Zukunft zu arbeiten, flr die
Nachkommenschaft, so dass diese auf der schon erreichten Moralitat
ihrer Vorfahren aufbauen kann. Aber erst vom Standpunkt der
Vorsehung her lassen sich Freiheit und Notwendigkeit harmonisieren.
Kant gelingt es durch diese Differenzierungen, die pazifistische
Forderung nach dem weltburgerlichen Zustand zu vereinbaren mit dem
Realitatsprinzip, dass namlich der reale Geschichtsprozess noch weit
von diesem postulierten Zukunftszustand entfernt ist. Der unaufgebbare
und jederzeit schon realisierbare ethische Anspruch an das Individuum,
normgerecht und mit Zielrichtung auf den Ewigen Frieden zu handeln,
geht einher mit einem Geschichtsprozess, der auch durch
Normwidrigkeit, Bosheit und Gewalt gekennzeichnet ist.

Mit dieser Spannung von Sein und Sollen, bei Hoffnung auf und
Postulierung deren letztendlicher weltgeschichtlicher Konvergenz,

vermag Kant die Komplexitat der Realitat zwischen Normativem und
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Anarchischem, zwischen Assoziativem und Dissoziativem zu erfassen,
ohne sie platt und unvermittelt in die eine oder andere Richtung
aufzulésen. Allerdings bleibt das Problem der Vermittlung von Sein und
Sollen: Es ist moralisches Handeln nicht zu erwarten und psychologisch
unwahrscheinlich, wenn ihm langfristig kein Erfolg im Sein entspricht.
Kant sah das Problem und brachte — nachdem er die Gottesbeweise ad
absurdum gefihrt hatte — ein wenig verklemmt zur Vermittlung von Sein
und Sollen Gott wieder zu Ehren, natlrlich nur im Rahmen der
praktischen Vernunft: Nur der Glaube an Gott kdnne langfristiges
moralisches Handeln garantieren. Aber in einem sakularisierten Zeitalter
wie dem unseren ist selbst diese ,Losung® einer schon sakularisierten
Religion (eben in den Grenzen der Vernunft) nicht generalisierbar, womit
Kants Ethik letztendlich an dem von ihm selbst aufgestellten Prinzip der
Notwendigkeit von Generalisierbarkeit zumindest partiell scheitert.
AbschlieBend zu Kant sei noch auf dessen Kontroverse mit Herder
hingewiesen, die deshalb an dieser Stelle erwahnenswert ist, weil sich
geistesgeschichtlich hier zwei Traditionslinien trennen: Namlich die hin
zum Kosmopolitismus auf der einen Seite und die hin zum Patriotismus
und Nationalismus auf der anderen Seite. Denn die Kantische Reduktion
auf das ,ich denke® der Vernunft, das alles Erfahrung begleitet und durch
das man sich ihrer erst vergewissert, dieses transzendentale,
ahistorische  kosmopolitische Ego fordert Herders striktesten
Widerspruch heraus. Eine derartige ,abstrakte Philosophie und
Gelehrsamkeit (ist) oft (...) unwissend und unkraftig in Sachen des
Lebens und des gesunden Verstandes® (Herder 1968: 103)°. Fur ihn ist

diese von ihm so genannte franzésische Methode bloRes Rdsonnement,

9 Im Folgenden der Einfachheit halber im Text zitiert aus: J.G. Herder, Auch eine
Philosophie der Geschichte zur Bildung der Menschheit, in: J.G. Herder, Schriften,
herausgegeben v. K.D. Conrady, Reinbek b. Hamburg 1968.
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.,abgezogener Geist!, Philosophie aus zwei Gedanken, die
mechanistischste Sache von der Welt* (Herder 1968: 104). Es gibt nicht
,<die Tierheit, Steinheit, Metallheit im allgemeinen® (Herder 1966: 226)0.
Es qgibt nach Herder primar und lebensbestimmend die konkreten,
jeweiligen geschichtlichen Realitaten, wie zum Beispiel den Volksgeist,
der sich im Denken und Handeln manifestiert und deren wesentliches
Charakteristikum ausmacht. Kant antwortet darauf, dass Herder ein
.poetischer Geist* sei, der in subjektiver und allegorienhafter, aber nicht
verallgemeinerungsfahiger Weise sich mit Geschichte befasse.
(Allerdings sieht Herder noch im Gegensatz zu einigen seiner
nationalistischen Nachfolger den Zusammenhang und die Gemeinschaft
der Volksgeister und Nationen in einem welthistorischen Prozess der
zunehmenden Ausbildung von Humanitat, darin wiederum, wenn auch

auf ganz anderer Grundlage, mit Kant Gbereinstimmend.)

Der realistische Gegenkant: Hegel

Kants Position ist angesichts der Allgegenwart von Krieg und Gewalt bis
heute, angesichts des schrecklichen 20. Jahrhunderts (nach dem
friedlich-monarchistischen 19. Jh.) zu offensichtlich, dass Hegel noch zu
Lebzeiten dem Koénigsberger Asketen und Weltfremden widersprechen
musste.

In seiner Rechtsphilosophie, aus deren Paragraphen im Folgenden
zitiert wird, begrundet er den Souveranitats-, d.h. den Unabhangigkeits-
und Suprematieanspruch des konkreten Staates gegenuber jeder Art

von (Interessen-) Partikularitdt systematisch in einer dialektisch-

10 J.G. Herder, Ideen zur Philosophie der Geschichte der Menschheit, Wiesbaden
1966.
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holistischen Analyse der Gesellschaft und der internationalen Politik
seiner Zeit, und das in der Innen- und AuRenpolitik, wie das selbst heute,
auch in der EU, noch der Fall ist — jenseits aller weltgesellschaftlichen,
rein vernunftigen und nicht konkret historischen
Globalisierungshoffnungen von heute. Der Staat wird — um das Ergebnis
der Analyse vorwegzunehmen - begriffen als das Ganze, das
Allgemeine, das die Vielfalt und Willkir der einzelnen Individuen und
Stande (zumal in einer blrgerlich-individualistischen Gesellschaft)
zusammenfuhrt, integriert und auf das Gemeinwohl bezieht. Der einzelne
Mensch, der Burger, ist zunachst einmal — geht man von dieser Fiktion
der Vereinzelung aus - ein Individuum, das nur sich kennt und
egoistisch-normlos, je nach individueller Willkir handelt (Paragraph
181)11. Dies qilt insbesondere flir die burgerlich-liberale
Konkurrenzgesellschaft, wie Hegel — ein eifriger Leser von Adam Smith —
sie in seiner Zeit embryonal entstehen sah: Smith hatte gelehrt, dass,
wenn jeder seine rein individuellen Interessen verfolge, daraus das
Gemeinwohl aller resultiere.

Demgegenulber verwies Hegel darauf, dass der Mensch unvermeidlich
von Geburt an in einem sozialen Ganzen lebe. Aristoteles brachte diesen
Tatbestand auf die bekannte Formel, dass der Mensch ein ,zoon
politikon® sei. Das reine Individuum ist eine Fiktion der Lehren von einem
angeblichen ,Urzustand® oder der Vernunft. Und mit dieser stets
gegebenen sozialen Verwobenheit des Menschen sind zugleich auch
allgemein als Selbstverstandlichkeiten akzeptierte Normen des

Zusammenlebens gegeben, nach denen sich die Menschen richten. Man

M In der Folge wird aus Hegels Rechtsphilosophie zitiert nach der Suhrkamp-
Ausgabe (auf der Grundlage der Werke von 1832-1845, neu edierte Ausgabe,
Redaktion Eva Moldenhauer und Karl Markus Michel). Die Paragraphen im Text

beziehen sich auf die Paragraphen der Rechtsphilosophie.
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kann nicht alles andern oder konstruieren. Seinen ersten, noch rein
nattrlichen Ausdruck findet dieses Zusammenleben in der Familie, in der
die Ehegatten und ihre Kinder aufgrund ihrer biologisch-natirlichen
Verwandtschaft nach Normen zusammenleben, die sich aus der
Notwendigkeit der Pflege und der Erziehung ergeben (vgl. Paragraphen
203 und 350).

Fur Hegel ist sittliches, am Allgemeinen (Gemeinwohl) orientiertes
Handeln keine abstrakte Forderung wie der kategorische Imperativ fir
Kant, der  allgemein und unabhangig vom konkreten
Lebenszusammenhang der Menschen fordert. Hegel begrindete
demgegenuber seine Moral dialektisch, als ein Zusammengehen von
sozial bereits existierender Sittlichkeit und Reflexion darlber: Keine
abstrakte Norm, sondern sittliches Handeln auf der Basis analoger
sozialer Daseinsformen, wie sie tradiert werden (Paragraph 274).

Auch die individualistische Gesellschaft treibt aus den
selbstzerstorerischen Tendenzen der individualistisch-6konomischen
Wirtschaft (Kampf aller gegen alle) dialektisch hinaus auf die Bildung von
etwas Allgemeinerem, Umfassenderem, Uberindividuellem, das den
Individualismus relativieren und einschranken, wenn auch nicht
Uberwinden kann. Hegel nennt hier die Stande (heute wirde man von
Verbanden sprechen), die die individuellen Interessen der Kaufleute oder
der Burger zu einem groReren Ganzen zusammenfassen, aggregieren,
auf ein Allgemeines beziehen, eben auf das allgemeine Interesse der
Kaufmannschaft oder des Blrgertums insgesamt (Paragraph 255). Diese
Form von minderer Allgemeinheit gilt es von der Regierung als Moment
aufzugreifen und in die Gesetze einflielien zu lassen.!2

Die Allgemeinheit oder — wie man heute sagen wirde - das

12 \VVgl. R.K. Hocevar, Hegel und der preuische Staat, Minchen 1973, S. 86ff.
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Gemeinwohl kann man weder durch eine Addition der individualistischen
Willen der Einzelnen gewinnen noch durch eine Zusammenfassung
standischer Interessen. In dieser Hinsicht verlasst man prinzipiell nicht
den Interessen-Standpunkt, es kommt héchstens zu mehr oder weniger
faulen Kompromissen oder Tauschgeschaften (Gibst du mir das, so geb
ich dir das) oder zur Entwicklung einer partikularen Tugend: der Ehre
des Buirgers usw. Das Gemeinwohl kann nur auf der Ebene der
souveranen Staatlichkeit erreicht werden, die - jenseits des
Interessenkampfes — gerade Uuber der gesellschaftlichen Anarchie
individueller Willkir-Akte steht. Dieser derart verstandene Staat bezog
sich auf eine burgerliche Gesellschaft von Freien und Gleichen, deren
potentiell anarchische Tendenzen es ja gerade durch die Staatlichkeit
einzudammen galt. (Diese Freiheit und Gleichheit war im preullischen
Staat nach 1815 nicht gegeben, so dass man Hegel nicht einfach als
Ideologe des Preullentums vereinnahmen kann, auch wenn es viele
missverstandliche Andeutungen dazu gibt.) Hegel wollte Gewaltenteilung
(Paragraph 269) und einen Staatsorganismus, der die Gesellschaft und
ihre Bestrebungen in sich aufnahm, sie also nicht einfach undialektisch
negierte, sondern inkorporierte und auf das Gemeinwohl bezog. Er war
fur die konstitutionelle Monarchie, denn das erbliche Kdnigtum schien
ihm bester Ausdruck der Souveranitat und einer Position jenseits des
Interessenkampfes. ,Die Souveranitat (...) existiert nur als die ihrer selbst
gewisse Subijektivitat und als die (...) Selbstbestimmung des Willens, in
welcher das Letzte der Entscheidung liegt. Es ist dies das Individuelle
des Staates als solches (...) Die Subjektivitat aber ist in ihrer Wahrheit
nur als Subjekt, die Persdnlichkeit nur als Person (...) Die Personlichkeit
des Staates ist nur als eine Person, der Monarch, wirklich® (Paragraph
279). Der Monarch kann aber nicht willkirlich handeln, sondern ist an

Gesetz und Verfassung gebunden. ,(...) (D)ie flrstliche Gewalt setzt
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insofern die anderen Momente voraus, wie jedes von diesen sich
voraussetzt® (Paragraph 258). Gottesgnadentum war Hegel fremd; er
fundierte die Souveranitat und Suprematie des Monarchen im ,Geburts-
und Erbrecht® (Paragraph 281). ,Nur dann®, so meint Hegel, ,wenn der
Monarch durch Geburt bestimmt wird, ist die Gefahr gering, dass der
souverane Wille von bestimmten gesellschaftlichen Gruppen in Dienst
genommen wird (...)“13.

Der Staat in diesem Sinne ist die oberste Vermittlung, Verséhnung,
sittiche  Ausrichtung und Transzendierung der Interessen der
Gesellschaft, die allerdings nicht abstrakt, unabhangig von dieser
Gesellschaft erfolgen kann, sondern die in einer Gesellschaft
vorhandene, konkrete Sittlichkeit (als gelebte Moral) aufgreifen muss
(Paragraph 256f.). Sittlichkeit wird — wie oben bereits ausgeflihrt — nicht
als abstrakte Norm begriffen, die fur die gesamte Menschheit gilt,
sondern als in jeder Sozietat unterschiedlich gelebte Moralitat, als je
unterschiedlich ausgepragter Normenkomplex, auf den sich der Staat
bezieht und den er zu wahren hat.#

Ergebnis: Der Staat (und auch heutzutage nur er) fasst nach Hegel die
auseinandertreibenden Interessen einer Gesellschaft zusammen, indem
er Uber ihnen steht, ohne sie zu negieren, denn der Staat beruht auf der
konkret und alltaglich z.B. in der Familie oder im Volk gelebten
Sittlichkeit, die er bewahren muss. (Internationale Organisationen
kdnnen das in ihrer Diffusitdt und Lebensfremdheit nicht.) Der Staat ist
fur Hegel damit quasi die letzte Instanz, die eine Gesellschaft auf die
Sittlichkeit bezieht. Jeder Staat steht also in dialektischem Bezug zu

seiner Gesellschaft und diese zu ihm. Der Bezug zu anderen Staaten

13 P. Schaber, Recht als Sittlichkeit, Wurzburg 1989, S. 119.
14 Vgl. K.-H. Nusser, Hegels Dialektik und das Prinzip der Revolution, Minchen [u.a.]
1973, S. 46ff.
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kommt damit zunachst einmal gar nicht zum Tragen, er ist belanglos, da

sich die Sittlichkeit (im Sinne von Allgemeinheit, auf die das Einzelne

bezogen ist) nur im Staate realisiert. Diese Betrachtung fuhrt zu Hegels

Sicht der internationalen Beziehungen.

Jeder Staat ist nach Hegel souveran, unabhangig, sich selbst
bestimmend und damit die Sittlichkeit realisierend — sowohl gegentber
der eigenen Gesellschaft als auch gegentber anderen Staaten, aber
stets in Bezug auf diese Gesellschaft, deren Interessen ja nicht schlicht
negiert, sondern in ein groleres Ganzes integriert werden sollen. Hegel
unterscheidet in Paragraph 259 drei Aspekte des Staates, von denen es
nun die beiden letzten zu behandeln gilt: ,Die Idee des Staates hat:

a. unmittelbare Wirklichkeit und ist der individuelle Staat als sich auf
sich beziehender Organismus - Verfassung oder inneres
Staatsrecht;

b. geht sie in das Verhaltnis des einzelnen Staates zu anderen Staaten
uber — auleres Staatsrecht;

c. ist sie die allgemeine Idee als Gattung und absolute Macht gegen
die individuellen Staaten, der Geist, der sich im Prozesse der
Weltgeschichte seine Wirklichkeit gibt.”

Die Staaten treten sich gegenulber als jeweilige Allgemeinheiten, die je

fir sich Suprematie beanspruchen. Sie stellen die in einem Volk

gegebene Sittlichkeit dar, auf der die Moralitat beruht. Hier gibt es nicht —
wie bei Kant — eine weltblrgerliche Gesellschaft, auf die sich die Blrger
als Burger beziehen konnten; der Buirger bezieht sich auf ,seine’
jeweilige konkrete Sittlichkeit in Form des jeweiligen Staates, der in
dieser Hinsicht einen Absolutheitsanspruch austbt. In dieser Form
konnen sich die Staaten wechselseitig anerkennen, aber es gibt kein
uber ihnen stehendes Recht, da sie selbst die Inkarnation des Rechts

sind (dieses Monopol des Staates ging, bezogen auf das Recht, als
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monistische Vdlkerrechtstheorie in die Jurisprudenz ein). Aufgrund der
wechselseitigen Anerkennung gilt allerdings der Volkerrechtsgrundsatz,
dass beschlossene Vertrage einzuhalten sind. Wenn ein Staat einen
anderen nicht anerkennt, erlaubt Hegel sogar die Intervention ihm
gegendber, um ein Staatswesen der Sittlichkeit gemal zu schaffen, das
andere Staaten anerkennt. ,Aber diese Anerkennung fordert eine
Garantie, dass er die anderen, die ihn anerkennen sollen, gleichfalls
anerkenne, d.i. sie in ihrer Selbstandigkeit respektieren werde, und somit
kann es ihnen nicht gleichgultig sein, was in seinem Innern vorgeht"
(Paragraph 331).

Da es jedoch keine Souveranitat Uber den Staaten geben kann, ist
Krieg ein legitimes Mittel bei Divergenzen zwischen den Staaten (,es ist
kein Prator vorhanden, der da schlichtet”, Paragraph 339), doch muss
der Krieg stets auf den Frieden bezogen bleiben. Denn auch in seiner
Beziehung zu anderen Staaten kann der souverdane Staat seine vom
Innenverhaltnis gegebene Bindung an Sittlichkeit nicht einfach
ausschalten. Der Krieg ist ihm zugleich aber auch ein Bewahrungsfeld
fur die Tugend des Blrgers, da nur im Krieg angesichts totaler
Opferbereitschaft, der Bereitschaft namlich zur Opferung des Lebens,
der Bulrger seine Verpflichtung gegenliber dem sittlichen Ganzen
unabdingbar unter Beweis stellen kdnne. ,Darin, dass die Staaten sich
als solche gegenseitig anerkennen, bleibt auch im Kriege, dem Zustand
der Rechtslosigkeit, (...) ein Band, (...) so dass im Kriege selbst der Krieg
als ein Vorubergehen-sollendes bestimmt ist (...) Die neueren Kriege
werden daher menschlich gefuhrt (...) Die europaischen Staaten bilden
eine Familie nach dem allgemeinen Prinzip ihrer Gesetzgebung, ihrer
Sitten, ihrer Bildung (...)* (Paragraph 338, 339).

Welcher Staat im internationalen Feld durch Krieg oder durch andere

Mittel (die ja nicht ausgeschlossen werden, eher erwlnscht sind,
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Diplomatie usw. ) gewinnen und Uberleben werde, Uberlasst Hegel dem
oben bereits erorterten Prozess der Weltgeschichte, die ihnm daher ein
Weltgericht ist. Die Weltgeschichte ist die umfassendste Totalitdt und
Allgemeinheit, von der die Totalitat des Staates nur ein Moment ist. ,Der
hdhere Prator ist allein der allgemeine an und fur sich seiende Geist, der
Weltgeist® (Paragraph 339). Hegel ging jedoch gemal seiner
Geschichtsphilosophie davon aus, dass sich in und Uber diesem
Staatenkampf der Prozess der zunehmenden Selbstbewusstwerdung
und Befreiung der Menschheit realisiere. Diesen Prozess sah er u.a. in
weltgeschichtlichen Personlichkeiten wie dem von ihm bewunderten
Napoleon reprasentiert (Paragraph 348), der Fortschritt in dieser
Weltgeschichte bewirkte, indem er den fortschrittichen Gedanken der
Grolien Franzdsischen Revolution in Europa verbreitete.

Auf der oOkonomisch-privatwirtschaftlichen Ebene ist nach Hegels
Analyse der buirgerlichen Gesellschaft Internationalitdt eher maoglich,
denn die liberale Wirtschaft drangt zum AuBenhandel und zum
Wirtschaftsverkehr mit dem Ausland. Hier gibt es Konsumenten und die
zur Produktion erforderlichen Rohstoffe. Der Staat soll in diesen
international-0konomischen Bereich aber nicht lenkend eingreifen, wenn
Uberhaupt, ist dies die Aufgabe der Polizei (Paragraph 249). Im
privatrechtlichen Verkehr zwischen den Staaten qilt fur Hegel zudem der
Grundsatz der Rechtsgleichheit unabhangig von der Staatsangeharigkeit
der Person. Aber diese oOkonomische Ebene ist nach der
Staatskonzeption von Hegel nicht ausschlaggebend. Sie sollte jedoch in
der Wirkungsgeschichte bedeutend werden.

Ergebnis: Die Staatenwelt ist fir Hegel die Sphare des vereinzelt
Besonderen (reprasentiert durch die einzelnen Staaten, die fur sich aber
das Allgemeine darstellen); dies wird aufgehoben durch die totale

Allgemeinheit der Weltgeschichte, die der sich in Freiheit vollendende
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Weltgeist (= Gott) ist. ,Die Prinzipien der Volksgeister sind um ihrer
Besonderheit willen, in der sie als existierende Individuen ihre objektive
Wirklichkeit und ihr Selbstbewusstsein haben, Gberhaupt beschrankte,
und ihre Schicksale und Taten in ihrem Verhaltnisse zueinander sind die
erscheinende Dialektik der Endlichkeit dieser Geister, aus welcher der
allgemeine Geist, der Geist der Welt, als unbeschrankt ebenso sich
hervorbringt, als er es ist, der sein Recht — und sein Recht ist das
allerndochste — an ihnen in der Weltgeschichte als dem Weltgerichte
ausubt” (Paragraph 340).



3 Die Grinen und der ewige Frieden

Frieden ist ein theologischer Begriff, der die unendliche Geborgenheit
des Menschen in Gott bezeichnet, die Uberwindung der Welt. Dieser
metaphysisch-idealistische Friedensbegriff ist nur begrenzt in die
konflikthafte und kriegerische Welt der Politik zu Gbertragen, auch nicht
als mogliches Ziel von Politik, da dieses lllusionen Uber die nun eben mal
so gegebene Realitat der Welt erzeugt. Zumal die Verwirklichung von
Frieden hier auf Erden in der Geschichte stets blutig-totalitar geendet hat
(1789, 1917, 1933), indem all die, die sich diesem irdischen Frieden
nicht fligen wollten, massenhaft ermordet wurden.

Es ist kein Zufall, dass gerade die Deutschen immer wieder auf diesen
Friedensbegriff hereinfallen, auch wieder heute, wo man glaubt, die Welt
durch innen- und aulenpolitische Pazifizierung und Zivilisierung
(,Frieden machen®) wirklich von Gewalt und Krieg befreien zu kdnnen, in
Verkennung der Tatsache, dass der Mensch durchaus auch aggressiv ist
und dass in einem anarchischen Staatensystem mit nur rudimentarer,
internationaler Gerichtsbarkeit immer wieder ein bdser Herrscher zum
Angriffskrieg gegen andere Staaten verleitet werden kann. (Man denke
nur an die Expansion Chinas, die Bedrohung der Ex-GUS-Staaten durch
Russland, die atomare Gefahr aus dem lIran und aus Nordkorea, die
Aufheizung des islamischen Raums, die Burgerkriege in Afrika und
Lateinamerika usw.) Vor allem die evangelische Kirche in Deutschland —
nachdem sie im Gegensatz zum Katholizismus in grol3en Teilen Hitler
gestutzt hatte — ist heute ins radikalpazifistische Gegenteil umgekippt,
indem sie in grol3en Teilen alle Kriege flr nicht zu rechtfertigen halt. Man
erinnere sich nur an die Massenmobilisierung gegen die Aufstellung von
Pershing-lI-Raketen in Westdeutschland in Antwort auf und zur Abwehr

der drohenden SS-20-Raketen des kommunistischen Russlands. Und in
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der EU klappt der Frieden nur, weil deren Staaten kulturell als Abendland
recht homogen sind. Schon an den Grenzen der EU wird es schwieriger.

Die Deutschen neigen seit dem 30-jahrigen Krieg, der nur auf
deutschem Boden stattfand und in dessen Verlauf sie zur Halfte ums
Leben kamen, zur Idyllik weltabgewandten Pazifismus; zur Abkehr von
der Politik: der aufgeklarte Fuarst wird es schon machen; zur
biedermeierlichen Naturseligkeit. Das ist zwar moglich und z.T. durchaus
konservativ, aber nur in der Version von Thomas Mann als
,machtgeschutzte Innerlichkeit®, in dem Sinne, dass man vertrauensvoll
die Politik und militarische Verteidigung dem Herrscher uberlasst und
sich selbst ethisch und asthetisch hoher stehenden Werten zuwendet.
Derart differenziert wurde das aber von vielen nicht gesehen, man wurde
vielmehr im Biedermeier unpolitisch, wenn nicht sogar antipolitisch, als
kdnne man Politik fir immer voll moralisieren, den Krieg verbannen und
die Konflikte in Harmonie auflésen.

Als man dann durch die zunehmende Demokratisierung des
Deutschen Reiches ab 1890 in die Politik gezwungen wurde, reagierte
man auch unpolitisch und irrational, indem man ohne Verstandnis fur
politische Prozesse ins entgegengesetzte Extrem pendelte, namlich zu
einem Ubertriebenen Nationalismus und lautstark auftrumpfenden
Imperialismus. Nach 1945 flichteten viele Westdeutsche wieder
unpolitisch unter den militdrischen Schutz des grof3en, amerikanischen
Bruders und lehnten zugleich — zumindest im linken Lager — Atomwaffen
ab, obwonhl klar war, sich nur so gegen die russischen Atomwaffen durch
Abschreckung verteidigen zu kdnnen. Nach der Wiedervereinigung und
nach der forcierten europaischen Integration fihlen sich viele (bis weit
ins burgerliche Lager hinein) quasi wie eine Provinz im mittleren Westen
der USA, die sich auch nicht um Verteidigung zu kiimmern braucht,

dabei allerdings ignorierend, dass Deutschland Teil des kleinen
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Westeuropas ist, das nur eine Halbinsel des gro3en eurasischen
Kontinents ist und das seit Jahrtausenden ewigen Einwanderungen und
Invasionen aus den Tiefen dieses z.T. sehr armen Raumes ausgesetzt
ist. Was tun, wenn der islamistische Iran den NATO-Partner Tirkei oder
Israel angreift? Wollen die Deutschen dann einfach die Augen schliel3en
und hoéchstens Geld geben, wie 1991, als die UN Kuwait von den
irakischen Besetzern befreite; oder wie 1994, als man den Volkermord in
Ruanda und Srebrenica kaum wahrnahm; oder wie 1999, als die
Beteiligung der Bundesregierung am Krieg gegen die Serben auf
erheblichen Widerstand bei den Grinen und in der SPD traf? Letzter
Hohepunkt dieser aulRenpolitischen Reserviertheit war die Nichtbeteilung
der CDU/CSU-FDP-Koalition am Krieg gegen Libyen 2011. Daflr trumpft
die deutsche Offentlichkeit umso vehementer auf in ihrer Empérung iber
Menschenrechtsverletzungen alliberall — deutsche Besserwisserei und
normativer Imperialismus, statt Kaiser Wilhelm I[I. nun Ex-Bischd&fin
Kalmann. Die Deutschen sind ein Volk ohne ,innere Balance®, sagte
schon Adenauer. Man pendelt zwischen den Extremen, ohne sie zu
meiden.

Die Lage in Frankreich und England ist ganz anders. Frankreich war
zwar in der 3. Republik vor allem in den 1930er Jahren wegen
innenpolitischer Instabilitdt und Kampfesunwillen auf3enpolitisch
schwach, was zur Niederlage von 1940 fuhrte; ahnlich in der 4. Republik
bis 1958, als man die Kolonialkriege nicht in den Griff bekam: Aber mit
de Gaulles Machtantritt wurde ein starkes Prasidentenamt geschaffen,
das autoritar eine klare auf3enpolitische Linie durchsetzen konnte, sei es
der allgemein in Frankreich unbestrittene Aufbau einer Atomstreitmacht
(mit der der franzosische Staatsprasident Chirac noch 2005 dem lIran
drohte); oder sei es eine eigenstandige Aullenpolitik gemaly nationaler

Interessen, z.T. gegen die USA und gegen deren Krieg im Irak 2003, den
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Frankreich nur bei gleichberechtigter Teilnahme an ihm beflrworten
wollte. Frankreich ist auch stets bereit, in Afrika militarisch einzugreifen,
um seine legitimen Interessen zu sichern und z.B. das Vordringen
islamistischer Krafte abzuwehren.

Ahnlich England, das sich immer noch ein wenig als alte
Kolonialmacht flhlt und die Volker dort auch aufgrund langer
Erfahrungen besser und illusionslos versteht, sei es, dass man 1982 die
volkerrechtswidrig von Argentinien besetzten Malvinas-Inseln im
Sudatlantik zurtckerobert und so auch indirekt die argentinische
Militardiktatur stirzt; oder sei es, dass britische Elitetruppen 2002 effektiv
den Burgerkrieg in Sierra Leone beenden (nachdem afrikanische
Eingreiftruppen an Disziplinlosigkeit gescheitert waren.) Oder sei es,
dass man bereit ist, zusammen mit den USA und Frankreich den
libyischen Diktator Gaddafi 2011 zu stlrzen.

Dass keine Armee sei, ist auch in Lateinamerika unvorstellbar (obwohl
man nur wenige Kriege auf dem Kontinent hatte, dafur umso mehr
Blrgerkriege). Die Armee war die Organisation, die vor 200 Jahren
allgemein die spanische Kolonialmacht vertrieben hatte und deshalb bis
heute respektiert wird. Sie ist Ausdruck des nationalen Stolzes und dient
dem inneren Zusammenhalt des Staates (u.a. im Kampf gegen
separatistische Krafte). Die Armee flhlt sich auch legitimiert, in Notfallen
die Staatsgeschafte diktatorisch selbst zu Ubernehmen, um z.B. in
Brasilien 1965-1985 positivistisch die von Comte inspirierten
Wirtschaftsreformen durchzufihren. Vor zwischenstaatlichen Kriegen
schrecken die Generédle angesichts der oft unendlichen GroRe der
Staaten aber zuriick, auch deshalb, weil ja so auch die schénen Waffen
kaputtgehen konnten.

In Subsahara-Afrika, auch im islamischen Raum, sind die Armeen oft

die einzigen, gesamtgesellschaftlichen Institutionen, die diese fragilen,
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ethnisch zersplitterten Staaten zusammenhalten und Burgerkriege
verhindern konnen. Wenn das allerdings nicht gelingt, werden sie zur
Kampfpartei im Bulrgerkrieg, was diese oft sehr grausam macht. Der
Einsatz von Truppen in zwischenstaatlichen Konflikten kommt auch vor:
z.B. von Libyen im Tschad, von Eritrea gegen Athiopien; von Athiopien
gegen Somalia; von Tansania gegen Uganda; von Ruanda und Uganda
gegen den Kongo; von Marokko gegen die vormalige spanische Kolonie
Westsahara; von Zimbabwe ,zugunsten® Kongos; usw. Krieg und
Blrgerkrieg gehoren daher auf diesem Kontinent leider zum Alltag, so
dass sich jeder gegen Angriffe schitzen muss, wie das auch bis 1945 in
Europa der Fall war, bis die Europaische Union hier und heute ein
allgemeines Klima des Vertrauens jenseits des Kampfes aller gegen alle
erfolgreich geschaffen hat.

Das ist allerdings angesichts der Feindschaften in Afrika auf
absehbare Zeit nicht abzusehen. Wir werden noch auf lange Zeit
Armeen brauchen, zumal die UN meistens aktionsunfahig ist, und zwar
nicht, weil Putin nicht mitzieht z.B., sondern, weil Russland seit anders
her andere innen- und aufRenpolitische Entwicklungen durchgemacht
hat: Man will sein halbautoritares Machtsystem erhalten (auch seitens
der Bevdlkerung) und man sieht sich historisch oft von au3en bedroht:

Mongolen, Napoleon, Hitler ... (Hitler ist erst 70 Jahre her.)



4 Schein-idealistische AuRenpolitik der Griinen

Im Grundsatzprogramm der Grinen aus dem Jahr 1980 wurde als
grundlegendes Prinzip die Gewaltfreiheit proklamiert, was freilich auch
damit zusammenhangt, dass eine Wurzel der Grinen in der
Friedensbewegung liegt. ,Wir streben eine gewaltfreie Gesellschaft an,
in der die Unterdrickung von Menschen durch den Menschen und
Gewalt von Menschen gegen Menschen aufgehoben ist. Unser oberster
Grundsatz lautet: Humane Ziele kdnnen nicht mit inhumanen Mitteln
erreicht werden.” (S. 6) ,Friedenspolitik ist gerichtet auf gesellschaftliche
Verhaltnisse, die im Innern der Lander Selbstbestimmung und Freiheit
gegeniber jetzt herrschenden Gewaltverhaltnissen bedeuten. Wir wollen
dass alle Volker und Lander ihren eigenen Entwicklungsweg nehmen
und selbst bestimmen konnen, dass alle Moglichkeiten zur Nutzung ihrer
Fahigkeiten und Ressourcen ausgeschopft werden kdnnen und wenden
uns vor allem bezogen auf die ,Dritte Welt’, aber auch auf alle Staaten
und auf Volksgruppen und Minderheiten gegen alle Formen, sei es
politisch, militarisch oder kulturell, der Bevormundung, Einmischung,
Besetzung und Ausplinderung. Nur wenn das Recht an die Stelle von
Gewalt tritt, kann die Menschheit Gberleben. (...) Gewaltfreiheit bedeutet
nicht Kapitulation, sondern Sicherung des Friedens und des Lebens mit
politischen Mitteln statt mit militdrischer und sozialer Verteidigung. (...)
Der Ausbau einer am Leitwert Frieden ausgerichteten Zivilmacht muss
mit der sofort beginnenden Auflosung der Militarblocke, vor allem der
NATO und des Warschauer Paktes einher gehen. Damit wird die
Grundlage geschaffen, um die Teilung Europas und damit auch die
deutsche Spaltung zu Uberwinden.” (S. 17) ,Die erste Institution fur alle
Nationen muss zu einem wirksamen Instrument der Friedenspolitik im

Sinne des Selbstbestimmungsrechtes der Volker ausgebaut werden.
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Deshalb lehnen wir das Vetorecht in den UN grundsatzlich ab.” (S. 16)

Auch im Grundsatzprogramm von 1993 (nach der Wiedervereinigung)
setzten die Grunen weiterhin auf Gewaltfreiheit als Grundwert. ,Wir
wollen darauf hinwirken, dass der Interessenstreit zwischen Staaten
durch die Entwicklung und Institutionalisierung einer Weltinnenpolitik
abgeldst wird. Die militéarische Logik der Konfliktaustragung muss durch
ein demokratisch begriindetes multilaterales System nichtmilitérischer
Konfliktldsung ersetzt werden. Wir stehen flr Frieden, Gerechtigkeit und
Bewahrung der Schopfung (11) (...) Militarische Gewalt — zumal die mit
hochtechnologischen und Massenvernichtungswaffen ausgeristete —
stellt eine generelle Bedrohung dar. Krieg und Kriegsdrohung mit
solchen Waffen ist schlimmste, illegitime Gewalt. Deshalb streben wir
eine umfassende Abristung und Entmilitarisierung der Gesellschaft an
und lehnen Krieg als Mittel der Konfliktlosung ab.” (20) ,Internationale
Konfliktregelungen zur Abschaffung des Krieges bedirfen einer
demokratisch reformierten UNO.“ (20)

Fir die friedenspolitische Ausrichtung der Grunen in der Folgezeit
waren die Jugoslawienkriege malRgebend. Es begann Anfang der 90er
Jahre, als allgemein offensichtlich wurde, dass der Kalte Krieg zu Ende
war und ein Zusammenstehen der Staaten des vielvolkrigen, oder
modern: multikulturellen, Jugoslawien gegen externe Feinde nicht mehr
notwendig war. Der traditionelle ethnische Nationalismus der
jugoslawischen Teilstaaten, vor allem im christlich-orthodoxen Serbien
und im katholischen Kroatien (seit 1945 lange durch die allmachtige
kommunistische Partei und die charismatische Integrationskraft des anti-
nationalsozialistischen Guerilla-FUhrers wahrend des 2. Weltkrieges,
Tito, unterdrickt), brach wieder auf und wollte die Unabhangigkeit fur
,seinen® Staat. Problem war: Die ethnisch, sprachlich, religiés, mental,

historisch, O0konomisch, sozial etc. unterschiedlichen Bevolkerungen
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wohnten seit der tldrkischen Herrschaft so vermischt in engster
Nachbarschaft mit- und insbesondere neben- und spater dann vor allem
gegeneinander, dass die Unabhangigkeit eines Teilstaates
Minderheitensituationen mit Gefahren fir die jeweilig andere(n)
Minderheit(en) schaffen wirde und dann auch schuf. Die Mehrheit
brachte die jeweilige Minderheit um oder vertrieb sie zumindest. Die
Massengreuel der kroatisch-faschistischen Ustascha gegenlber den
Serben wahrend des 2. Weltkrieges sind bis heute sehr prasent. Diesen
Nationalismus machten sich insbesondere auch die vormaligen
serbischen Kommunisten unter Milosevic und seiner Frau zunutze. Sie
schirten ihn regelrecht — zum eigenen Machterhalt.

Die Angste vor einem solchen erneuten, allgemeinen Massen-
Gemetzel waren fur alle Voélker dort ,unten® aufderst konkret und
bedrohlich, und es kam dann ja auch zu ungeheuerlichen
Massenmorden. Man schlidderte — wie schon einmal, 1914, in dem
balkanischen Pulverfass — in die Jugoslawien-Krisen und -Kriege! Denn
da man sich in den westlichen Hauptstadten, auch in Bonn und in
Moskau - fahrlassigerweise oder mit Absicht — nicht so recht bewusst
war oder nicht bewusst sein wollte, was in Jugoslawien bevorstand
(obwohl immer wieder seit dem Tod Titos vorhergesagt), und auch
wegsah (es gibt immer Wichtigeres), und da man auch militdrische
Malinahmen zu Beginn der 90er Jahre angesichts der negativen
Reaktionen der Offentlichkeit ausschloss, zdgerten die Regierungen
oder drohten nur lau evt. Strafmallnahmen an. Man handelte auch
unkoordiniert oder gar gegeneinander: Jeder wollte sich Freunde im
zerfallenden Gebilde schaffen, indem er bestimmte Gruppen und
Staaten in der Region bevorzugt in ihrem Unabhangigkeitsstreben
unterstitzte — die typisch anarchische Situation hobbésienne (Aron) der

internationalen Politik, die Anarchie und Konkurrenz aller gegen alle, die
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meist zum Krieg fuhrt und eben nur durch (schwierige und oft
scheiternde) Koordination oder durch einen Hegemon vermieden werden
kann: Die Deutschen aber unterstutzten — wie schon im 2. Weltkrieg —
die Kroaten und Albaner, die Briten, Franzosen und Russen die Serben
USW.

So fuhr man allerseits in die jugoslawischen Hauptstadte und
ermahnte zwar grofl3vaterlich nach auf’en hin zur Einheit, ohne aber
Sanktionen zu benennen, wenn sich daran nicht gehalten werde. Das
war faktisch eine Ermunterung zur Separation und
Unabhangigkeitserklarung. In einer solchen internationalen Konkurrenz
nach dem einzigen Schuldigen zu suchen, bringt nicht viel, die Kroaten
sind wohl nicht unschuldiger als die Serben, auch wenn deren Fuhrer
Milosevic den serbischen Nationalismus besonders intensiv und
aggressiv zu seinem Nutzen instrumentalisierte. Aber der autokratische
Kroaten-Fuhrer und erste Prasident des souveranen Kroatien, Tudman,
ein ehemaliger kommunistischer General, der sich nun mit den neuen
Faschisten umgab, war nicht besser, auch wenn z.B. die deutsche
Offentlichkeit, angeleitet durch die rot-griine Bundesregierung, einseitig
prokroatisch eingestellt war und die Serben zum groflen Buhmann
aufbauschte.

Die Kriege zwischen Serben und Kroaten, Serben und Muslimen
konnten durch die standigen Vermittlungen der uneinigen EU nicht
gestoppt und erst durch amerikanisches Bombardement und durch das
US-Friedensdiktat von Dayton 1995 beendet werden. Am 30.6.1995
wurde im Deutschen Bundestag Uber den Regierungsantrag ,Deutsche
Beteiligung an den Mallhahmen zum Schutz und zur Unterstitzung
eines eventuellen Abzugs der VN-Friedenstruppen® abgestimmt. Das
Uberwiegend negative Abstimmungsergebnis der Grinen (4:41) lasst

sich zuruckfihren auf den Inhalt des Wahlprogrammes des Jahres
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1994.15 Die Grunen fundamentieren hier insbesondere ,die unteilbaren
Menschenrechte, friedliche Konfliktbearbeitung und vorbeugende
Konfliktvermeidung, machtpolitische Selbstbeschrankung und radikale
Abrustung sowie den weltweiten Okologisch-solidarischen
Interessenausgleich als Leitgedanken ihrer Aullenpolitik.“1¢  Eine
Beteiligung der Bundeswehr an UNO-Blauhelmmissionen lehnen wir
weiterhin ab. [...] Wir wissen, dass die Bundeswehr [...] nicht von heute
auf morgen aufzulésen ist. lhre Abschaffung ist ein Prozess der
Abrustung und Konversion, der politisch und gesellschaftlich schrittweise
umgesetzt werden muss. Deshalb fordern wir die Umwidmung des
,Verteidigungsetats’ im Bundeshaushalt zu einem Konversionsetat.” Der
Mitteleinsatz sei ,flr die Konversion der Ristungsindustrie, den Aufbau
eines Zivilen Friedensdienstes, die Unterstitzung von Friedensforschung
und Friedensarbeit vor Ort sowie fur die Unterstutzung von Konzepten
der Sozialen Verteidigung zu verwenden.“17

,Bundnis 90/Die Grunen setzen sich fur eine Prazisierung der UN-
Charta ein, um den urspringlich positiven politischen Ansatz von
neutralen, deeskalierenden und vermittelnden UN-Einheiten in der UN-
Charta als einzig zulassige Form solcher Einheiten erstmalig
festzuschreiben. Die so genannten friedenschaffenden’ UN-Einsatze
lehnen wir ab und fordern, dass sie in der UN-Charta definitiv
auszuschliel3en sind. Eine Starkung der Vereinten Nationen, an der sich

Deutschland mit eigenen personellen Kraften und eigener Infrastruktur in

15 J. Fischer, Plenarprotokoll 13/48 v. 30.06.1995, S. 0397 1ff.

16 W. Nachtwei, Pazifismus zwischen Ideal und politischer Realitat, in: B. Bleisch, J.-
D. Strub (Hg.), Pazifismus. Ideengeschichte, Theorie und Praxis, Bern [u.a.] 2006,
S. 303-317.

17 Bandnis 90/Die Grunen, Programm zur Bundestagswahl 1994, S. 76, nach
Nachtwei, S. 306f.
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multilateralem Rahmen beteiligt, muss einhergehen mit einseitigen
Schritten der Abristung, die konsequent die Abschaffung der
Bundeswehr zum Ziele haben. Denn nur so wird deutlich, dass die
Vereinten Nationen der Starkung einer zivilen Weltordnung dienen und
nicht zum Instrument der Militarisierung von Konflikten im Interesse
global agierender Grolmachte werden.“ (Programm zur Bundestagswahl
1994, S. 79) ,Eine Beteiligung der Bundeswehr an UNO-
Blauhelmmissionen lehnen wir weiterhin ab. Alle Planungen, die
Bundeswehr an Schnellen Eingreiftruppen zu beteiligen, sind zu
beenden.” (S. 76) 1995 erfolgte also eine erste, gewisse Abwandlung
des Postulates der Gewaltfreiheit, die 1998 mehrheitsfahig wurde.

1998 im sudlichen Serbien, oder um den formellen Begriff zu nehmen:
im sUdlichen Teil der Bundesrepublik Jugoslawien (also Serbien und
Montenegro) drohten sich die Kriege zu wiederholen, im Kosovo, wo
mehrheitlich Albanischstammige, neben Serben u.a., leben. Teile der
Albaner mit ihren Ethnien, auch in Mazedonien und Griechenland,
streben seit langem nach einem groRalbanischen Staat, der das
Machtegleichgewicht in diesem Raum zerstoren wurde. 1989 hatte
Milosevic die Autonomie des Kosovo eingeschrankt, die Tito noch
grol3zlgig gehandhabt hatte, so dass es seitdem dort rumorte. Dieses
Mal wollte sich der Westen nicht erneut durch Tatenlosigkeit oder
Konkurrenz  untereinander blamieren, allerdings nun in einer
Konstellation, in der es noch weniger als zuvor einen ,Schuldigen® gab.
Der sicherlich nicht zimperlichen serbischen Armee im Kosovo stand die
ebenso wenig zimperliche ,Kosovarische Befreiungsarmee® (UCK) mit
allen ihren grofalbanischen, kriminellen, Rauschgift u.a. handelnden,
mafiosen Auslaufern im gesamten Europa (auch in Deutschland)
gegenuber, und beide gerieten unvermeidlich aneinander. Es war

Blrgerkrieg: Die Serben vertrieben Kosovaren, eine Massenflucht
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entstand, es kam zu Massenmorden — und die UCK schlug erbittert
zurick. Der ehemalige Prasident des (weiterhin zu Serbien
volkerrechtlich und staatsrechtlich gehérenden) Kosovo, I. Rugova, hatte
noch bis zum letzten Moment eine friedliche Lésung versucht, wurde
aber schnell zwischen den Fronten zerrieben.

Die US-dominierte Konferenz von Rambouillet bei Paris lud 1998/99
die Kriegsparteien vor und unterbreitete in dieser verfahrenen Lage den
Plan einer internationalen Besetzung des Kosovo; d.h. konkret
angesichts der pro-serbischen Haltung Russlands und der dadurch
bedingten, absehbaren und dann auch eingetretenen Blockade des UN-
Sicherheitsrates: einer blol3 ,westlichen® Nato-Besetzung dieser
jugoslawischen Provinz, deren volker- und staatsrechtlicher Status als
Teil Jugoslawiens allerdings nicht tangiert werden sollte. Es war also zu
erwarten, dass der bei Scheitern der Konferenz den Konfliktparteien
angedrohte Krieg volkerrechtswidrig sein wurde, denn Krieg ist seit 1945
unbezweifelt und klar nur dann erlaubt, sieht man von Notwehrfallen ab,
wenn er vom UN-Sicherheitsrat zuvor genehmigt wurde, der aber wegen
des russischen Vetos blockiert war. Und den Krieg gewinnt der, der
zuerst angreift, der zuerst schief3t. Ein Notwehrfall lag im Kosovo-
Blrgerkrieg nicht vor: Es bestand ja gentgend Zeit, die UN zu fragen.
Und aulienpolitisch wirde die Nato in diesen (internen) Blrgerkrieg
eingreifen, d.h. als Erste schiel3en. Wegen dieser Problematik hat u.a.
auch Helmut Schmidt vor dem Kosovo-Krieg gewarnt, da er das
bestehende Minimum an bisher akzeptierten volkerrechtlichen Regeln
weiter erodieren lassen wirde. Das mache weitere Kriege umso eher
mdglich (die dann kamen). Die Rechtfertigung von Joschka Fischer,
dieses Kriegsverbot musse durch menschenrechtliche Gesichtspunkte
relativiert werden, ist zwar moralisch verstandlich, wird aber von der

Volkerrechtslehre mehrheitlich nicht geteilt. Denn das
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Menschenrechtsargument hatte man auch und gerade 1945 gekannt, als
man das absolute Kriegsverbot vereinbarte. In der Debatte des
Bundestages Uuber die Beteiligung der Bundeswehr an einem
Militareinsatz der Nato sprach Fischer von einem ,Ausnahmefall®, nicht
,Prazedenzfall“'é: [Es geht hier nicht um eine (...) Interventionssucht. Es
geht hier nicht darum (...) Angriffskriege im Stil nationalstaatlicher Hybris
und nationalstaatlicher Hegemonialpolitik vorzubereiten. Vielmehr geht
es darum, ebensolches zu verhindern, darum, eine rational nicht mehr
verantwortbare, ethisch nicht mehr verantwortbare, eine auf aggressivem
Nationalismus beruhende Politik Belgrads in die Schranken zu weisen —
oder wir bekommen dort letztendlich einen gro3en Balkankrieg, den
Europa nicht zulassen kann und darf (...). Das war - neben den
menschenrechtlichen und ethischen Grinden — der Grund, der mich
seinerzeit meine Position zu Bosnien hat andern lassen. Ich appelliere
nochmals an alle (...), dass wir dies in Europa nicht zulassen durfen.
Wenn wir die Lehre aus der blutigen ersten Halfte des 20. Jahrhunderts
gelernt haben, dann darf es in Europa keine Kriegstreiberei mehr
geben.” Plotzlich geht es um die Handlungsfahigkeit der jungen
Regierung — Schein-ldealismus!

Das volkerrechtswidrige Ergebnis der Rambouillet-Konferenz war
schon zu Beginn moglich, wenn nicht sogar wahrscheinlich. Es war auch
in gewissem Male wahrscheinlich, dass Serbien auch bei Androhung
eines Krieges nur schwerlich nachgeben konnte. Die nationalistische
Stimmung im Lande war sehr antiwestlich aufgeheizt, und den Kosovo
sah man allgemein als historisches Kernland Serbiens. Weiterhin: Die
Konferenz in Rambouillet mit ihrem Vorschlag einer Kontrolle des

Kosovo durch Truppen vor Ort musste stets zu Lasten Serbiens gehen

18 J. Fischer, Plenarprotokoll 13/248 v. 16.10.1998, S. 23141ff.
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und die Kosovaren bevorzugen, da die UCK im rechtlichen Sinne kein
Territorium hatte, das hatte besetzt werden kénnen, aber Serbien. (Das
war bei den vorherigen Konflikten im sonstigen ehemaligen Jugoslawien
noch anders.)

Serbien, das ebenso wie UCK-Vertreter an der Konferenz teilnahm,
wenn auch niedrigrangig vertreten, stimmte der internationalen Kontrolle
des Kosovo nicht zu, zumal umfangreiche Durchreiserechte flr die Nato
durch serbisches Hauptterritorium zum Kosovo hin vorgesehen waren,
denn anders war der Kosovo nicht zu erreichen. (Das war der so
genannte Anhang B des Friedensvertrages, der in der Diskussion weit
Uberschatzt wurde.) Ab 23.3.1999 bombte die Nato unter deutscher
Beteiligung gegen militarische und infrastrukturell bedeutsame Ziele in
Serbien, die Trennung zu zivilen Zielen ist jedoch immer schwierig, von
technischen Fehlern ohnehin abgesehen. (Das Bombardement von
Zivilisten ist verboten.) Glick hatte die Nato, dass Milosevic dann doch
nachgab, weil dessen innenpolitische Kriegskoalition fast aller Parteien
angesichts der massiven Zerstérungen zu brockeln begann, Soldaten
desertierten oder verweigerten sich der Einberufung. Die Nato dachte
bereits an den Einsatz von Bodentruppen, nachdem die reinen
Bombardements den Widerstandswillen nicht zu brechen schienen. Auch
Russland wurde in dieser Lage in seiner ,panslawischen® Position
zugunsten von Serbien unsicher. Vielleicht wollten auch die Serben von
Anfang an nur das Gesicht wahren. Oder zumindest die Standfestigkeit
der Europaer testen. Die serbischen Truppen zogen aus dem Kosovo ab
und Nato- sowie russische Truppen und UN-Einheiten wurden dort
stationiert, die UN war quasi als ,Kompromiss® gegentber Russland und
Serbien jetzt eingebunden worden. Damit legitimierte nun die UN die
Besetzung.

Eine Etappe auf dem Weg zum Waffenstillstand war der so genannte
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Vermittlungsplan Joschka Fischers von Anfang April 1999.

Er sah unter anderem vor:

— Abzug der serbischen Armee, inklusive sonstiger quasi-militarischer
Einheiten,

— Einstellung der Angriffe seitens der UCK,

— Schaffung einer internationalen Friedenstruppe,

— Einrichtung einer UN-Verwaltung,

— Ruckkehr der Fluchtlinge,

— Okonomischer Stabilitatspakt fur Stdosteuropa.

Neu zu den bisherigen Friedenskonzepten war insbesondere die

Einbeziehung der UN, Uber die auch das unter Prasident Jelzin prinzipiell

prowestliche Russland wieder ins Boot geholt werden sollte — und dann

auch wurde. Einige dieser Elemente sollten in die Regelungen eingehen,
die Anfang Juni zum Waffenstillstand fluhrten. Der Plan stiel} aber
zunachst auf amerikanischer Seite auf Erstaunen, da er taktisch zu frih
kam und nur als eine Schwache des Westens gedeutet werden konnte.
Was waren — exemplarisch — die Grinde fur die schnelle Zustimmung
der deutschen rot-grinen Koalition und insbesondere von Au3enminister

Fischer zu diesem Krieg, der volkerrechtswidrig war? Wir versuchen, hier

die wesentlichen Grinde aus der Sicht der Regierung

zusammenfassend zu referieren, ohne sie zu teilen:

— Zundchst: in der AuRenpolitik eines Staates kann man nicht so
experimentieren wie in der Umwelt- und Innenpolitik, denn in der
Aulienpolitik droht stets potentiell die Isolation und langfristig der
Untergang.

— Wie historisch entwickelt, war die Lage sehr kompliziert, einfache
Schuldzuweisungen waren nicht moglich.

— Der Krieg war wegen der fehlenden Zustimmung des UN-
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Sicherheitsrates zwar volkerrechtswidrig, aber man empfand ihn als
legitim: Denn nur so konnte sowohl den bedrohten Kosovaren als
auch den Serben im Kosovo geholfen werden, die von der UCK
angegriffen wurden.

— Die mehrfachen Massen- oder gar Vélkermorde im Jugoslawien in
der ersten Halfte der 1990er Jahre waren fur Fischer und Teile der
Grinen Mitte der 1990er der biografische Anlass und die Ursache
zugleich, ihren zuvor gehegten - partiellen? - Pazifismus zu
uberdenken und aufzugeben.

Es bleibt insgesamt ein ungutes Geflhl bei dem schnellen ,Ja“ der
Regierung Schroder/Fischer zum Krieg. Und nicht nur aus den Grinden,
die wir schon genannt haben. Als faktisch schon im Herbst 1998 noch
zusammen mit Vorganger Kohl, der noch Kanzler, aber schon abgewahlt
war, Uber das prinzipielle ,Ja“ zum Krieg entschieden wurde, hat man
eher Bilder von der feixenden Fréhlich- und Leichtigkeit der Rot-Griinen
in Erinnerung: Stets einen flotten Spruch auf den Lippen. Zwar war man
dann im Frahjahr 1999, als es ernst wurde, bis ins Korperliche hin
erschuttert: blasse Gesichter und zitternde Stimmen. Aber das wars.

Als weiterer Grund fur die Zustimmung kam eine gewisse
Unerfahrenheit der neuen Regierung von 1998 hinzu, insbesondere in
der Aulenpolitik. Jedoch auch ein konzeptioneller Mangel: Hier schlagt
sich nieder, dass die Linke nie eine explizite analytische und normative
Kriegstheorie entwickelt hat, oder genauer gesagt. Der proletarische
Internationalismus war nie pazifistisch — erst recht nicht Marx und
Engels.

Kurzum: Wer den Kosovo- und den Afghanistan-Krieg fuhrte, hatte
auch dem Irak-Krieg 2003 zustimmen miassen. Das ware ohne
Widerspruch gewesen. Was Fischer tat, war das Gegenteil. Die Kriterien,

unter welchen Bedingungen man Krieg fihren kann oder soll, sind also
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unklar.

Realistischerweise ...

gibt es ,gute” und ,bose” Kriege. Kriterien sind z.B.:

— Das Ziel des Krieges muss ein hohes Gut darstellen, das nach
Abwagung aller Umstande und nach Beratschlagung mit anderen zu
verantworten ist: Ziele, wie ein menschenwirdiges Leben zu
erreichen oder wieder herzustellen.

— Das Mittel ,Krieg“ muss verhaltnismalig zum Ziel sein: dem hohen
Gut. Z.B.: Die Eroberung eines syrischen Bergdorfes durch den Irak
(mehr nicht) mit einem Atomschlag auf Bagdad zu beantworten, ware
krass unverhaltnismaflig. Das Ziel menschenwirdigen Daseins kann
zuweilen auch die Opferung von Leben (als Mittel) bedeuten -
inklusive Tyrannenmordes.

— Krieg darf nur letztes Mittel sein, wenn alles andere, wie Sanktionen,
Verhandlungen usw., gescheitert ist.

— Der Krieg muss so gefliihrt werden, dass er mit realistischer Aussicht
auf Erfolg nach angemessener Zeit beendet werden kann.

Bezogen auf Jugoslawien: Man héatte die ungeheuerlichen Massenmorde

verhindern kdnnen, indem man den einheitlichen Gesamtstaat erhalten

hatte — mit einer einheitlichen starken und Uberethnischen, ethnisch
neutralen Spitze wie unter dem Kroaten Tito, der im serbischen Belgrad
regierte. Aber wer auf diese Option setzte, drohte bei der eigenen

Staatsgriindung zu spat zu kommen — zu Lasten seiner Minderheiten, die

dann wohl mdglich von dem anderen, schneller selbstédndigen Staat

.kassiert” worden waren, zumal ein Wiedererstarken des alten,

abgewirtschafteten und traditionell eher schwachen, jugoslawischen

Gesamt- und Bundesstaates unwahrscheinlich war. Wer zuerst handelte,
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hatte auf jeden Fall einen Vorteil. Unvermeidlich kam es bald gemaf

dieses Kalkuls zu militdrischen Auseinandersetzungen auf allen Seiten —

am wenigsten noch auf Seiten der Muslime im (Teil-) Staat Bosnien-

Herzegowina — und in der Folgezeit zu einem entsetztlich grausamen

Krieg in der ersten Halfte der 1990er Jahre, da jeder seine Minderheiten

durch Eroberung von fremdem Territorium zu schiitzen trachtete. Oder

einfach dadurch sein Territorium ,schutzen® wollte, dass er die fremden

Ethnien vertrieb: ,Ethnische Sauberung“ war das schreckliche Wort.

Es bestanden folgende Alternativen, die beide nicht ergriffen wurden:

1. Ein glaubwirdig starkes, notfalls auch militdrisches, rechtzeitiges
Eintreten einer Vormacht (USA, EU etc.) fur ein einheitliches
Jugoslawien und/oder eine glaubhaft starke, durchsetzungsfahige,
internationale Kontrolle. Und durchsetzungsfahig ist letztlich, wie
auch in der Innenpolitik, nur der, der Gewalt hat.

Oder:

2. Geordnete Abtrennung der Teilstaaten durch eben eine solche
Vormacht, notfalls auch mit Bevolkerungsaustausch, mit
glaubwurdig durchsetzbaren Schutzgarantien fir die verbleibenden
Minderheiten, wenn Uberhaupt. (US-AuRenminister Kissinger hatte
das z.B. zeitweise fur die weilde, britische Minderheit im damaligen
Rhodesien vor. Sie sollte aus- und umgesiedelt werden.)

Dem ware Milosevic nicht unbedingt abgeneigt gewesen. Es gab hierzu

sogar Planungen der Serbischen Akademie der Wissenschaften. Aber

ein solcher Plan wurde vom Westen immer mit dem Argument
abgelehnt, man diarfe nicht wieder das ethnische Prinzip in die
internationale Politik einflhren, denn das hatte den Zerfall ganzer

Staaten in Afrika oder Russland und selbst im multiethnischen Spanien

(Basken-Problem) bedeutet. Man wollte keine neue Konferenz von Jalta

1945, auf der ja ethnische Vertreibungen (,Umsiedlungen®) groflten
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Umfangs von den USA, GrolRbritannien und der Sowjetunion
beschlossen worden waren.

Die Frage ist nur angesichts der genannten normativen Kriterien, ob
nicht die rechtzeitige Trennung und territoriale Aufgliederung (z.B. von
Serben und Albanern im Kosovo spater 1999) ein kleineres Ubel
gewesen ware als der Krieg vom Marz/April 1999. Ob das ein weltweites
Signal zu weltweiten ethnischen Aufstdnden von Minderheiten gewesen
ware, ist wohl zweifelhaft. Auch auf Zypern wird ethnisch getrennt (wenn
auch nur auf Betreiben der Turken). Aber so weit wurde Anfang der 90er
gar nicht gedacht.

Der Kosovo-Krieg war, blickt man in die 90er Jahre zurick, Endstick
einer langen Strecke. Der Westen hatte sich zuvor, seit Beginn der
1990er Jahre, zumindest fahrlassig durch Zégern und Hadern, aber auch
durch eigensuchtiges, nationales Taktieren in eine Lage gegenuber
Serbien und den Staaten des ehemaligen Jugoslawiens insgesamt
manovriert, in der er schliel3lich nur noch zum Krieg greifen konnte, an
einer Stelle, wo er wohl am wenigsten zu rechtfertigen war.
Rechtzeitiges Handeln, vor allem auch Krieg oder zumindest die

glaubwurdige Drohung mit ihm, hatte diese Situation verhindern kénnen.



5 Griine Imperialismus-KTritik

Von der 68er Studentenbewegung (institutionalisiert durch SDS und
APOQO) greift ein starker Arm zur Grindung der Grlinen aus. Sie wollten —
genauso wie die ,Szenen®, die ihnen nachfolgten — insbesondere mit
dem Nachkriegsdeutschland, der Adenauerzeit brechen — dies aber
ganzlich unpolitisch. Man rief direkt zum Birgerkrieg auf, wollte alles
radikal andern. Den mihsamen Kampf um parlamentarische Mehrheiten
wollte man sich offensichtlich ersparen. Dauer- und Alles-Kritik, das
Hervorheben des ,Negativen®, waren die Folgen. Aufgrund des folgenlos
bleibenden meist gewalttatigen Protests gegen die
Notstandsgesetzgebung, kam es zum Ende von SDS und APO. U.a.
auch ihre Mitglieder fanden Aufnahme bei den Grinen, als
L2Auffangbecken flr alle, die links standen® (J. Schwarze).

Mitte der sechziger Jahre wurde die lange Tradition des Anti-
Amerikanismus in der deutschen Geschichte u.a. durch diese Krafte
aufgefrischt. Dem Vietnamkrieg kam zumindest eine
,Katalysator(wirkung) fur eine sich verscharfende Auseinandersetzung
mit der Politik der Vereingten Staaten zu“. Es wurde gegen die
Indochinapolitik der USA protestiert. Im Gegensatz zu seinem Mitstreiter
Adorno, der den Protest gegen die Amerikaner als ,ideologisch® ansah,
forderte Herbert Marcuse ,eine klare Stellungnahme gegen den
amerikanischen Imperialismus und fur den Befreiungskampf®. Dieser
Anti-Amerikanismus in Form von u.a. Anti-Imperialismus wurde in den
70er Jahren auch ein Bestandteil der politischen Kultur in Deutschland.
Er spielt dann seit den 80er Jahren weniger eine Rolle, wenngleich
gerade im Rahmen der rot-grinen Beteiligung am Kosovo-Krieg nicht
ausgeschlossen werden kann, dass hier biographische Hintergrinde von

Politikern, basierend auf dieser Zeit, mit entscheidungsrelevant fur die
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Beteiligung waren — in Konkurrenz zur Pax Americana.

Insgesamt muss gesehen werden, dass der oft von u.a. ,linker* Seite
geaulerte Vorwurf, die USA seien imperialistisch, verfehlt ist. Es muss
folgender Hintergrund beachtet werden: Die Vereinigten Staaten traten
nur widerwillig in die beiden Weltkriege ein. Die USA sind aus einem
antikolonialen Befreiungskampf entstanden. Das flhrt dazu, dass sie bis
heute antikolonial eingestellt sind. Es gab im Kampf gegen Nazi-
Deutschland eine Kriegspartnerschaft zu Grol3britannien, in der die USA
in der Kolonialfrage auf ein rasches Ende der Kolonialherrschaft auch
der Briten drangten. Und die 6konomische Penetranz seitens der USA
fuhrt auch zur langfristigen, politischen und wirtschaftlichen
Emanzipation der vorerst 6konomisch Abhangigen.

Man kann nun einwenden, dass die USA hier nur deshalb so agierten,
weil sie die Kolonialmachte beerben wollten. Es ist auch offensichtlich,
dass die USA in den vormaligen Einflusszonen der Briten und Franzosen
oder anderer Kolonialmachte (Niederlande) z.T. bis heute dominant
wurden (Naher Osten, Pakistan, Siudostasien, Lateinamerika). Es gab
auch offene koloniale Aktionen der USA, z.B. die faktische Besetzung
Sud-Vietnams von 1963 bis 1973. Aber der Fall ,Vietnam® ist eher eine
Ausnahme und nicht typisch flr die amerikanische Auf3enpolitik. Und
man kann nun wirklich heute nicht behaupten, dass Siudostasien z.B. in
einem Vasallenverhaltnis zu den Vereinigten Staaten stinde. Auf eine
Formel gebracht: Die innenpolitische Liberalitadt der USA bei gleichzeitig
hohem moralischen Standard realisiert sich aul3enpolitisch als Export
von Demokratie, als Freihandel und als (zuweilen) weltweite
Menschenrechtspolitik (vor allem gegen die kleineren Staaten). Innen-
und AulRenpolitik bilden bei den USA eine Einheit.

Wir leben gegenwartig in einem amerikanischen Zeitalter, da wir die

weltweit akzeptierten gesellschaftlichen Werte der USA als Ausdruck
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eines modernen Liberalismus akzeptieren. Allerdings gibt es auch
irrationale und antidemokratische Gegenwehr zu dieser amerikanischen
Kulturdominanz, insbesondere in Form des islamischen
Fundamentalismus und bei linken Intellektuellen Frankreichs. U.a. auch
wegen dieser Gegenwehr werden die USA wohl in Zukunft keine
Weltordnungspolitik mehr betreiben oder Weltpolizist sein wollen,
sondern sich eher isolationistisch rickbesinnen (siehe gegenwartig z.B.
Afghanistan). Denn der groRe Feind von friher fehlt. Zwar wird die
militérische und wirtschaftliche Ubermacht und Innovationskraft bestehen
bleiben (und man wendet sie zuweilen auch durchaus machtpolitisch-
realistisch, nicht nur ,idealistisch“-demokratieorientiert an, so als man
1991 nicht den irakischen Diktatur sturzte, sondern sein Regime als
Gegengewicht zum ebenso gefahrlichen Iran aufrechterhielt.)
Uberwiegend wird man jedoch weiterhin idealistisch agieren:
Demokratieexport/férderung, Freihandel, eine Weltwirtschaft mit
mehreren gleichberechtigten Zentren, die von den Vereinigten Staaten

durchaus akzeptiert werden. God bless America!



6 Grundziige konservativ-realistischer Au3enpolitik

Wie in den vorherigen Kapiteln aufgezeigt, verfehlt idealistische
AulRenpolitik entweder ihr Ziel oder erreicht was anderes oder das
Gegenteil. Das ist das Schicksal allen Lebens, deshalb ist das dem
Idealismus nicht primar vorzuhalten. Vielmehr ist das Ziel selber
problematisch, namlich zu meinen, dass die Gegenwart per se schlecht
sei und die Menschen zu ihrem Besseren ,gebracht® werden mussten.
Dabei leben die meisten zufrieden in ihren Traditionen und wissen schon
selbst, was ihnen gut tut und was nicht. Und wie sie das realisieren. Der
Mensch ist schon frei und nicht nur angebliches Opfer von Ausbeutung
und Herrschaft. Selbst im Dritten Reich gab es unter Katholiken
durchweg erheblichen Protest. Wer nicht will, will nicht ... .

Das gqilt auch fir Entwicklungslander, natirlich gibt es hier
Hungersnote, bei denen dann zu Recht durchaus effektiv seitens der
Weltgemeinschaft geholfen wird, so dass es mittelalterliche Hungersnote
wie die letzte in Irland um die Mitte des 19. Jahrhunderts (als 1/3 der Iren
verhungerten) nicht mehr gibt. Die Zahlen, die die UN nennt: 1 Mrd.
Hungernde, sind allerdings rein konstruierte, statistische GréRRen, die aus
okonometrischen Modellen abstrakt abgeleitet werden. Wer mal durch
die 3. Welt gereist ist, weil}, dass sie nicht stimmen, zumal diese Lander
keine wirksamen Statistischen Amter haben. In diesen Lander gibt es
zwar nicht den Luxus wie bei uns, aber dafur vielleicht mehr religiose
und soziale Geborgenheit in  hergebrachten  grof¥familialen
Schutzstrukturen, die durch das kapitalistische Individualisierungs-,
Konsum-, Effektivitats-, Konkurrenz- und Arbeitsteilungsprinzip zu
erodieren drohen (wie zunehmend in den alten Industrielandern, mit all
den Folgen moralischer und gesellschaftlicher Verwahrlosung. Der

Idealismus erreicht namlich mit dem von ihm propagierten Prinzip
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standiger Hilfe nur, dass der Staat schlielllich alles macht und die
Betreuten entmindigt, so dass das Gegenteil vom Intendierten bewirkt
wird.)

Politik und Aulenpolitik sollten daher vielmehr diese traditionalen
Strukturen bewahren und nur dann andern, wenn die Leute es wollen.
Dabei ist eine schwierige Balance zwischen Wahrung von
Menschenrechten und Recht auf traditionale Eigenentwicklung zu
sichern, z.B. dahingehend, dass man die z.T. lebensgefahrliche
Tatowierung von Jungen in der 3. Welt respektiert. Oder? Oder
Herrschaftssysteme, die auf dem Prinzip der Beratung mit allen und nicht
auf dem Mehrheitsgrundsatz beruhen.

Das ware eine konservative Aullenpolitik in der Tradition des 19.
Jahrhunderts, die gro3en sozialen Stromungen zu lassen, wie sie sich
entwickeln, aber nicht unbedingt den intellektuellen und universitaren
Mini-Minderheiten zu folgen, die fur sich die Medien zu erobern wussten.
Man muss sich immer darin erinnern, dass der Freiherr von der Marwitz
zu Beginn des 19. Jahrhunderts durch ein Dorf ging, um seine Bauern
und deren Kinder in die Schule zu zwingen, die wollten aber nicht (woftr
auch?) und bevorzugten des Abends und im Winter das beschauliche
Hindammern am Feuer und bei einem erleichternden Wein, Weib, Bier
und Gesang. Die Menschen sind halt sehr ungleich: der Freiherr las
gerne Blcher, die Bauern eben nicht.

Dieses bauerlich-bodenstandige Gottvertrauen, dass die Welt morgen
nicht in Katastrophen (auch nicht im nur statistisch-abstrakt berechneten
Klimawandel) untergehen wird, auch dann, wenn wir nichts tun, dieses
Urvertrauen fehlt uns im Westen leider heute, was eine schwierige
Aufgabe fur die Konservativen ist, denn z.T. gibt es nur noch wenige
funktionierende und bewahrte und damit bewahrheitete Traditionen, an

die angeknupft werden kdnnte. Um dieses Problem mit zu lI6sen, legen
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wir diese kleine Veroffentlichung vor.



7 ldealistische Menschenrechtspolitik

Am 4. Juni 2008 stellte die Fraktion der Grinen im Bundestag den

folgenden Antrag’®:

.Eine kohérente und konsistente Menschenrechitspolitik gegeniiber

China entwickeln

Der Bundestag wolle beschliel3en:

|. Der Deutsche Bundestag stellt fest:

Vor den Olympischen Sommerspielen in Peking und nach den jungsten
Unruhen in Tibet ringt die internationale Gemeinschaft um den ,richtigen’
Umgang mit der Volksrepublik (VR) China bezlglich seiner
Menschenrechtslage. Die Bundesregierung ist in dieser Frage zerstritten
und ersetzt derweil die fehlende notwendige koharente und konsistente

Menschenrechtspolitik mit Symbolmalinahmen.

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,

1. den offentlich ausgetragenen Streit um das ,richtige’ Vorgehen
gegenuber der VR China zu beenden, ein koharentes und
konsistentes Konzept einer Menschenrechtspolitik gegenuber der
VR China zu entwickeln und umzusetzen und dabei statt auf reine
Symbolpolitik auf einen langfristig angelegten, kooperativen
Dialogprozess zu setzen;

2. gegenuber der chinesischen Regierung Fortschritte hinsichtlich

des Schutzes und der Gewahrleistung von Menschenrechten zu

19 Vgl. BT-Drs. 16/9422 v. 04.06.2008.
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wurdigen;

der chinesischen Regierung gegenuber weiterhin die Abschaffung
der Todesstrafe zu thematisieren und auf die Einhaltung
wenigstens der Mindeststandards des Zivilpaktes der Vereinten
Nationen zu drangen;

gegenuber der chinesischen Regierung die ausstehende
Ratifizierung des Zivilpaktes der Vereinten Nationen anzumahnen;
gegenuber der chinesischen Regierung das absolute Folterverbot
weiterhin anzusprechen;

die chinesische Regierung dazu aufzufordern, ungehinderten
Zugang zu allen Haftanstalten und Lagern in China fur den VN-
Sonderbeauftragten fir Folter, die VN-Hochkommissarin flr
Menschenrechte sowie das Internationale Komitee des Roten
Kreuzes zu gewahren,;

sich gegenuber der chinesischen Regierung daflir einzusetzen,
die beschlossene Reform des System der Umerziehung durch
Arbeit unverzuglich umzusetzen und die Administrativhaft
vollstandig abzuschaffen;

in allen Dialogforen das Thema Presse- und Meinungsfreiheit zu
setzen und sich gegeniuber der chinesischen Regierung fur eine
politische Liberalisierung der Medien, die Beendigung der
Repressionen gegen kritische Journalistinnen und Journalisten
und die Abschaffung der Internetzensur einzusetzen;

die chinesische Regierung zu verstarkter Einflussnahme
gegenuber der sudanesischen Regierung zur politischen Lésung
des Darfur-Konfliktes aufzufordern;

dazu beizutragen, die chinesische Regierung far
menschenrechtsrelevante Konsequenzen ihres Engagements in

Konfliktgebieten wie Birma/Myanmar oder Simbabwe zu
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sensibilisieren;

gegenuber der chinesischen Regierung in Dbilateralen
Gesprachen, im Rahmen  des Deutsch-Chinesischen
Rechtsstaats- und Menschenrechtsdialoges und im Rahmen der
EU auf Chinas verfassungs- und volkerrechtliche Pflichten zum
Schutz der Religionsfreiheit fir alle Chinesinnen und Chinesen
hinzuweisen:;

sich gegenuber der chinesischen Regierung fur den Schutz und
die Gewahrleistung von Minderheitenrechten einzusetzen;

im Hinblick auf die Lage der Uigurinnen und Uiguren in Xinjiang
gegenuber der chinesischen Regierung auf die Wahrung ihrer
Freiheitsrechte @ sowie ihrer sozialen, kulturellen und
wirtschaftlichen Menschenrechte hinzuweisen;

die Bedeutung und Notwendigkeit von rechtsstaatlichen Verfahren
auch gegenuber dem Terrorismus verdachtigter Uigurinnen und
Uiguren bilateral und im Rahmen der EU mit der VR China zu
thematisieren;

die chinesische Regierung zu einem Ende der Repressionen und
einer Offnung in Tibet aufzufordern;

sich gegenuber der chinesischen Regierung fur die
Gewabhrleistung der Menschenrechte aller Tibeterinnen und
Tibeter, insbesondere deren Glaubens- und Religionsfreiheit
sowie den Schutz ihrer kulturellen ldentitat einzusetzen;
gegenuber der chinesischen Regierung die Notwendigkeit
ernsthafter und konkreter Verhandlungen mit dem Dalai Lama
uber die Zukunft Tibets innerhalb Chinas und die Rechte der
Tibeterinnen und Tibeter zu verdeutlichen;

die chinesische Regierung zu einem Ende ihrer verbalen Attacken

gegen den Dalai Lama aufzufordern.”
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Empfehlungen zu einer realistischen deutschen Menschenrechtspolitik

gegenuber China

(Menschenrechtskonzept Chinas)

Vor dem (geistes)geschichtlichen Hintergrund muss die Behandlung der
Menschenrechtsfrage durch China gesehen werden?0, das die
Universalitdt im so genannten Menschenrechtsregime der VN (zentral:
Allgemeine Erklarung der Menschrechte (1948) sowie die beiden
Internationalen Pakte Uber blrgerliche und politische Rechte2! (1966)
sowie Uber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (1966))
anerkennt. Hier ist es wichtig, dass China konzeptionell die
Menschenrechte als vom Staat gewahrte Rechte versteht, die
gleichzeitig mit Pflichfen der einzelnen Burger verbunden sind.22 Sie
stehen im historischen Kontext und verlaufen parallel zur wirtschaftlichen
und sozialen Entwicklung innerhalb der Gesellschaft.

Die einzelstaatlichen Rechte der Souveranitat und Entwicklung dirfen
nicht angegriffen werden. Das ist die Voraussetzung dafur, die
Menschen- und (besonders) Bulrgerrechte zu implementieren. Damit
gehen hierarchisch die sozialen und wirtschaftlichen Rechte den
individuellen Freiheitsrechten vor. Erst wenn die Grundbedurfnisse erflllt
sind, konnen entsprechend politische und zivile Rechte der Bulrger
wahrgenommen werden. Oder wie die chinesische Staatsfuihrung stets

betont: ,Das oberste Menschenrecht ist, ausreichend zu essen zu

20 VVgl. detailliert: J. Bellers, M. Porsche-Ludwig, Weltgeschichte Politik, Berlin 2011,
S. 265ff.

21 Diesen Pakt hat China 1998 unterschrieben, aber bis heute noch nicht ratifiziert.

22 \/gl. auch G. Schubert, China und die Menschenrechte, in: Der Burger im Staat
2009, S. 230ff. (233f.).



53

haben.”23

Die Verwirklichung der Menschenrechte ist nach chinesischem
Verstandnis verbunden mit den historischen Erfahrungen und kulturellen
Traditionen, ebenso mit den soziobkonomischen Entwicklungen. Insofern
sei dieser Weg jeweils gesellschaftsbezogen, basierend auf der
staatlichen Souveranitat. Aus dieser Perspektive wird die westliche Kritik
an China als Versuch gewertet, /Ar Menschenrechts- und
Demokratiemodell zu universalisieren. Daher sieht sich China durchaus
gewillt, die Menschenrechte umzusetzen und auch in einen Dialog
betreffend diesen Prozess einzutreten, was nicht zuletzt (neben der
Ratifizierung von verschiedenen Menschenrechtsabkommen24) auch
durch die Aufnahme einer Staatszielbestimmung

,Menschenrechtsschutz” in die Verfassung Chinas im Jahre 2004

23 Siehe auch das gegenwartige Beispiel des Streites um die Zensur der Internet-
Suchmaschine Google (,Googlezensur”). Der chinesische Aulenminister Yang
Jiechiin aulerte, China sei entschieden dagegen, dass Hacker das Internet
angriffen. China sei dem Internet gegeniber sehr offen. Aber nach ,Verfassung
und Vorschriften” habe die Regierung die Aufgabe, die Stabilitat der Gesellschaft
zu wahren und korperliche und geistige Verletzungen ihrer Mitglieder zu
verhindern. (Vgl. Die Welt v. 15.01.2010)

24 (In Klammern das Datum der Ratifizierung bzw. des Beitritts): - Internationales
Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung von 1965
(1982); - Internationale Konvention Uber die Bekampfung und Bestrafung des
Verbrechens der Apartheid von 1973 (1983); - Konvention Uber die Verhitung und
Bestrafung des Vélkermordes von 1948 (1983); - Ubereinkommen (iber die Rechte
des Kindes von 1989 (1992); - Ubereinkommen (iber die Beseitigung jeder Form
von Diskriminierung der Frau von 1952 (1980); - Ubereinkommen gegen Folter
und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
von 1984 (1988); - Abkommen Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge von 1951
(1982); - Protokoll Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge vom 31. Januar 1967
(1982).
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gestutzt werde. Uber die Erfolge, die einzelnen
menschenrechtspolitischen  Entwicklungsschritte informieren einige

Weildbucher, die die chinesische Regierung seit 1991 veroéffentlicht.25

(Empfehlungen)
Wie sollte die deutsche Menschenrechtspolitik — aufgrund der
unterschiedlichen Menschenrechtskonzeptionen — gegenltber China

aussehen?26  Wir fokussieren nicht die EU, da keine einheitliche
europaische Menschenrechtspolitik auf der Basis der EMRK gegeniber

China existiert?” (wenngleich ein Dialog Uber Menschenrechtspolitik seit

25 Zuletzt im Jahre 2005 das WeilRbuch ,Building of Political Democracy in China®
(http://www.china.com.cn/chinese/Plc/1003062.htm [11.10.2011]). Auch aus ihm
ergibt sich, dass China die Menschenrechte auf ,Leben” und ,Entwicklung® fur die
grundlegenden Menschenrechte halt.

26 \Vgl. generell zur bisherigen deutschen Menschenrechtspolitik: G.M. Sierck u.a.
(Hg.), Handbuch der Menschenrechtsarbeit, 3. Aufl.,, Bonn 2007; F.-J. Hutter, C.
Tessmer (Hg.), Menschenrechte und Blirgergesellschaft in Deutschland, Opladen
1999; F. Nuscheler, Entwicklungspolitik und Menschenrechte, Duisburg 1997.

27 \/gl. die ,Schrebergartenmentalitat” der EU etwa im Rahmen des Waffenembargos
gegenuber China im Jahre 1989; dazu: Die Beziehungen zwischen der EU und
China: auf dem Weg zu einer ,umfassenden strategischen Partnerschaft*?, in:
Einsichten und Perspektiven, Themenheft 2/2008: Die sicherheitspolitischen
Beziehungen zwischen Asien und Europa. Seit der Verkiindung ihrer Richtlinien
fur eine ,Umfassende Partnerschaft mit China“ (,Comprehensive Partnership with
China”) am 29. Juni 1998 und ihres “Asien-Strategie-Papiers” (“Asia Strategy
Paper”, vgl. Commission of the European Communities, Europe and Asia — A
Strategic Framework for Enhanced Partnerships. Communication from the
Commission, Brussel, 4.9.2001 COM (2001) 469 final) vom September 2001 ringt
die EU um eine koharente, umfassende und ausgewogene Chinapolitik (auch

innerhalb Asiens) auf der Basis einer langfristigen Strategie, die sowohl Chinas
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1995 besteht).

1.

Menschenrechtspolitik (nicht nur) gegentber China beginnt dort, wo
eigene, also deutsche Interessen gefahrdet sind. Ansonsten drehen
sich Menschenrechtsfragen oftmals darum, das Herz von
Menschenrechtsgruppen oder einer bestimmten, etwa konservativen
Klientel zu treffen (,Klientelpolitik”). Es sollte also nur fir
Menschenrechte eingetreten werden, wenn auch die Bereitschaft
besteht, Nachteile in Kauf zu nehmen, z.B. als Folge einer
entsprechenden Reaktion des Angegriffenen. So lasst sich stets
eine  progressive  Menschenrechtspolitik  gegentber  China
proklamieren, wenn andererseits weiterhin mit China gute Geschafte
gemacht werden kénnen. So hat die deutsche Bundesregierung
schon kurz nach dem Massaker auf dem Platz des himmlischen
Friedens (,Tian'anmen-Massaker”, 1989) wieder Kontakte mit China
gepflegt. Das betrifft auch die sensiblen Fragen, z.B. die Tibetfrage
(,Autonomie Tibets”), wo die deutschen Regierungen in der
Vergangenheit stets den chinesischen Standpunkt eingenommen
haben. Die chinesische Regierung begnugt sich, wenn das Thema
von westlichen Gasten angesprochen wird, oftmals mit der
Freilassung einiger Gefangener, um das Gesicht des westlichen
Gastes zu wahren (und nicht das eigene!). Insofern ware es hier
politisch eher angebracht, dezidiert zu &ufRern, dass man macht-

und wirtschaftspolitische Interessen in den Mittelpunkt stellt, um das

wachsendes politisches und 6konomisches Gewicht auf globaler und regionaler
Ebene, als auch die europaischen Interessen zur Durchsetzung ihrer eigenen
Gemeinsamen Aulien- und Sicherheitspolitik (GASP) bertcksichtigt. Die China-
Politik der EU wird bis heute von ihren wichtigsten Mitgliedstaaten (Deutschland
und  Frankreich) formuliert, ausgehend von deren Handels- und

Wirtschaftsinteressen.
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Politikfeld der Menschenrechte nicht nachhaltig zu diskreditieren
und zu schadigen, gerade betreffend die Frage der politischen
Glaubwirdigkeit.28 Insofern hilft eine symbolische
Menschenrechtspolitik nicht (siehe z.B., als auleres Zeichen, die
inkoharente ,Empfangspolitik” gegenuber dem Dalai Lama seitens
der deutschen Reprasentanten, die einer ,Schaufensterpolitik”
entspricht, da hierdurch die China-Politik nicht verandert wird).2°
Hier geht man mdglichen machtspezifischen und wirtschaftlichen
Nachteilen aus dem Weg. Die Burger mussten im Falle ernsthafter
Menschenrechtspolitik auf mdgliche Folgen einer entsprechenden
Menschenrechtspolitik — als einer mdglichen Reaktion Chinas -
vorbereitet werden. Hier muss gesehen werden, dass die immer
engeren okonomischen Beziehungen und die daraus erwachsende
Interdependenz zahlreiche strategische Konsequenzen fur die
politischen Beziehungen sowohl zwischen Deutschland und China
als auch fur die transatlantischen Beziehungen hat. Insofern musste
eine solche Menschenrechtspolitik 6ffentlich im Parlament diskutiert
werden. Ausgeschlossen ist dabei aber auch nicht eine

Geheimdiplomatie an den Stellen, wo diese mehr erbringt.

28 Vgl. auch G. Nooke (Menschenrechtsbeauftragter der Bundesregierung) in einem
Interview im Februar 2009 (http://www.dradio.de [10.11.2011]): ,Deutschland und

Europa waren gut beraten, vielleicht ist es flr Deutschland einfacher als fir die

Europaische Union, wenn wir ganz klar, einfach sagen: Menschenrechtspolitik ist
die deutsche Interessenpolitik, wenn man einfach sagt, wenn die Insel von
Freiheit, Wohlstand, Rechtsstaatlichkeit, guter Regierungsfliihrung grésser wird,
dann hat die Exportwirtschaft am meisten davon. Dann sind die
Rahmenbedingungen auch fur uns am sichersten. Das mag kurzfristig anders
aussehen, mittel- und langfristig halte ich das fur absolut richtig.”

29 Vgl. auch Die Welt vom 28.12.2009 und vom 15.01.2010.
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2. Sieht man sich in genereller Perspektive die
Menschenrechtsberichte der Bundesregierung an, erkennt man
deren konturlose Breite, was freilich auch Aktivitdt vortduschen
soll.30 Gerade aufgrund des unter 1. erdrterten erkennt man leicht,
dass es darum gehen muss, lander- und rechtespezifische
Schwerpunkte in der Menschenrechtspolitik zu  setzen.
Schwerpunkte in Bezug auf China fehlen. Die Gefahr ist dann ein
Rundumschlag, dass also zu wenig spezifisch agiert wird und auch
machtpolitisch nicht durchsetzbar ist. Es ist daher durchaus richtig
und sinnvoll, dass Deutschland Entwicklungspolitik (insbesondere
bildungs-, wirtschafts-, sozial- und umweltpolitisch) in China nicht zu
sehr mit der Menschenrechtsfrage verknipft hat. Denn durch diese
entwicklungspolitischen Prozesse kann dann auch der soziale
Wandel mit bewirkt werden, so dass ebenfalls hierdurch, wenn auch
nicht auf direktem Wege, menschenrechtliche Verbesserungen auf
den Weg gebracht werden kdnnen. So verbessert sich in China, als
ein Beispiel, stetig die Stellung der Frau in der Gesellschaft infolge
von Industrialisierung und Differenzierung in der
Gesellschaftsstruktur.3' Durch entsprechende Kooperationen kann
verstarkt Einfluss auf technische und rechtliche Prozesse gewonnen
und hierdurch entsprechend auch indirekt Menschenrechtspolitik
betrieben werden. Dies war die deutsche (und europaische)
Strategie ab Mitte der 1990er Jahre, nachdem die wirtschaftliche

Anziehungskraft Chinas immer grosser und damit der Kontext der

30 Vgl. zuletzt den ,8. Bericht der Bundesregierung Uber ihre Menschenrechtspolitik
in den auswartigen Beziehungen und in anderen Politikbereichen”
(www.auswaertiges-amt.de/.../8.MR.Bericht [10.11.2011]).

31 Vgl. zu dieser Entwicklung etwa: Th. Heberer, C. Derichs (Hg.), Einfihrung in die
politischen Systeme Ostasiens, Wiesbaden 2008, S. 52ff.
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Menschenrechtspolitik sukzessive verandert wurde mit der Folge,
dass auch die Bemiuhungen um eine abgestimmte
Menschenrechtspolitik gegenliber China zusehends ins Leere liefen
(auch in Zusammenarbeit mit den Amerikanern).32 Daher der
Wandel der deutschen Chinapolitik dahingehend, die Veranderungs-
und Lernprozesse in chinesischen Institutionen selbst zu
unterstutzen, wodurch sich dann zum Beispiel eine deutsch-
chinesische Rechts- und Verwaltungszusammenarbeit entwickelte.
So unternahmen politische Stiftungen etwa die Juristenausbildung in
China. Hinzu kamen die Gesetzgebungsberatung (etwa im Rahmen
langerfristiger  Arbeit der  Gesellschaft fur  Technische
Zusammenarbeit, GTZ) und Aus- und Weiterbildung von Juristen
(siehe das Deutsch-Chinesische Institut fir Rechtswissenschaft in
Nanjing), erganzt und aufgewertet (personell wie sachlich) von
Kooperationsprogrammen der EU. Wenngleich hier das Interesse im
Bereich des deutschen Wirtschaftsrechts im Mittelpunkt steht
(insbesondere das  Bdurgerliche Gesetzbuch), hat diese
Zusammenarbeit konkrete Auswirkungen auf die innerchinesische
Rechtspraxis und auch langerfristig auf das chinesische Justiz- und
Verwaltungssystem.33

3. Die Menschenrechte-Situation darf nicht unabhangig von der

bestehenden Sozialstruktur bewertet werden. Nicht alles, was

32 Vgl. dazu auch: S. Heilmann, Grundelemente deutscher Chinapolitik, Trier 2002,
S. 6ff.

33 Kooperationen bestehen auch wu.a. in den Bereichen von Klimaschutz,
Stadtentwicklung, Wistenbekampfung, Aufforstung, Aufbau eines Finanzsektors,
Beratung hinsichtlich kinftiger Gesetzgebung, Forderung kleiner und mittlerer
Unternehmen, Unterstlitzung von Ausschiussen des Volkskongresses. Hier kommt

es durch die neue Bundesregierung zu Reduktionen. Vgl. FAZ vom 20.11.20009.
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Westeuropaern fremd ist, muss gleich eine
Menschenrechtsverletzung darstellen. So spielen die Danweis
(,soziale Basiseinheiten”)34 bis heute eine entscheidende Rolle in
China, die auch politische Aufgaben mit ibernehmen, ohne dabei -
meist — auf Rechtsnormen zurlickzugreifen. Das muss man vor den
Traditionen bewerten. Aber es gibt hier freilich auch Grenzen, die
auch far China gelten mussen. Eine solche, neben anderen
fundamentalen Menschenrechten, ist die kdrperliche Unversehrtheit,
die nicht vor Traditionen anhalten kann. Und sicherlich mussen in
China aufgrund der positiven wirtschaftlichen und industriellen
Entwicklung auch immer mehr Freiheiten und soziale Gleichheit
gewahrt werden. Denn diese gelten Uberall. Andere Grundrechte
kdnnen erst bei einem erreichten 6konomischen Niveau eingefordert
werden. Hier qilt es also zu differenzieren und nicht einen
entsprechenden Rundumschlag anzusetzen, der zu generalisierend
und daher wirkungslos ist.

Es Dbleibt auch notwendig, akzeptierte Traditionen zu
berucksichtigen, die sich aus der Kultur ableiten, respektive deren

wesentlicher Bestandteil sind.35 Das ist bei einer alten und tiefen

34

35

Die weitreichenden Eingriffs- und Verwaltungsbefugnisse der Danwei
ermdglichten (mit abnehmender Zahl) ein nahezu llickenloses System sozialer
Beaufsichtigung und politischer Bevormundung in Chinas Stadten. Mit dem
Vordringen der Marktwirtschaft seit den 1980er Jahren buften die ,Basiseinheiten”
einige Funktionen ein. Siehe etwa S. Heilmann, Das politische System der
Volksrepublik China, 2. Aufl., Wiesbaden 2004, S. 195.

Das betrifft vor allem den ,Metakonfuzianismus” (Oskar Weggel). Hierbei handelt
es sich um eine empirisch aus der chinesischen Lebenswirklichkeit ableitbare
Quersumme von Grundiberzeugungen und Wirklichkeitsanschauungen, die dem
Durchschnitt der heutigen chinesischen Bevdlkerung die Beurteilungsmalistébe

fur ,Normalitat” liefern, wobei den konfuzianischen Elementen eine Art
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Kultur wie der chinesischen stets zu berucksichtigen, was immer
das auch im Einzelfall sein mag. So wird man etwa nicht versuchen
dirfen — und damit wohl auch keinen Erfolg haben, die stark
ausgepragten sozialen Normen einfach durch formalisierte Normen
(Rechtsnormen) zu verdrangen, etwa durch eine restriktive
Forderung nach Rechtsstaatlichkeit. Das gleiche betrifft etwa die
starke zentralisierte Burokratie, die mehrere tausend Jahre alt ist.
Natdrlich spielen durch eine verstarkte Kapitalisierung formale,
rechtliche Normen zusehends eine wichtigere Rolle, gerade wenn
es um wirtschaftlichen Austausch und Kooperationen mit
westeuropaischen Staaten geht (das VOlkerrecht ist schon
weitgehend von China akzeptiert). Hier lasst sich auf der Basis
sozialer Normen nicht sehr viel bewirken, so dass freilich auch
Menschenrechte immer starker ins Blickfeld geraten. Es sollte aber
von deutscher und europdischer Seite vermieden werden, den
Anschein zu erwecken, Menschenrechte ,vorzuschieben”, um so
Uber sie Modernisierungs- und McDonaldisierungsprozesse einleiten
zu wollen. Menschenrechtspolitik muss Menschenrechte im Visier
haben, nicht andere Zwecke verfolgen, fur deren Erreichung dann
nur Menschenrechte vorgeschoben, also instrumentalisiert werden.
Auch in der Entwicklungszusammenarbeit mit China wird
Deutschland versuchen konnen, starker auf Menschenrechte hin zu
arbeiten, d.h. diese Zusammenarbeit unter einen gewissen
Vorbehalt zu stellen. Hier ist aber das VerhaltnismaRigkeitsprinzip
anzuwenden. Das wird also nur in spezifischen Bereichen machbar

sein, wo China auf deutsche Hilfe angewiesen ist. Das ist ein sehr

,Leitfunktion” zukommt. Vgl. O. Weggel, Die Asiaten. Gesellschaftsordnungen,
Wirtschaftssysteme, Denkformen, Glaubensweisen, Alltagsleben, Verhaltensstile,
Minchen 1997 und &fter.
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sensibler Bereich, wo es genau gilt, nach der topischen Methode
abzuwagen, was sicherlich im Einzelfall sehr schwierig ist. Denn es
kann durch diesen Zwang auch gerade vieles zerstort werden,
indem z.B. Kooperationsbeziehungen (dazu bereits Punkt 2.)
vollstandig abgebrochen werden, oder zumindest in zentralen
Bereichen.

5. Gerade wenn es um ,Fortschritte der Menschheitsgeschichte” im
Zusammenhang mit Menschenrechten geht, gilt es, vorsichtig zu
argumentieren. Denn diese Fortschritte lassen sich nicht so einfach
- generalisierend - feststellen, am ehesten noch
naturwissenschaftlich, und hier medizinisch. So etwa, wenn Riten
kritisiert werden, z.B. Piercing oder Tattoo, die aber dann auch in
westlichen Gesellschaften in anderer Form durchgefihrt werden,
etwa aufgrund eines massenmedial initiierten Trends. Auch hier gibt
es freilich Grenzen, die Lebensmoglichkeiten zu sehr
beeintrachtigen: z.B. die Beschneidung.

6. Der Dialog ist ein wichtiges Instrument der deutschen
Menschenrechtspolitik. Hier muss es sich freilich um einen
zweiseitigen Dialog handeln, beide Seiten mussen fur Kritik offen
sein. Existent sind sowohl ein deutsch-chinesischer Rechtsstaats-
wie  Menschenrechtsdialog  (dieser ist Bestandteil des
Rechtsstaatsdialogs, der im Jahr 2000 unter FederflUhrung des
Auswartigen Amtes begonnen hat).36 Ebenso wie zwischen China
und Europa existiert auch zwischen Deutschland und China in den
letzten 20 Jahren ,viel Kommunikation”; das Problem jedoch ist der

Dialog, wie er hier gefordert wird. Dieser erfolgt auf wirtschaftlicher,

36 VVgl. Der Deutsch-Chinesische Rechtsdialog, http://www.gtz.de [10.11.2011].

Kritisch hierzu: ,Dieser Dialog ist Geldverschwendung®, Stuttgarter Zeitung v.
16.09.2011.
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politischer, rechtlicher, kultureller Ebene. Es geht aber hierbei im
Wesentlichen nur um Handelsbeziehungen, um Politikabstimmung
und um Austausch von Personen. Es muisste aber um eine
Wechselrede gehen, Uber Wertvorstellungen, Ordnungsprinzipien
und Lebensphilosophien, also ein Kennenlernen der jeweilig
anderen Tradition.37

7. Es besteht naturlich auch die Moglichkeit, unterhalb der staatlichen
Ebene Kampagnen zu initiieren. Boykotte sind da ein probates
Mittel, z.B. in Bezug auf bestimmte Waren, die unter (besonders)
z,unmenschlichen” Bedingungen produziert werden. Hier muss
freilich die Bevolkerung mitspielen. Jedoch werden zwischenzeitlich
sehr viele Produkte in China produziert, so dass es hier nicht leicht
ist, einen Uberblick zu gewinnen. Auch die Aufkldrungskampagnen
der (medialen) Offentlichkeit sind nicht unproblematisch, da eine
Verifizierung im Einzelfall nicht so einfach ist. Auch der Boykott der
Olympischen Spiele oder Proteste wahrend dieser Spiele aufgrund
der Menschenrechtslage in Tibet (diskutiert vor Olympia 2008)
waren Beispiele, wie unterstaatlich (im Rahmen des Internationalen
Olympischen  Komitees) wirkungsvoll (,Gesichtsverlust” der
Regierung)3® menschenrechtlich eingegriffen werden kann (neben
dem Boykott aller chinesischer Waren).

8. Natirlich stellt sich immer die Frage, wie Menschenrechtsfragen

seitens der Politik angesprochen werden sollten. Unter den

37 Vgl. auch z.B. K.-H. Pohl, Zwischen Universalismus und Relativismus.
Menschenrechte und interkultureller Dialog mit China, Trier 2002; H. Schmidt,
Nachbar China. Helmut Schmidt im Gesprach mit Frank Sieren, Berlin 2006.

38 Hier muss abgewogen werden, da Spiele auch Medienereignis sind und
Zuschauer und Medien gefragt sind, auf der Klaviatur der Mediengesellschaft aktiv
zu spielen. Vgl. auch etwa NZZ vom 28.03.2008.
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Bundesregierungen war es jahrelang Usus, einen ,stillen Dialog” mit
China zu fuhren, einen ,Wandel durch Handel” einzuleiten und zu
forcieren. Offentliche Menschenrechtskritik wurde daher nicht
favorisiert. Unter Bundeskanzlerin Merkel hat sich das, aufgrund
ihrer werteorientierten Auenpolitik, seit 2007 geandert, der neue
deutsche Aulienminister Westerwelle folgt dieser Kursanderung. Sie
sprechen die Menschenrechtsproblematik bei ihren Besuchen in
China direkt an. Und: die Kanzlerin empfing 2007 den Dalai Lama
im Bundeskanzleramt. Das hat in China schon zu lIrritationen
gefuhrt.3® Diese Linie der Kanzlerin war und ist auch in der
Bundesregierung nicht unumestritten.40 Auch fuhrende
Wirtschaftsvertreter sehen das oftmals kritisch, da der diplomatische
Druck nur zur Verschlechterung der bilateralen Beziehungen fuhre
und auch einem anti-westlichen chinesischen Nationalismus
Vorschub leiste, der dann bzgl. der Menschenrechte wiederum
kontraproduktiv wirke. Hier wird nicht nur argumentiert, die Kanzlerin
prasentiere sich damit als Menschenfreund in den populistischen
Medien und betreibe Klientelpolitik. Es wird von
Asienwissenschaftlern, aber ebenso Wirtschaftsvertretern, auch
dahingehend argumentiert, sie zeige ein besonders tiefes
Verstandnis fur die chinesische Kultur. Die Bundeskanzlerin habe
richtig erkannt, dass auf lange Sicht die Chinesen nur Respekt vor
einer starken Bundesregierung hatten. Unter all ihren ,barbarischen”
Gegenspielern werde sich die chinesische Fuhrung nur den
starksten und standhaftesten aussuchen, weil nur dieser wirdig sei,

ihr gleichberechtigter Partner zu sein. Alle anderen blieben Vasallen,

39 FAZ vom 24.09.2007.
40 Die Welt vom 29.10.2007.
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die dazu da seien, ausgenutzt zu werden.4 Auch hier wird, der
topischen Methode folgend, genau abzuwagen sein, was man im
Einzelfall und situativ bewirken kann. Der beste Weg kdnnte sein,
auf das zu insistieren, was China selbst beansprucht: namlich eine
zivilisatorische Vorbildfunktion einzunehmen, d.h. ein Mitglied der
,groken und anerkannten Nationen” zu sein. Darauf misste
hingewiesen werden.42 Mit diesem Anspruch kann der Mal3stab der
Menschenrechte in Verbindung gebracht werden. Unter kritischem
Bedacht der eigenen — deutschen — Leistungen in diesem Kontext
kann sodann auf die weltweite Situation reflektiert werden, dies
jedoch institutionalisiert, in entsprechenden Foren, wo auch
chinesische Leistungen dementsprechend diskutiert werden
konnten.

9. Es muss freilich auch darauf hingewiesen werden, dass
weitergehende menschenrechtliche Regelungen wie in Deutschland
und Europa (Europaischer Gerichtshof fur Menschenrechte mit einer
verbindlichen Rechtsprechung) keinen weltweiten Automatismus
auslosen koénnen - und damit auch nicht in China. Das ist
gegenwartig nur in diesem Raum moglich — aufgrund der dort zu
findenden entsprechenden gemeinsamen Tradition und des
Beziehungszusammenhanges.

10. Sicherlich werden in Deutschland und auch in Europa, entsprechend
den dort sich vorfindenden saturierten Gesellschaften, seitens
egalitarer Bewegungen (zu Recht) stetig mehr Diskriminierungen
bekampft (bis hin zu den Nicht-Raucher-Diskriminierungen). Viele

der entsprechenden Themen entspringen freilich auch den Medien

41 K. Stelter, FAZ vom 04.12.2007; Der Spiegel 49/2007.
42 Vgl. auch G. Schubert, China und die Menschenrechte, in: Der Burger im Staat
2009, S. 230ff.
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und den von diesen mit initiierten Moden. Es ware unangemessen,
wenn diese Themen die Menschenrechtspolitik gegentber China
beeinflussten. Ein derartiger Versuch ware zum Scheitern verurteilt,
da es in China um ganz andere Problemebenen geht, vorderhandig
dort nach wie vor die Existenzsicherungsfrage gestellt wird. Viele
dieser Themen koénnen naturlich auch an den differenten

traditionellen Hintergrinden abprallen.



8 Hilfe fiir die Dritte Welt? Der Betroffenheitskult des

Idealismus

Die entwicklungspolitische Debatte in Deutschland an den Universitaten
sowie in den Kirchen, Akademien und Schulen ist durchweg gepragt von
einem Bild der ,Dritten Welt® als ein von den hochentwickelten
Industriestaaten auf die eine oder andere Weise ausgebeuteter Raum,
dem es zu helfen gelte, um diese Schuld zu kompensieren. In den
Wirtschaftswissenschaften und in der Ethnologie gibt es zwar auch
anders gelagerte Diskussionen, die die Dominanz traditional agrarischer
Strukturen in  Entwicklungslandern als eine Ursache von
Unterentwicklung betonen, die werden jedoch nicht in der politisch
aktiven Offentlichkeit wahrgenommen oder nicht geglaubt. Das
entspricht  der  linken und linksliberalen sowie  grunen
Diskursvorherrschaft in Deutschland, wie sie ja auch bei den Wahlen
zum Ausdruck kommt, wenn man bedenkt, dass die CDU eine in Teilen
linke Partei ist. In der Entwicklungspolitik der Ara Kohl kamen zwar
vermehrt wirtschaftsliberale Ansatze zum Tragen, zumal die Tigerstaaten
Asiens durch Handelsintegration in den Weltmarkt erhebliche Erfolge
verzeichneten. Aber das erreichte die aktive Offentlichkeit kaum, denn
die vielen NGOs zur Entwicklungspolitik kdénnen sich nur dann
rechtfertigen, wenn sie moralistisch Schuldgefihle der Spender wecken
und ihr Engagement dadurch ethisch aufladen, dass sie auf die
angeblich verheerenden Folgen der Kolonialpolitik verweisen. Man war
auf jeden Fall nicht mehr so optimistisch, links-technokratisch
Entwicklungsprozesse steuern zu konnen, zumal staatliche
Planungsinstanzen dort nur Korruption anziehen und zudem private,
wirtschaftliche Initiativen ersticken. Idealistisches Dogma bleibt aber: der

Weltmarkt ist ungerecht zulasten der Entwicklungslander, und der bose
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Westen unterstitzt kriminelle Regierungen im Suden. Dagegen musse
natlrlich populistisch und 6ko-feministisch das Volk mobilisiert werden,
wie in Thailand, oder Venezuela, wo die eine Partei der Unterschichten
die Partei der innovativen Mittelschichten zu verdrangen sucht. Das
GrolRkapital ist ohnehin langst ins Ausland verschwunden.

Zunachst einiges zum ungerechten Weltmarkt:

Behauptet wird ein Agrar-Preisverfall der Entwicklungslander
zugunsten steigender Preise der Industrieprodukte.

Generell kann man sagen, dass die Terms of Trade nicht durchweg zu
Lasten der Entwicklungslander sinken. Und wenn sie sinken, ist das
nicht erstaunlich, da weltweit (also auch und gerade in den
hochentwickelten Landern) die Terms of Trade flr Agrarprodukte auch
sinken im Vergleich Zu Industrieprodukten, da diese
technologieintensiver und damit teurer sind. Allerdings haben mittlerweile
auch China, Indien und lateinamerikanische Staaten Industrieanteile am
Bruttosozialprodukt von 20-30% — und zwar von auf den Weltmarkten
voll wettbewerbsfahigen Industrieprodukten. Schliel3lich gelten die
geringen verbleibenden Einnahmen bei Bauern in der 3. Welt
gleichermal3en fur polnische Bauern, die ahnlich gering technologisiert
und weiterverarbeitend sind und daher nicht hohe Preise erhalten. Der
Rest der Einnahmen geht bei beiden dann an Zwischenhandler und
Endverkaufer. Das ist also nicht typisch fur Entwicklungslander und erst
recht kein Phanomen der Ausbeutung, sondern eines unterschiedlicher

Produktivitaten und damit hoherer oder geringerer Preise.

Wirtschaftsgeschichte

Gehen wir nun des Naheren auf die idealistische Behauptung ein, dass

der ,Westen“ seit 500 Jahren, seit Columbus u.a., den Siuden ausbeute.
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Die Landung zunachst nur weniger Spanier und Portugiesen war
natlrlich ein Desaster fur die damalige, indianische Bevolkerung vor Ort
— nicht wegen der Eroberungen und des Untergangs der nicht gerade
menschenfreundlichen Regime der Inkas und Mayas — das gab es immer
—, sondern wegen des Vordringens der Europaer, die Krankheiten
einschleppten, gegen die die Einheimischen biologisch nicht gewappnet
waren. Wie ist das zu bewerten? Klagen die Iraker darlber, dass die
Mongolen um 1260 ihr Bewasserungssystem klein und kaputt schlugen,
von den Toten gar nicht zu reden. Warum fordern die Briten keine
Wiedergutmachung von lItalien flr die rémische Besetzung, warum wir
Deutschen nichts von Frankreich wegen der napoleonischen
Verwistungen?

Das portugiesische Vordringen um Afrika bis nach Indien und China
war kein Imperialismus wie in Lateinamerika, es wurden nur Kolonien
gegrundet, Handelsstutzpunkte an den Kusten, die die Waren und
Sklaven aus dem von ihnen kaum durchdrungenen Hinterland bezogen
und weiter nach Europa und Amerika transportierten. Es war Geschaft
zum Vorteil beider Seiten, auch die Flrsten z.B. Nigerias profitierten vom
Sklavenhandel, auch die Araber, sogar noch mehr als die Europaer,
zudem waren die Araber weitaus rassistischer, da sie die Sklaven
entmannten. Ob und inwieweit der Sklavenhandel Gebiete Afrikas
wirtschaftsgefahrdend entvdlkert hat, lasst sich heute nicht mehr sagen.
Es fehlen die Quellen. Sagen lasst sich aber, dass die afrikanischen
Gebiete und die Afrikaner, die Sklavenhandel betrieben, langfristig nicht
davon profitierten, d.h. es muss weitere Faktoren geben, die
Unterentwicklung bewirken. Man kann nicht alles mit der Sklaverei
erklaren.

Erst ab 1870 wurde Afrika zwischen den Kolonialmachten aufgeteilt,

was aber nicht hiel}, dass sie die Territorien faktisch beherrschten. Um
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1900 gab es nur 1000 britische Kolonialbeamte in Ostafrika. Man liel3 die
Einheimischen meist fir sich, was ja nicht das Schlechteste war, und
schitzte sie vor westlichen Einflissen. Nur in begrenztem Malde wurden
das Bildungs- und Gesundheitssystem ausgebaut, was allerdings auch
die lange Zeit erhebliche Bevolkerungsexplosion zur Folge hatte. Erst als
die Kolonien um die 1960er unabhangig wurden, wurden sie den
Einflissen des Weltmarktes und des Ost-West-Gegensatz ausgesetzt,
was zu Bdrger- und ethnischen Kriegen und infolgedessen zu
Hungersnoten fuhrte. Die freien Lander waren politisch, wirtschaftlich
und gesellschaftlich zu schwach, sie waren nicht zu einem Mindestmal}
homogen, um dem externen Druck stand zu halten, zumal die Eliten
korrupt waren. Da waren nicht bose Machte aktiv, sondern es waren
normale Afrikaner, die ihren Stamm flr wichtiger hielten als die Nation;
es waren normale westliche Unternehmer, die die Winsche afrikanischer
Kunden befriedigen wollten; es waren auch Geheimdienste und
kubanische Truppen, die im Auftrage Moskaus Gebiete besetzten; und
es waren westliche Geheimdienste, die darauf reagierten, um die
kommunistische Infiltration abzuwehren.

Nach schrecklichen Kriegen im Kongogebiet von 1998 bis 2005
besinnt sich Afrika nun auf seine eigenen Kréfte, eine neue Generation
nimmt die Geschafte rationaler in die Hand, man hat gelernt, die
Wirtschaften florieren zumindest teilweise. Und die Bootsfllichtlinge aus
dem demokratischen und stabilen Senegal sind nicht vom Hunger
getrieben, sondern von dem, was man ,keine Perspektive haben“ zu
nennen pflegt. Aber was ist das? Dass man nicht auf europaischem
Niveau lebt? Das kann es wohl nicht sein.

Die alten Kulturen der Araber, Inder und Chinesen wurden ohnehin
von der imperialen (Teil-) Besetzung kaum tangiert. Das sind

hochdisziplinierte und zivilisierte Schrift- und Staatskulturen, die die
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zeitweilige technologische und militarische Uberlegenheit der Européaer
gut Uberstanden — es dauerte ja nicht langer als 100 Jahre — und nun mit
den Vorteilen der eigenen und der europaischen Kultur rasant
prosperieren. Besser als alle Entwicklungspolitik hat die chinesische und
chinesisch-taiwanesische Regierung durch kapitalistische
Marktwirtschaft erreicht, dass nun fast 500 Millionen zu einem
stadtischen Lebensstandard gekommen sind.

Dass die europaische Industrialisierung nur durch Rohstoffausbeutung
in der 3. Welt moglich war, ist ohnehin ein Gerucht. Die im 19.
Jahrhundert erforderlichen Rohstoffe — namlich Erze und Kohlen — waren
in Europa selbst vorhanden. Ein Problem war allerdings das Plattdricken
der handwerklichen Textilindustrie Indiens durch die technologisch
uberlegene und billigere Textilindustrie Englands, aber das geschieht ja
andauernd, zuletzt die Werften Deutschlands durch die Sud-Koreas.

Marxistische Theoretiker vertreten angesichts der hier aufgezeigten
Geschichte noch die Marxsche Arbeitswertlehre und beziehen sie auf
weltwirtschaftliche  Strukturen, um das  Ausbeutungstheorem
kontrafaktisch weiter aufrechterhalten zu koénnen. Arbeitswertlehre
bedeutet, dass der Gewinn von Unternehmern per se eine Abschopfung
des vom Arbeiter erwirtschafteten Mehrwerts ist, keine Eigenleistung des
Unternehmers. So erscheint auch die Lieferung von Rohstoffen Afrikas in
den Norden als Ausbeutung. Aber das ist empirisch nur schwer
nachzuweisen, denn die afrikanischen Exporteure erhalten ja Devisen fur

ihre Exporte, oder zumindest Gebuhren fur Rohstoffkonzessionen.

Konsequenz

Lasst die Volker sich entwickeln, wie sie wollen, alle tun es ja

gegenwartig sehr erfolgreich, und wenn die Menschen auf Tuvalu den
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westlichen Lebensstil nicht mitmachen wollen, warum nicht? Standige
Dauerinterventionen des  Westens durch  hoch  moralisierte
Entwicklungspolitik und Betroffenheitskult aufgeregter Ein-Welt-Laden-
Mitarbeiter stort eher und will von auf3en und oben was lenken, was sich
nur selbst entwickelt (was nicht ausschliel3t, dass man bei
Hungerkatastrophen und bei Volkermord, siehe Ruanda 2005, helfen

muss, auch militarisch.)



9 Das idealistische Demokratieverstandnis der Griinen

In ihrem Bundesprogramm 1980 betonen die Grinen die Wichtigkeit der
Basisdemokratie — betreffend die innere Organisation der Partei und die
bundesdeutsche Demokratie insgesamt.43 \Wir gehen davon aus, dass
der Entscheidung der Basis prinzipiell Vorrang eingeraumt werden muss
(...) Kerngedanke dabei ist die standige Kontrolle aller Amts- und
Mandatsinhaber und Institutionen durch die Basis (Offentlichkeit,
zeitliche Begrenzung) und die jederzeitige Abldsbarkeit, um Organisation
und Politik fur alle durchschaubar zu machen und um der Losl6sung
einzelner von ihrer Basis entgegenzuwirken.“44 Fir alle Parteien sollte
die Basisdemokratie verpflichtend gemacht werden; das Parteiengesetz
sollte dafur entsprechend geandert werden.

Theoretisch liegt dem zugrunde, dass moderne Demokratien sich nur
auf Verfahren grinden konnen, in denen die Staatsblrger sich selbst
eine Verfassung geben. Aber mit dem einmaligen Akt ist es nicht getan.
,P0as Volk ist permanent konstituierend®, sagt Kant. Demokratische
Verfassungen setzen den permanenten ,verfassungsgebenden Willen
eines Volkes" voraus, das sich damit ,zur Souveranitat konstituiert!“45
Nicht der ,Vertrag®, auch kein ,Gesellschaftsvertrag® macht also schon
ein Staatsburgervolk aus. Vielmehr ist allein dessen ,Gesamtwille® der
entscheidende ,Urgrund aller 6ffentlichen Vertrage®. Diese Idee war flr
den Gesetzgeber schon immer verpflichtend insofern, als dass die

einzelnen Gesetze als aus dem gemeinsamen Willen aller hervorgehend

43 Vgl. auch M. Klein, J. Falter, Der lange Weg der Grinen. Eine Partei zwischen
Protest und Regierung, Miinchen 2003, S. 74.

44 Die Grunen. Das Bundesprogramm 1980, S. 5.

45 |, Kant, Metaphysische Anfangsgrinde der Rechtslehre (1797), in: ders.,
Metaphysik der Sitten, herausgegeben v. K. Vorlander, 2. Aufl., Hamburg 1959.
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gedacht werden koénnen. Wenn ein Gesetz nicht dieser Forderung
entspricht, dann ist es ein verbindlich nachweisbares Unrecht: nicht nur
dem allgemeinen Gerechtigkeitsempfinden nach. Erst aufgrund dieser
Idee kommt der Mensch als Staatsblrger zum Vorschein, namlich als ein
freies, vor dem Gesetz mit jedem anderen gleiches, selbststandiges
Glied des Gemeinwesens.46 Das ist also bekanntlich die Idee von der so
genannten ,Volkssouveranitat®, wie sie von Rousseau (1712-1778)*7 und
Immanuel Kant (1724-1804)*% in ihrer Kritik gegen Hobbes einst
entwickelt wurde. (Nach Rousseau kann die in der Hand des Souverans
liegende Souveranitat nicht delegiert werden. Er lehnt daher auch die
Parteien ab. Die Bildung von Teilgesellschaften soll verhindert werden.
Es soll zu einer moglichen Einheit von Regierenden und Regierten
kommen.) Die Grlinen versuchten dem durch direkte Demokratie zu
entsprechen, oder besser: Erganzung der reprasentativen Demokratie
mithilfe von direkter Demokratie (heute werden auch so genannte
aleatorische Elemente [Teilnahme per Losverfahren] diskutiert, gerade in
Bezug auf die EU). Diese plebiszitaren Momente wirken sich auch in der
Programmatik bezogen auf die Organisationsstruktur der Partei aus. Es
zeigt sich in Skepsis und Misstrauen gegenuber der Delegation von
Macht, damit verbunden: einem generellen Misstrauen gegenuber
Berufspolitikern. Und auch das identitdtsdemokratische Ansinnen kommt
darin zum Ausdruck.

Der Punkt ist, dass es sich dabei eben nicht nur um den Willen eines

46 Vgl. auch |. Kant, Uber den Gemeinspruch (1793), herausgegeben v. J.
Ebbinghaus, 5. Aufl., Frankfurt/M. 1992.

47 J.J. Rousseau, Gesellschaftsvertrag, herausgegeben v. H. Brockard, Stuttgart
1977.

48 |, Kant, Uber den Gemeinspruch (1793), herausgegeben v. J. Ebbinghaus, 5.
Aufl., Frankfurt/M. 1992.
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historisch zur Schicksalsgemeinschaft verschmolzenen Kollektivsubjekts
— etwa einer homogenen Ethnie oder einer Klasse — handelt. Kants durch
die Aufklarung gelduterte Theorie der Volkssouveranitat grindet
vielmehr in einem Liberalismus. Dieser sieht den Rechtsstaat
metaphysisch in einer vor-staatlichen Natur verankert. Er ordnete ihn so
der Demokratie Uber. Das ,Volk® ist dann nicht Ethnos, sondern Demos,
d.h. ein prinzipiell heterogenes Volk grundsatzlich verschiedener
Staatsbirger (so schon Hannah Arendt), obwohl das idealistisch-
lebensfremd ist: Die Deutschen und Franzosen usw. sprechen
zumindest alle je 1 Sprache; sie wollen sich auch nicht jeden Tag um
Politik aktiv kimmern. Die Vorstellung der Polis-ldee Arendts soll als
offentlicher Raum Freiheit ermdglichen.4® Die kollektiv geglaubten
gesellschaftlichen Ordnungen bedienen sich dabei politischer
Institutionen, deren Veranderlichkeit gerade zu Zeiten von Revolutionen
ausgepragt erfolgt. Mit dem Ratesystem weist Arendt auf eine
institutionelle  Regelung, die einer gemeinsamen freiheitlichen
Ausgestaltung der Politik entspricht.50 Auch die Ratedemokratie kommt
bei den Grinen zum Tragen: als alternatives Gesellschaftskonzept, das
stark angelehnt ist an die Pariser Kommune.5' Es wurde wieder entdeckt
durch die Studentenrevolte in den 1960er Jahren. Notwendig zur
Realisierung sind ein hohes Engagement, Partizipationsbereitschaft und
Informiertheit der Burger.

Der Begriff der Souveranitat ist das Erbe des Christentums und

Produkt seiner Sakularisierung. Hobbes hat am Beginn des modernen

49 H. Arendt, Vita activa oder Vom tatigen Leben, 6. Aufl., Minchen [u.a.] 1981,
S. 33.

50 H. Arendt, Macht und Gewalt (1970), 15. Aufl., Minchen [u.a.] 2003, S.131f.

51 D. Salomon, Grune Theorie und graue Wirklichkeit. Die Grunen und die
Basisdemokratie, Freiburg i.Br. 1992, S.147ff.
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politischen Denkens den Begriff des zugleich gesetzgebenden und
allméachtigen Gottes aufgenommen und ihm einen profanen Sinn
gegeben. Im Begriff der ,Volkssouveranitat* geht es also um das
politische Erbe der monotheistischen Religion. Die Demokratielehre der
Aufklarung verwandelt alle Transzendenz in eine Transzendenz von
innen. Mit diesem wesentlichen Schritt emanzipierte sie sich von aller
hdéherrangigen Wahrheit und Autoritat: die polis wurde ,autonom?®.

Das ist auch ein Kennzeichen der Graswurzeldemokratie, der sich die
Grinen  verschrieben  hatten:  Graswurzelbewegungen  haben
typischerweise basisdemokratische und konsensorientierte Strukturen,
da sie den gewohnlichen lobbyistischen oder parteipolitischen
Meinungsbildungsprozess umgehen wollen. Der Wandel soll durch
engagierte Artikulation von Burgerinteressen gegenuber als starr
empfundenen staatlichen Organisationen erreicht werden.

Die folgenden basisdemokratischen Elemente kdnnen bei den Grinen
herausgestellt  werden52:  die  politische  Amteriibernahme st
ehrenamtlich; Rotation der Amter, Imperatives Mandat. Zum Imperativen
Mandat: Die Abgeordneten wurden direkt an Parteitagsbeschlisse

gebunden; sie mussten diese also direkt umsetzen. Hieriber war dann

52 Nach D. Salomon, Grine Theorie und graue Wirklichkeit. Die Grinen und die
Basisdemokratie, Freiburg i.Br. 1992. Zum Folgenden auch: G. Heinrich,
Basisdemokratie (Regelungen und Revisionen), in: J. Raschke (Hg.), Die Grinen:
Wie sie wurden, was sie sind, Koln 1993, S. 488ff.; J. Hoffmann, Die doppelte
Vereinigung. Vorgeschichte, Verlauf und Auswirkungen des Zusammenschlusses
von Grinen und Bindnis 90, Opladen 1998; Th. Poguntke, Basisdemokratie and
Political Realities: The German Green Party, in: K. Lawson (Hg.), How Political
Parties Work, London [u.a.] 1994, S. 3-23; H. Heidemeyer, (Griine) Bewegung im
Parlament. Der Einzug der Grunen in den Deutschen Bundestag und die
Veranderungen in Partei und Parlament, in: Historische Zeitschrift 2010, S. 71-
102.



76

auch der Basis Uber einen bestimmten Zeitraum regelmafig
Rechenschaft abzulegen und mit ihr zu diskutieren. Damit sollte eine
Distanzbildung zwischen dem Abgeordneten und dem Wahler verhindert
werden. Betreffend die Trennung von Amt und Mandat bestand der
Grund darin, mdglichst eine Zentrierung rsp. Amterhdufung zu
verhindern. Desweiteren sollten die Abgeordneten besser kontrolliert
werden konnen. Auf Landes- und Bundesebene wurde eine kollektive
Flhrung mit jeweils drei ,Sprechern® installiert. (ebenfalls rotierend; sie
hatten Reprasentativfunktionen nach ,aul3en®, ohne die Partei
dominieren zu konnen, da sie innerparteilich in ihrer Kompetenz
reduziert wurden)

Die Mitglieder der Griinen mussten gleich behandelt werden, was sich
ausdrlckte im Konsensprinzip und in der Pflicht, Minderheiten zu
berlcksichtigen. Insgesamt sollte dadurch moglichst ein Abbild der
Gesamtpartei erzielt werden, auch in Bezug auf das Verhaltnis zwischen
Mannern und Frauen, das 50:50 betragen sollte, also eine Frauenquote
bei der Mandatsverteilung. Auch sollte durch Ehrenamtlichkeit und
Diatenbegrenzung (auf durchschnittlichen Facharbeiterlohn; Rest geht
an Partei, die das Geld (iberwiegend in einem Okofonds anlegen sollte)
eine Elitenbildung innerhalb der Partei verhindert werden. Damit soll das
Verstandnis gruner Politik als Laien-Politik zur Geltung kommen. Den
graswurzeldemokratischen ~ Ambitionen  folgend, @ mussen alle
Versammlungen offen sein. Alles soll durch Mitgliederversammlungen
entschieden werden (also nicht, wie bei den anderen Parteien, durch
Delegierte). Dieser Absicht standen hingegen Probleme technischer und
organisatorischer Natur entgegen. Der Wille der Mitglieder sollte
moglichst direkt wiedergegeben werden (Reihenfolge der Redner mit
Losverfahren, Redezeiten — Chancengleichheit zur Artikulation).

Ergebnis der (Teil)lUmsetzung dieser basisdemokratischen Elemente
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war ein Mangel an Effizienz aufgrund der Legitimitatszentrierung.

Bzgl. Rotation: hohe Anforderungen der grinen Parteiarbeiten: daher
bildeten sich Eliten heraus (Selbstandige, ,Unabhangige®); auch
durch Unerfahrenheit in der Parteiarbeit; fehlender Wille, Mandate
vorzeitig abzugeben (P. Kelly 1986 im Bundestag); diverse Rotations-
Modelle (weit von urspriinglicher Absicht entfernt).

Imperatives  Mandat:  rechtliche Problematik: gegen freie
Gewissenentscheidung des Grundgesetzes verstol3end; im Falle von
Sanktionsandrohung drohte oftmals Nicht-Anerkennung als Fraktion.

Begrenzung von Digten, Ehrenamtlichkeit: 1987 Ehrenamtlichkeit far
professionalisierte ParteifUhrung aufgehoben; bei Diaten: wegen
Zeitintensitat schwierig, geeignete Personen zu rekrutieren.

Gleichbehandlung der Mitglieder: bis heute wichtig (mit relativem Erfolg),
nach Zusammenschluss mit Blndnis 90 noch verstarkt, Regionen
werden berlcksichtigt, Frauenquote (unstrittig; gleiche Partizipation
an Macht).

Trennung Amt und Mandat: Arbeitsteilung des Prasidiums bis heute;
kollektive Entscheidungen nicht unumstritten (seitens von Realos
kritisiert); Kontrolle der Fraktion durch Partei bis heute unerreicht.

Offentlichkeit der Versammiungen: auf Bundes- und Landesebene heute
kaum noch o6ffentlich.

Insgesamt scheitern die basisdemokratischen Elemente:

Basisdemokratie ist nicht tiefgehend verankert. Ganz deutlich bei der

Trennung von Amt und Mandat sah man die Sachzwange der grinen

Minister gegenuber der Basis. Die Grinen verbleiben aber im Innern

(organisatorisch und programmatisch) als Bewegung. So beteiligen sich

die Mitglieder der Grinen auch eher in sozialen Bewegungen. Es geht

ihnen mehr um bestimmte (oft auch partikulare) Interessen. Es verbleibt

ein undeutliches und widersprtchliches Profil. (,Anti-Partei-Partei®, ,Das
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Parlament ist kein Ziel, sondern Teil einer Strategie“, Der Spiegel
24/1982) Gerade als solches hat es viele Sympathien erzeugt (D.
Salomon). Die neuen sozialen Bewegungen schufen quasi einen Mythos
gegen das bestehende parlamentarische System. Ratedemokratie und
Basisdemokratie funktionieren nicht richtig, inr Organisationsgrad war zu
gering (sie scheitern am unterdurchschnittichen Engagement und
ebensolcher Informiertheit der Blrger; aber auch daran, dass
prestigetrachtige Projekte flir persdnliche Karrieren forderlich sind, aktive
Mitglieder daher eher vergrault werden).

1993 spielte ,Basisdemokratie® dann schon keine Rolle mehr. Der
Begriff war nur noch als solcher in der Satzung zu finden. Damit gaben
die Grinen ihr basisdemokratisches Ansinnen auf. Im Grundsatz-
Programm von 2002 geht es dann im Wesentlichen nur noch um direkte
Beteiligungsformen der Burger und um Starkung des Parlamentarismus:

»(...) Demokratie ist der Ort, an dem freie WillensaulRerung und gleiche
Anerkennung zusammenfinden. Radikaldemokratische, feministische,
partizipatorische und multikulturelle AnstoRe bringen wir ein in die
Weiterentwicklung des Rechtsstaates. (...) Wir wollen (...) die Demokratie
weiterentwickeln zu einer vielfaltigen Demokratie mit direkten
Beteiligungsmoglichkeiten (...) Transparenz und Klarheit bei (...
Entscheidungsalternativen ist (...) entscheidend. Dazu gehért auch die
Offenlegung von Machtstrukturen und Interessen. Fir einen solchen
Weg der Renaissance des Politischen wollen wir sowohl die Starkung
der parlamentarischen Demokratie wie eine Starkung der
Blrgerbeteiligung in allen staatlichen und gesellschaftlichen Bereichen.
Demokratie kann angesichts der Entwicklung zur Weltgesellschaft nicht
national beschrankt bleiben. (...) Die Vollendung der Einigung Europas
und die Vertiefung der Europaischen Union spielt dabei eine

herausragende Rolle. Wir unterstutzen einen demokratischen
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Verfassungsprozess in Europa, in dem die Grundrechte der Blrgerinnen
und Burger respektiert werden, die Rolle der Nationen anerkannt, aber
auch die Vielfalt der Regionen als Starke begriffen wird. Uber Europa
hinaus mussen die Vereinten Nationen als politisches Dach der
internationalen Gemeinschaft gestarkt werden (...).“53

Als Bewegungspartei finden die Griinen zur Starke (siehe Fukushima).
Heute steht bei ihnen die sog. ,deliberative Politik® hoch im Kurs:
Stuttgart 21 (Schlichtung und Stresstest) steht als Symbol fir mangelnde
politische Handlungsfahigkeit. Es geht um die ,Lernfahigkeit des
reprasentativen Systems® (U. Sarcinelli), Kommunikation und Macht.
Akzeptanz musse organisiert werden. Nach H. Arendt gingen Reden und
Handeln miteinander einher. Argumente und Meinungen machten Politik
aus. Es gehe um eine neue Streit- und KommunikationsAu/tur und
Politikvermittlung in Parlamenten, Parteien, Medien, statt eines
Schlagabtauschs. Es wird ein argumentativer Diskurs verlangt, mit klarer
Sprache, in dem auch Aussagen von Experten entzaubert werden. Hier
wirkt freilich die APO-Vergangenheit der Grinen nach - Streit auf
Augenhdhe zwischen Parlamentariern und aullerparlamentarischen
Akteuren. Das parlamentarische System soll neuen ,Input” durch eine
direkte Reprasentanz des Burgerwillens erhalten (val.
Bundestagswahlprogramm 2009), ohne aber die zentrale Rolle der
Parteien bei Volks- und Staatswillensbildung in Frage zu stellen; was
freilich nicht ausschliel3t, dass etwa der Volksentscheid auch schon
einmal als untaugliches Mittel erklart wird, wenn die Partei bei einem
Sachthema unterliegt (man sich so im Besitz der Wahrheit dunkt). (Die
Welt v. 21.07.2010; siehe auch vereinzelte Reaktionen nach der
Volksabstimmung zu S 21, Die Welt v. 28.11.2011). Oder taktisch

53 Vgl. Die Grunen, Grundsatzprogramm 2002, S. 13f.
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Neuwahlen zu fordern — trotz Regierungsverantwortung (,Hamburg®, FAZ
v. 28.10.2010), oder politische Kontrahenten als ,Verrater® zu
beschimpfen (Volker Beck)%4, oder demokratische Spielregeln zu
missachten, indem sie (die Grlinen) — wenn sie keine Mehrheit im
Parlament erhalten — den Protest auf der Stral’e organisieren. (RP v.
5.12.2010). Hier kommt zum Ausdruck die Forderung der Demokratie als
Lebensform, also der Demokratisierung aller Lebensbereiche im Gefolge
der 68er, die dann auch leicht zur Diktatur der Masse werden kann,
wenn sie radikalisiert angewendet wird. Intendiert wird eine Offnung der
Institutionenpolitik.

Der Begriff der ,deliberative(n) Demokratie® ist in seiner Verwendung
uneinheitlich  und wird entsprechend flir eine Vielzahl von
demokratietheoretischen Ansatzen verwendet, aber auch fir Modelle
radikaler Demokratie®® und zivilgesellschaftliche Demokratieentwirfes¢
oder auch fur kommunikativ orientierte Demokratietheorien der
solidarischen Gemeinschaft?’. Wissenschaftsgeschichtlich knlpft der
Begriff an der Kritik an liberaler, reprasentativer Demokratie an,
insbesondere der realistischen Demokratietheorien der 1960er Jahre58
(Ch. Mouffe bemerkt: ,the model of the deliberative democracy® sei

,currently becoming the fastest growing trend in the field“9). Die

54 http://beckstage.volkerbeck.de/2010/05/18.

55 \/gl. z.B. B. Barber, Starke Demokratie. Uber die Teilhabe am Politischen,
Hamburg 1994, Teil Il, S. 99-296.

56 Vgl. M. Walzer, Zivile Gesellschaft und amerikanische Demokratie, Frankfurt/M.
1996.

57 Etwa R. Bellah, The Good Society, New York 1991.

58 Vgl. etwa: M. Becker, Politik als Verstandigungsprozess — Modelle deliberativer
Politik, in: ZfP NF 47 (2000), S. 216-228.

59 Vgl. Ch. Mouffe, Deliberative Democracy, or Antagonistic Pluralism, in: Reihe
Politikwissenschaft des Instituts fir Héhere Studien (HIS) Nr. 72, S. 1-17 (1).
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Gemeinsamkeit der Ansatze verfolgt als neutrales Anliegen eine
funktionale und kritische Offentlichkeit, die Verhandlungslésungen
anvisiert, verbunden mit einer partizipatorischen Rolle des
Staatsburgers, wenngleich sie sich gerade hinsichtlich der Umsetzung
von Partizipation und auch deren Umfang unterscheiden. Im
Vordergrund steht die Legitimation von Herrschaft. Es geht demnach v.a.
um ,gutes” Regieren. Die Ldsung politischer Konflikte wird dabei
insbesondere durch Argumentations- und Diskurspraxis gesucht, in
denen sich der Burger praktisch selbstbestimmt. Es verwundert insofern
nicht, dass auf dieser Ebene eine deliberative Demokratie mit J.
Habermas' Diskursethik gleichgesetzt wird. Das ,Allgemeinwohl®
expliziert sich insofern als Ergebnis von Verfahren und
Beratschlagungen, die ,von allen Betroffenen akzeptiert werden kénnen®
(J. Habermas), Demokratisierung, d.h. Mehrheits- oder sogar
Konsensentscheidungen der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im
jeweiligen Bereich, sei es im Betrieb, sei es in der Verwaltung, oder sei
es im Kindergarten. Diese Strategie begrindet Habermas diskursethisch,
das steht in der Nachfolge des Kategorischen Imperativs von Kant.
Normen fir das gemeinsame Handeln sollen demnach durch
gemeinsames vernlunftiges Diskutieren der Betroffenen entwickelt
werden. Wie lange soll das dauern? Werden die Maschinen und der
Export so lange gestoppt? Und wenn ich nicht diskutieren will? Und was
heil3t Uberhaupt ,vernlinftig“? Wer definiert das? Herr Prof. Habermas?
Es scheint dies eine Ausgeburt deutscher Idylle der Politikferne zu sein.
Politik ist kein Diskutierclub, sondern ein Kampf um Macht — hoffentlich
mit friedlichen Mitteln. (Gegen Hitler musste man natlrlich gewaltsam
vorgehen.)

Mit der Studentenrebellion von 1968 — die Studentenbewegung war

eine Wurzel der Grinen — kam es wieder zu einer anarchischen Phase in
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der politischen Philosophie. Es entwickelte sich das heraus, was man
Postmoderne nennt: Zerschlagung tUberkommener Strukturen, Zweifel
am geschichtsteleologischen Fortschrittsmodell des Westens, Auflésung
von Sinnkomplexen in bloRe Zeichen, Ablehnung von Ideologien
Uberhaupt, Dekonstruktion des Konstruktiven, Zweifel an allem — nicht
zufallig kam es hieriber zu einem Disput mit Habermas, der diese
Irrationalisierung und Zerstérung der Vernunft ablehnte.

In den 70er Jahren kam es zu einer Wiederbelebung marxistischen
Denkens in der Bundesrepublik — eine Folge der studentischen Revolte
seit 1968 und der Infiltration sowie Propaganda der ,DDR". Der
Marxismus wurde jedoch nicht in erster Linie in der erstarrten Form des
orthodoxen = Kommunismus rezipiert (,Stamokap“-Theorie). Im
Vordergrund stand vielmehr die Kritische Theorie der ,Frankfurter
Schule® (Adorno, Horkheimer, Habermas) — wichtig war auch Herbert
Marcuses ,Der eindimensionale Mensch® —, die die 6konomischen
Analysen der kapitalistischen Gesellschaft um Analysen sozialer und
psychischer Prozesse erganzten, die zumindest in Teilen als unabhangig
von der dkonomisch-kapitalistischen Entwicklung betrachtet wurden. So
fragte sich Adorno, wie es aufgrund besonderer Erziehungsprozesse zur
autoritar strukturierten Personlichkeit kommen konne, die dann potentiell
zu solchen Greueltaten wie im Nationalsozialismus imstande sei. Das
kénne man nicht mit dem Kapitalismus erklaren, denn in den USA und in
England kam es nicht zu solchen Massenexzessen.

Habermas fragt nach den spezifischen Bedingungen von
gesellschaftlichen Beziehungen Uberhaupt, die nicht nur als Ausfluss des
Okonomischen zu interpretieren seien: Was macht eine Gesellschaft
Uberhaupt erst zu dem, was wir dann als Gesellschaft bezeichnen? Was
ist fur die Moglichkeit der Existenz von menschlicher Gesellschaft

unabdingbar? Das sind sog. apriorische Fragen, die danach fragen, was
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unabdingbar ist, damit etwas ist, was es ist. Zu diesen Aprioris gehort
nach Habermas eine herrschaftsfreie Kommunikation, ohne deren
Annahme sprachlicher Austausch — und daraus besteht fundamental
Gesellschaft — nicht vorstellbar ist: Wenn ein Mensch mit anderen
Menschen spricht — so Habermas —, dann ist damit zugleich faktisch und
werthaft unterstellt, dass der Gesprachspartner als gleichberechtigt
angenommen wird. Durch diese apriorische Analyse konnen nun Werte
begrindet werden, die es in Politik und Gesellschaft zu beachten qilt.
Diesen apriorisch immer schon zugrundeliegenden Wert der
kommunikativen Gleichberechtigung gilt es — da er nur partiell in unseren
kapitalistischen Gesellschaften realisierbar sei — durch konkrete Politik
einzulosen, eine Politik, die z.B. — so Habermas - zum Ziel hat,
Lebensbereiche zu demokratisieren und sie so vor der ausbeuterischen,
Ungleichheit und ungerechtfertigte Herrschaft erzeugenden Dominanz
kapitalistischer Strukturen (der ,Kolonisierung der Lebenswelt’) zu
bewahren, bzw. sie von ihnen zu befreien. Habermas hebt die
Bedeutung der ,Zivilgesellschaft” auch in Bezug auf die Weltpolitik
hervor, die er versteht als Assoziationswesen, das problemldsende
Diskurse zu Fragen allgemeinen Interesses im Rahmen veranstalteter
Offentlichkeit instrumentalisiert. Zu einem offentlich gefiihrten Diskurs
sollten moglichst alle Weltburger Zugang haben, um Uber
Handlungsoptionen zu entscheiden. Der Zivilgesellschaft kommt eine
besondere Rolle zu. ,(Dabei) zieht das demokratische Verfahren seine
legitimierende Kraft nicht mehr nur, und nicht einmal in erster Linie, aus
Partizipation und WillensauRerung, sondern aus der allgemeinen
Zuganglichkeit eines deliberativen Prozesses, dessen Beschaffenheit die
Erwartung auf rational akzeptable Ergebnisse begrindet. Ein solches
diskurstheoretisches Verstandnis von Demokratie verandert die

theoretischen  Anforderungen an die Legitimitatsbedingungen
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demokratischer Politik."60

Es geht Habermas damit auch um den einzelnen Menschen als aktiver
Weltblrger, nicht nur um kollektive Akteure oder Systeme. Um den
globalen Diskurs zu organisieren, braucht es nach Habermas des
Nationalstaates als zentrales Element internationaler Institutionen
ebenso wie der Starkung des Vdlkerrechts und der globalen
Zivilgesellschaft. Nach Habermas ist die Weltgesellschaft daher nur in
einem Mehrebenensystem realisierbar. Die Argumentation Habermas’
zielt also insgesamt auf die Begrindung von Verfahren ab. Doch was ist
Vernunft? Ob das nicht wieder apolitische Romantik ist, bei der man
,So0ziale Normen®, gewachsene Brauche, kontinuierliche, evolutive
Ubergénge etc. fiir politisches Handeln vergisst? Es hat den Anschein,
als wolle man gewissermalden am Reil3brett einen Staat konstruieren.
Man erinnere an Napoleon: ,Was®, sagte er, ,will man jetzt mit dem
Schicksal, die Politik ist das Schicksal.“61

Es sind damit u.a. Probleme wie (symbolisch) bei Stuttgart 21
verbunden: ,Die Schlichtung ist nur mit Einschrankung als
demokratische Burgerbeteiligung zu betrachten. Auf der einen Seite
sallen die Bahn und die frihere Landesregierung, auf der anderen
Vertreter der politischen Eliten, vor allem der Griinen. Auch da waren die

Durchschnittsblrger nicht vertreten.” (Stuttgarter Zeitung, 4.6.2011)

Realistisch betrachtet ...

Ein Staat ist eine groRe Gebietskorperschaft. Sie dient dem ganzen Volk

unter der Bedingung einer GroRgesellschaft — als Konsequenz der

60 J. Habermas, Die postnationale Konstellation, Frankfurt/M. 1996, S. 166.
61 J.W. v. Goethe, Werke, Band 10, Minchen 1982, S. 546.
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modernen Lebenswelt.62 Demnach konnen naturlich nicht alle Burger
personlich zu jeder Zeit Uber alle politischen Vorgange bestimmen -
noch weniger: diese selbst durchfiihren. Partizipation ist ihnen immer nur
beschrankt auf wenige Vorgange moglich. Von daher sind viele
verschiedene staatliche Ebenen, gesellschaftliche Bereiche und Foren
politischer ~ Willensbildung  notwendig, um  den politischen
Entscheidungsprozess offen zu halten. Es muss daneben auch ein
Recht geben, sich nicht intensiver mit etwas auseinandersetzen zu
wollen. Das kommt auch den nicht so gut Organisierten entgegen, die so
auch eher eine politische Arbeitsteilung praferieren.

Um von einer freiheitlichen Ordnung sprechen zu konnen, muss der
Pluralitat gesellschaftlicher Bestrebungen und ihrer Organisationsformen
Raum geboten werden. Sie mussen ihrerseits den Blrgern eine freie
Mitwirkung und Entscheidung gewahren. Demnach bedarf es
durchgangiger demokratischer Strukturierung. Die staatliche Ordnung
muss verschiedene Handlungsebenen eroffnen, die demokratisch von
unten nach oben zu gliedern sind (Gemeinde, Kreise, Bezirke, Lander,
Nationalstaat, supranationale Ebene). Es kann hier von einem
pluralistischen Bundesstaat gesprochen werden: mit horizontaler und
vertikal foderalistisch-pluralistischer Struktur. Wesentlich ist dabei -
neben seinen Gestaltungsmoglichkeiten — der Bestand politischer
Freiheit, die neben Grundkonsens in der Volkssouveranitat einer
differenzierten und komplexen Offentlichkeit im Staat bedarf. Diese sind
ebenfalls an die freiheitliche Verfassung gebunden. Ein einzelner Burger

kann also nicht jede Entscheidung selbst treffen und ausfuhren. Fur alle

62 Zum Folgenden: M. Porsche-Ludwig, Einfihrung in die Allgemeine Staatslehre,
Zurich [u.a.] 2008, S. 115ff., mit Verweisen auf A. Schwan, insbesondere Ethos
der Demokratie, Paderborn [u.a] 1992, S. 271ff., dem die Uberlegungen

wesentlich folgen.
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Ebenen sind reprasentative Organe notwendig. Dorthin sind Funktions-
und Amtstrager des Vertrauens zu entsenden, periodisch befristet. Das
gilt fur Vereine, Verbande, Parteien, Gemeinschaften, Lander, Staaten,
supranationale Organisationen. In der Regel erfolgt dies durch Wahlen:
sie mussen frei, gleich, geheim, allgemein sein, und wenigstens eine
Alternative, allenfalls zwischen ,Ja“ und ,Nein“ bieten, oder mehrere
Varianten.

Die Amtsgeschéafte sollen transparent erfolgen, um so ihre Funktion
kontrollieren zu kdnnen. Sie haben dem Gesamtinteresse (des Staates,
einer Ebene, eines Verein und so weiter) zu entsprechen (dem
,Gemeinwohl“). Darin liegt die eigentliche Aufgabe der Volksparteien.
Die kleineren Parteien sind demgegenUber offener flr Klientelpolitik.
Wahlen haben Uber die Richtung zu entscheiden, nicht Uber
Detailfragen. Die Volksparteien tragen die hohere Wahrscheinlichkeit in
sich, den verschiedenen, pluralen Interessen am besten zu entsprechen.
Aufgrund ihrer Mitgliederzahl garantieren sie auch am ehesten die
Bindung der Einzelinteressen an das Gemeinwohl. Dass dies so auch
von den Burgern generell gesehen wird, sient man daran, dass an
Wahlen eine weitaus grof3ere Beteiligung als an Plebisziten festgestellt
werden kann. Viele Fragen — siehe auch die Schlichtung bei Stuttgart 21
— sind zu komplex, als dass sie sich auf ja oder nein reduzieren lielen.
Es muss stets das Ganze im Blick behalten werden. So ist eine
Ruckkoppelung von Einzelinteressen an das Gemeinwohl am besten
gegeben. Die Verantwortung fur das Ganze ist entscheidend, nicht die
,verlockungen des Tages®“. Daher ist auch ein imperatives Mandat
sinnlos im Sinne einer radikalen Basisdemokratie. Vielmehr sind
Reprasentanten mit einer gewissen Unabhangigkeit in einer
Wahlperiode, aber mit Verantwortung gegenuber Wahlern nach deren

Ablauf zu praferieren. Das alles umfasst das Strukturprinzip
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reprasentativer Demokratie; es hat fur staatliche Ebenen strikt zu gelten,
fur andere Ebenen (gesellschaftlich) analog.

Gesellschaftlich ist analog an Mitbestimmungsregeln zu denken, die
ein jeweiliges Sonderinteresse mit dem Gesamtinteresse vermitteln
kénnen. (Konkurrenz kann ermoglicht werden, Zwang zu Kompromiss
und Konsensermdglichung) Mitbestimmungsregeln sind
bereichsspezifisch und aufgabenspezifisch abzustufen. Sie tragen durch
ihre Partizipationsermoéglichung zur Starkung reprasentativer Demokratie
bei. Wenngleich das auch noch keine Garantie darstellt, anwachsender
Herrschaftsbefugnis — gegen die Blrger — entgegen zu wirken. Aufgabe
der freiheitlich-politischen Ordnung ist folglich die reprasentativ-
demokratisch strukturierte Gewalt im Staat (ebenso analog in
Institutionen und Organisationen). Die Gewalt muss aufgeteilt, begrenzt
sowie gemaligt werden. Folge dessen ist, dass im Staat Regierung und
Verwaltung in wichtigen Aspekten ihrer Tatigkeit an die gesetzgebende
Gewalt gebunden sind — mit entsprechender Verantwortlichkeit. Die
reprasentative = Demokratie ist somit ein  parlamentarisches
Regierungssystem. Hinzutreten muss noch eine unabhangige

Rechtsprechung, insbesondere zur neutralen Gesetzesauslegung.



10 ,Pro-aktiv-Akteure“ des griinen Idealismus

Der Nationalstaat mit seinem Volk ist der dominante Akteur heutiger
internationaler und nationaler Politik, also die sich mit der Franzdsischen
Revolution vor 200 Jahren herausbildende, innige Kombination von
demokratisch mobilisiertem Volk (Franzosen, Inder, Amerikaner usw.) +
einheitlicher Sprache + gemeinsamer Geschichte + daraus sich selbst
bestimmender Nation als bewusster Handlungs- und
Schicksalsgemeinschaft + hierarchisch-blrokratischer Staatlichkeit.
Diese Staatsform hat sich zumindest im nordatlantischen Raum
durchgesetzt, zunehmend auch in Ostasien. In Afrika ist seine Bildung
durch ethnische Vielfalt und Dominanz des Militars erschwert.

Dem weltburgerlichen ldealismus ist diese Staatsform obskur, da sie
nicht seinem ldeal von der Gleichheit aller Menschen entspricht. Aber
Demokratien, die zur Zeit nur territorial begrenzt organisierbar sind,
mussen immer entscheiden, wer mitwahlen darf und wer nicht. Dadurch
diskriminiert jede Demokratie in jeder Wahl notwendigerweise Milliarden
von Menschen, die nicht dazu gehdéren konnen. Allen
Menschenrechtskampagnen zuwider.

Wegen dieser den Grinen wohl unbewussten Aversion gegen
Nationalstaaten, werden sie gerne diffamiert. Die Idealisten denunzieren
sie — ahnlich wie schon Carl Schmitt und die Nationalsozialisten — wegen
angeblicher Korruption, nur die Lobbys wurden herrschen, und die
Politiker seien alle nur kauflich. Dabei wird Ubersehen, dass FDP-
Politiker nicht deshalb flr Privatisierungen sind, weil sie vorgeblich von
der Industrie bestochen wurden, sondern weil sie als Liberale davon
Uberzeugt sind.

Dennoch: dieses Lobby-Geriicht nehmen die Idealisten zum Anlass,

den Nationalstaat und demokratisch gewahlte Regierungen zu



89

diffamieren und zu delegitimieren. Stattdessen werden - nicht
demokratisch legitimierte — neue und oft flichtige Organisationen als
wahre Trager des Volkswillens — was immer das sei — geschaffen:
Burgerinitiativen, Demonstrationen, Rate aller Art,
StralRenkampfgemeinschaften, niemandem verantwortliche Journalisten
— die sogar von sich behaupten, sie seien die 4. Gewalt — propagiert, die
z.T. gewaltsam auf ihr Anliegen aufmerksam machen oder es durch
Dauerdemos und Platzbesetzungen zu Lasten der schweigenden
Mehrheit erzwingen. Angesichts immer anstehender Wahlen und einer
ubersensibilisierten, z.T. links-grin dominierten Offentlichkeit knicken
hier ~Regierungen und Parlamente schnell ein, zumal die
Rebellengruppen oft durch eine katastrophische Stimmung eines
vorgeblich kurz bevorstehenden Weltuntergangs angstigen: Atomkrieg
bis 1990, ab 1990 sog. Klimaerwarmung auf der Basis hoch abstrakter,
statistischer Prognosen, Wald- und Robbensterben, usw.

Die Rebellen agieren national und international und tauchen auf
internationalen Konferenzen zu Tausenden auf, um ihre Interessen
durchzusetzen. Regierungschefs, die sich international treffen, sind — im
Gegensatz zu den Rebellen — zumindest meist demokratisch gewahlt.
Themen der Rebellen sind u.a.: weltweites Menschenrecht auf
Abtreibung, so amnesty international; Kampf gegen die Ausdehnung der
Sahara, die sich seit 9000 Jahren ausdehnt; Schutz der Urwalder, um
den Armen dieser Gegend auch noch diese Einnahmequelle zu nehmen;
Kampf gegen gro3e Talsperren, um die Industrialisierung der
Entwicklungslander zu erschweren und die eigene Industrie vor
Konkurrenz zu schutzen. Usw.

LZivilgesellschaft® ist das groRe Schlagwort seit Ende der 80er Jahre,
als u.a. W. Brandt (,Wir missen mehr Demokratie wagen!”) und M.

Gorbatschow (,Gemeinsames Haus Europa“) um diesen Begriff herum
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ein gesamtgesellschaftliches, europa- oder weltweites Reformkonzept

zur weiteren Befreiung aller Gesellschaften und Gesellschaftsbereiche

entwickelten und um Welt und All zu sozialdemokratisieren. Ziel ist ein
international koordinierter Abbau von angeblich ungerechtfertigter

Herrschaft in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, bis hin zur Befreiung

der Frau vom Manne oder der Arbeiter vom Ausbeuter, um es polemisch

zu formulieren. Wie z.B. im ,Kampf‘ gegen den Stuttgarter Hauptbahnhof
sollen aktive und ,aufgeklarte“ Minderheiten Projekte verhindern, die als
schadlich betrachtet werden, um solche zu beférdern, die im Interesse
aller lagen, wie immer man das auch festzustellen kbnnen glaubt. Auf
jeden Fall gelte es, den rein egoistischen Einfluss der Industrie oder von

Dienstleistungskonzernen (DB z.B.) einzudammen, einer Industrie oder

Konzernen, in denen die meisten ihren Arbeitsplatz erhalten und die

durch Exportliberschisse die Devisen erwirtschaften, mit denen wir in

Urlaub fahren und studieren kdnnen. Und das weltweit:

Zivilgesellschaftliche Minderheiten, die zu wissen glauben scheinen, was

richtig ist, kdmpfen gegen Ungerechtigkeiten alliberall, was immer das

sei. Letztlich wird alles bekampft, was ungleich ist, gegen die Manner
und die Herrschenden Uberhaupt oder die Reichen und die Lehrer usw.

Aber Menschen sind nun einmal ungleich. Ungleichheit ist nicht nur

Ergebnis von Ausbeutung, man kann auch reich durch Flei3 und

Erfindungen und Geschick werden.

Die zivilgesellschaftliche Strategie geht von zwei als selbstverstandlich
behaupteten Annahmen aus, die aber nicht selbstverstandlich sind:

1. Bodse Interessen, die Lobbys beeintrachtigen die
Entscheidungsprozesse der Parlamente und Regierungen so, dass
sie nur noch im Interesse der Reichen entscheiden wirden. Aber
warum kam es dann zum AKW-Ausstieg 20117 Wie zur

betrieblichen Mitbestimmung der Arbeitnehmer 19767 Abgeordnete
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und Minister entscheiden auch geman ihren Uberzeugungen.

2. Es wird unterstellt, dass der kapitalistische Wirtschaftsprozess per
se zu Lasten der Mehrheit der Bevdlkerung geht. Aber die
Verdoppelung der Einkommen in Deutschland in den letzten 35
Jahren spricht dagegen. Und dass wir mittlerweile jedem im Notfall
einen Rechtsanspruch auf eine minimale Grundsicherung
garantieren, die die Grundbedurfnisse befriedigt (auch wenn sie
unter der Halfte des Durchschnittseinkommens liegt. Aber dies ist
ein willkurlich festgelegtes Kriterium, um viele Sozialarbeiterstellen
zu schaffen, in denen gerade die Grinen unterkommen.)

Problematisch ist die zivilgesellschaftliche Strategie vor allem in der

internationalen Politik, da sie sich in aller Welt einmischt, dem

volkerrechtlichen Grundsatz der Souveranitat und Selbstbestimmung der

Volker zuwider. Dieser kann nur dann verletzt werden, wenn es um die

Wahrung hoher menschenrechtlicher Werte geht, z.B. wenn es um die

Verhinderung von Volkermord geht, wie z.B. in Ruanda 1994 (wo

allerdings die deutsche Zivilgesellschaft gerade vor dem

Bundesverfassungsgericht klagte, um der Bundesregierung jeglichen

militarischen Einsatz aul3erhalb der Nato zu untersagen.) Aber nur durch

militarische Intervention kann man Volkermord verhindern, nicht durch

Demos im sicheren Berlin.

Die Hauptaufgabe internationaler Politik auBerhalb Europas besteht
darin, Krieg zu verhindern, zwischen Pakistan und Indien, zwischen
Vietnam, China und Nord-Korea, im Kongo, in Somalia, im Nahen Osten,
im Kaukasus. Dazu braucht man stabile, rational entscheidende
Regierungen, seien sie nun demokratisch oder weniger demokratisch.
Es kommt angesichts der Gefahr des Kriegs (eines Atomkrieges in
Sudasien! Pakistan versus Indien) primar auf die militarische

Kriegspravention an (Reden nutzt da nichts mehr), nicht auf
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innenpolitische Verhaltnisse dort (so sehr deren Anderung auch noch so
dringlich scheinen mag.) Eine zivilgesellschaftliche Demokratisierung in
Pakistan wurde nur die Islamisten an die Macht bringen, Folge ware ein
Krieg mit Indien. Ahnlich in Saudi-Arabien. Die ,Demokratisierung® in
Georgien seit 2004 durch Massenproteste (es war wohl eher ein Putsch
unter Instrumentalisierung von Teilen der Bevolkerung) fuhrte zum
georgischen Angriff auf Russland. Usw. Denn selbst Diktaturen kdnnen
durchaus auldenpolitisch friedlich sein (Franco-Spanien), und
Demokratien  aggressiv. (Athen unter Demosthenes). Zumal
zivilgesellschaftliche Mobilisierung oft nichts bewirkt: So hat sich in der
Ukraine nichts durch die (von der CIA geférderten) Massenproteste
geandert. Warum?

Die russische und ukrainische Gesellschaft sind anders strukturiert als
die westeuropaische und nordamerikanische. Da sich in Russland und in
der Ukraine durch die lange Mongolen- und die kommunistische
Herrschaft freie Stadte und eine burgerliche Gesellschaft kaum zu bilden
vermochten, ist die Bevolkerung in grolen Teilen autoritats- und
staatsorientiert, davon erhofft man sich Stabilitat, wahrend die
liberalistischen 1993ff.-Jahre unter Prasident Jelzin als Chaos in
Erinnerung sind (was sie ja auch waren). Ehe man die Verhaltnisse dort
kritisiert, sollte man dessen eingedenk sein. Denn solche Strukturen, vor
allem Mentalitaten, sind nicht schnell und voluntaristisch zu andern, es
sei denn, man wird totalitdr. (Das wird auch von einigen
zivilgesellschaftlichen Kampagnen vorgeworfen.) Ahnliches gilt fir die
ethnischen Fragmentierungen in Schwarz-Afrika; die sind nun mal da,
und wir haben nichts anderes, um Adenauer zu variieren. Wenn man
dort von heute auf morgen Demokratie einfihrt, kann das dazu flhren,
dass die Mehrheits- die Minderheitsethnie unterdrtckt. Der Volkermord

der Hutus an den Tutsis 1994 erfolgte im Rahmen eines
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Demokratisierungsprozesses. Nie war die Christenverfolgung so grof3
wie im demokratischen Irak seit 2004 (ohne dass die Grinen das
thematisieren wirden.) Die Chinesen begegnen der westlichen
Menschenrechtskritik ohnehin kiihl mit dem Verweis auf die vielen Morde
und die Verwahrlosung der Unterschichten in New York City und die
Pornographie in Holly Wood.

Vergessen werden darf auch nicht, dass Zivilgesellschaft eng mit dem
zivilen Ungehorsam zusammenhangt. D.h. konkret: Gesetzesbruch. Man
fuhlt sich legitimiert, vom Parlament beschlossene Gesetze zu
missachten, weil sie ,ungerecht” oder ,menschheitsgefahrdend* (z.B.
Atomenergie) seien. Dabei ist die Frage des Pro und Kontra zu Stuttgart
21 sehr kontrovers, es gibt auch 60% Beflrworter, und die gewahlten
Instanzen haben dem Umbau des Stuttgarter Bahnhofs zugestimmt. Nun
begannen 2011 nach jahrelanger Diskussion vielleicht 50.000 Stuttgarter
Burger, z.T. gewalttatig dagegen zu demonstrieren, und setzten sich so
Uber Gesetz und Mehrheitswillen hinweg. Da Politik Ruhe haben will, vor
allem angesichts von Wahlen, knickte sie z.T. ein und kam der
Minderheit entgegen — zum Nachteil der Mehrheit. Die musste wohl nun
gegendemonstrieren, aber das will sie nicht, da sie zu Recht die
politischen Entscheidungen den Parlamenten Ubergeben hat, um selbst
sich der Freizeit widmen zu konnen. Politik ist nicht alles. Man hat auch

das Recht, unpolitisch zu sein.



11 Umweltpolitik

Umweltpolitik gibt es seit jeher, von den deutschen Fursten der
Aufklarungszeit, die ihre Walder wieder aufzuforsten begannen, um sie
weiterhin wirtschaftlich nutzen zu koénnen, uber die Wasser- und
StralRensduberungen der Kommunen in der Bismarckzeit und spater, bis
zu den ersten Initiativen der Chemieindustrie in den 1950er Jahren am
Rhein — zusammen mit den Handelskammern Hollands -, die weitere
Verschmutzung des Rheins zu stoppen. Willy Brandt zog 1961 als
Kanzlerkandidat der SPD mit der Parole vom blauen Himmel Uber der
Ruhr in den Wahlkampf, ohnehin hatten die Jugendbewegung und der
deutsche Naturschutz seit 1900 das Thema aktiv in die Offentlichkeit
gebracht, und selbst die Nazis missbrauchten und pervertierten es im
Rahmen ihrer Blut- und Bodenpolitik.
Schliellich wurde die deutsche Umweltpolitik von der sozialliberalen
Koalition unter Innenminister Genscher 1969 voll institutionalisiert:
— Grundgesetzanderungen zur Starkung der Kompetenzen des
Bundes in der Umweltpolitik
— seit 1971 Sachverstandigenrat fur Umweltfragen
— 1974: Grindung des Bundesumweltamtes
— Begrenzung der Immissionen (1974) der Industrie hinsichtlich Luft,
Larm, Wasser usw. durch das Bundesimmissionsschutzgesetz
— erste Aktivitaten der Europaischen Gemeinschaft, die u.a. in den 80er
Jahren die  Umweltvertraglichkeitsprufung fur  GrofRprojekte
verbindlich vorschrieb.
Da war es fur die Grinen 1979 — in der Zeit ihrer Grindung — aul3erst
schwierig, mit dem Thema uberhaupt noch punkten zu kénnen. Es
gelang durch die Emotionalisierung und ldeologisierung der AKW- und

Atomwaffenfragen. Dazu trug mit bei die allgemeine German Angst vor
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Strahlen aller Art und vor den Gefahren eines Atomkrieges, wobei
allerdings nicht Ubersehen werden sollte, dass die Zeit des Kalten
Krieges flr Westeuropa eine der friedlichsten war. Auch AKWSs schienen
unheimlich, obwohl damals - 1980 - noch kein groéfRerer Vorfall zu
berichten war (bis auf die USA — Three Miles Islands —, wo man diesen
Vorfall allerdings managte.) Die Strategie der Griinen seit 1980 bestand
nun darin, diese angebliche Gefahr zu isolieren, die Vorteile zu
unterschlagen, die Interessen der Betreiber als blo3 gewinnorientiert zu
diskreditieren, die Strahlenwirkungen durch immer neue
Pressekampagnen zu ubertreiben, auch mit Zahlen zu tauschen, auch
tatsachliche Fragen aufzuzeigen, aber insgesamt ein Bild
verantwortungsloser Regierungen und Betreiber an die Wand zu malen,
zumal der Gegenbeweis der Nichtgefahr stets schwierig ist, denn wer
kann schon langfristige Wirkungen ausschlie3en, die sich vielleicht erst
in drei Generationen zeigen usw. Aber dann musste man auch das Auto
verbieten. Nichtsdestotrotz kam das Thema beim linken und liberalen
Mittelschichtenpublikum gut an, das keine 6konomischen Probleme mehr
hatte und nun nach neuen Feldern des Pergaments und der
Freizeitgestaltung suchte. Nicht zufallig sind die deutschen
Gewerkschaften bis heute den Grinen gegenlber skeptisch eingestellt.
Der grine Verdi-Vorsitzende Bsirske sprach sich sogar 2005 fir den
Erhalt der AKWs aus.

Die SPD und die CDU reagierten angesichts des Zulaufs zu den
Grunen schnell auf die Dauerthematisierung der Umwelt in den Medien
und errichteten 1987 - so die Regierung Kohl — insbesondere nach dem
AKW-Vorfall in Tschernobyl in Russland (!) ein eigenes
Bundesumweltministerium, das nun unter seinem Minister Topfer den
Umweltgedanken gesellschaftlich entgrenzte: Der Umweltschutz zog mit

dem Rohstoffrecycling in den Alltag der Deutschen ein: Mdulltrennung,
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angemahnte Selbstdisziplinierung beim Verbrauch von Energie, ein fast

totalitarer Meinungsdruck, in dem man sich gar nicht mehr dagegen

auszusprechen wagte.

Hinzu kam nun in den 1990ern die Angst vor einer angeblichen
Klimaerwarmung infolge des CO2-Ausstoles von PKWs und Industrie,
wodurch die Meeresspiegel ansteigen und Naturkatastrophen zunehmen
wirden. Das wurde nun von den Grinen zur bevorstehenden
Weltuntergangskatastrophe hochstilisiert, was jegliche Art von
Umweltschutz — auch rigoroser Art — rechtfertigte.

Einmal abgesehen davon, dass im letzten Jahrzehnt bis heute (2012)
keine Klimaerwarmung festzustellen ist, und dass bis 1975 die
Klimaforscher noch eine nahende, neue Eiszeit prophezeiten, sind hier
einige Fragen — nur Fragen — zu stellen:

— Sind Klimaschwankungen nicht eher ein zyklischer Prozess, mal
hoch — mal niedrig, im Mittelalter war Grénland noch grin und in
Bremen gedeihte Wein?

— Die als Beweis angefuhrte weitere Verwistung durch die Sahara ist
ein Prozess seit 7000 Jahren.

— Kann man Uberhaupt Prozesse Uber 50 Jahre vorhersagen, wie es
der einflussreiche UN-Klimarat wagt? Die klimatologischen
Computermodelle sind mit Tausenden von Variablen so komplex, so
dass die Annahme (!) einer falschen Korrelation oft nicht absehbare
Folgen hat. Das sient man ja alljahrlich an den analogen,
okonometrischen Modellen der Wirtschaftswissenschaftler, die das
Wirtschaftswachstum des nachsten Jahres nur selten vorhersagen
konnen.

Letztlich sind es Glaubensiiberzeugungen, die hier von den Okologen

vorgebracht werden, Bekenntnisse einer nachtheologischen Zeit, in der

man nicht mehr an Gott glaubt, daher in tiefe Angst verfallt (wer kann
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uns dann noch retten?), und so in einen panischen, rein menschlichen
Aktivismus verfallt, um die Katastrophe abzuwenden, so wie man friher
betete und wallfahrte, um dem Hodllengericht zu entgehen. Die

Deutschen sind immer noch Christen, die es aber nicht sein wollen.



12 Die Grinen und das Geld

,Nachhaltige Finanzpolitik

30. September 2011

Die griine Schuldenkonferenz

Rund 150 Teilnehmerinnen und Teilnehmer nahmen am 30. September
2011 an der grunen Schuldenkonferenz in Berlin teil. Vor dem
Hintergrund der gravierenden Auswirkungen der Finanz- und
Wirtschaftskrise auf die Ooffentlichen Finanzen, wurden von den
Teilnehmerinnen und Teilnehmern Strategien fur eine nachhaltige
Haushalts- und Finanzpolitik diskutiert.

Zunachst wurde die Tagung durch Lisa Paus, Obfrau der Fraktion
Blndnis 90/Die Grunen im Finanzausschuss des Bundestages erotffnet.
Dabei machte Lisa Paus deutlich, wie drastisch die Rettungs- und
Konjunkturprogramme in der Krise die Staatsverschuldung auf allen
Ebenen vergrofert haben. Bund, Lander und Gemeinden mussten
enorme Einnahmeverluste verkraften.

Juargen Trittin, Fraktionsvorsitzender von Bulndnis 90/Die Grinen,
unterstrich in seinen Ausfuhrungen, den enormen Anstieg der
Staatsverschuldung in Deutschland trotz eines gleichzeitig wachsenden
Wohlistandes. Die Steuereinnahmen liegen heute um rund 60 Milliarden
unter dem vor der Finanzkrise geschatzten Niveau. Fur Trittin ist klar:
Wer von Steuersenkungen traumt, traumt einen Alptraum fur die
offentlichen Kassen von Bund, Landern und Gemeinden. Im Gegenteil:
Defizite missen auch durch eine héhere Besteuerung verringert werden,
ganz im Sinne von Barack Obamas ,It's not class warfare. It's math‘. Die
Verschuldung aller 6ffentlichen Haushalte in Deutschland liegt bei Gber 2
Billionen. Seit 2007 sind die Schulden um 400 Milliarden gegenlber

2007, dem Jahr vor der Finanzkrise, gestiegen. Die gesamtstaatliche
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Schuldenquote betragt gut 83 Prozent der jahrlichen Wirtschaftsleistung.
Das Maastricht-Kriterium schreibt 60 Prozent vor. Deutschland ist also
beileibe kein haushaltspolitischer Musterknabe. Trittin halt es fir richtig,
dass wir mit dem neuen Euro-Rettungsschirm weitere Risiken fur unsere
Haushalte aufnehmen. Denn nichts zu tun ware in jedem Fall die teurere
Alternative. Aber gleichzeitig muss eine echte Glaubigerbeteiligung
gewabhrleistet sein.

Fuar Jurgen Trittin ist entscheidend, dass das Verhaltnis von
Verschuldung, Vermodgen und Wirtschaftsleistung ausgewogen ist. Eine
Krisenursache sieht er daher in den starken Handelsbilanzdefiziten in
einigen Staaten, denen Landern mit sehr hohen Uberschiissen wie
Deutschland gegenuber stehen. Die zunehmende
Vermdgenskonzentration der vergangenen Jahre ist far Trittin eine
weitere zentrale Krisenursache. Die reichsten zehn Prozent der
Deutschen besitzen Uber 60 Prozent des Vermogens, das eine Prozent
der Superreichen nennt sogar ein Viertel des Vermogens sein eigen. Am
unteren Ende der Skala herrscht hingegen Leere: 30 Prozent der
deutschen Haushalte haben gar kein Vermdgen oder sogar Schulden.

Jurgen Trittin glaubt, dass wir die gegenwartige Krise nicht I6sen
konnen, ohne — neben anderen Problemen — das Missverhaltnis von
Vermoégen und Schulden zu korrigieren. Umverteilung ist also nicht nur
eine Frage der Gerechtigkeit, sondern auch der 6konomischen Vernunft.
Im Green New Deal der Grinen ist dies ausformuliert: Ein neuer sozialer
Ausgleich korrigiert die Konzentration von Vermogen und Einkommen.
Jargen Trittin pladiert fur eine Schuldenbremse fur Banken als zentrales
Element einer besseren Finanzmarktregulierung. Auch eine
Finanzmarkttransaktionssteuer wird von ihm befurwortet. Die
Okologische Transformation der Wirtschaft schliel3lich ist der SchlUssel

fur nachhaltiges Wachstum. Trittin ist Gberzeugt: Allein mit Sparen wird
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man die schwachen Volkswirtschaften nicht wieder auf die Beine
bringen. Mit europaischen Investitionen in den okologischen Umbau der
jeweiligen Volkswirtschaft kdnnten auch die nationalen Bevdlkerungen

fur die notwendigen Reformen gewonnen werden.” (Pressemitteilung)

Hier werden alle Ublichen Klischees bedient. Schuld an den Schulden
sind immer die anderen (Kapital, Banker, Rating Agenturen), nie wir — die
Grlnen, die aber im Bundestag immer mehr Geld gefordert haben.

Wie kam es dagegen zur Finanzkrise wirklich?

Die Finanzkrise 2008 entstand, als der Bauboom in den USA
zusammenbrach, eine Blase platzte, wie zuvor schon x-Mal. Es war zu
dieser Blase gekommen, weil die amerikanische Zentralbank zur
Konjunkturankurbelung die Zinsen sehr niedrig angesetzt hatte, um
Arbeitsplatze zu schaffen. Zudem wollte die Politik zur
Sympathiegewinnung mdglichst vielen Blrgern ein Eigenheim
verschaffen, selbst wenn die Blrger kein Eigenkapital hatten. Und es
war und ist sicherlich nicht so, dass die Banken den Kunden den Kredit
aufgezwungen hatten. Hier bestand eine Einwilligung beider Seiten.

Der Zusammenbruch dieses Marktes, der Verfall der Immobilienpreise,
der Verkauf von Eigenheimen und der so bedingte Wegfall von
Sicherheiten der Bankkredite fuhrte nun dazu, dass die Banken
erhebliche Verluste erlitten und die Bilanzen ihre Basis verloren. Das
fuhrte bekanntlich zum Bankrott der Lehman GroRbank, die weltweit
verflochten war und deshalb europaische Banken mit sich riss. Das
wurde dadurch verscharft, dass die Kredite in sog. Strukturierten
Anleihen zur Risikostreuung gebundelt waren — durchaus rational — und
gehandelt wurden, um fur die erste Bank neue Liquiditat zu schaffen —
auch an sich durchaus vernlunftig. Aber es fluhrte zu langen

Wirkungsketten, die im Falle einer Krise die Dominosteine fallen liel3en.
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Keine Bank wusste nun mehr, ob nicht die anderen kurz vor der Pleite
stinden, so dass es im notwendigen Interbankenverkehr keine Kredite
mehr gab.

Hier halfen die Staaten aber effektiv durch eine generelle Blrgschaft
und erhebliche Geldversorgung, auch durch die EZB, ohne dass es zu
inflationaren Effekten kam. Die Krise wurde bewaltigt. Das Spekulieren
der Ratingagenturen war nur Symptom dieser Ursachen, die letztlich im
Bestreben demokratischer Politik liegen, ihre Wahler umfassend zu
versorgen. Deshalb gliedern ja Staaten auch ihre Geldpolitik oft auf

unabhangige Experteninstanzen aus, so z.B. auf die Bundesbank.

Die zweite Finanzkrise seit 2010 hatte eine ahnliche Ursache, namlich
die enorme Staatsverschuldung einer Reihe (sud) europaischer Lander,
die mit dem Euroraum verbunden waren und so den Euro insgesamt
gefahrdeten. Diese Verschuldung ist die Folge explodierender Staats-
Blrokratien, Bildungssysteme und sozialpolitischer Stutzen fur fast
Jedermann, insbesondere in Griechenland, das Uber fast keine Industrie
verfugt, die die Gelder durch Exporte z.B. hatte erwirtschaften kdnnen,

mit denen man die Staatsausgaben hatte finanzieren kbnnen.



13 Die griinen Medien

Zunachst einmal einige Worte zur Bedeutung von Medien uberhaupt:

Wie nehmen wir die Medien wahr? Stimmt es wirklich, dass sie mehr
oder weniger ganz unser Leben bestimmen? Oder uns den Sinn geben,
warum wir leben? Wie Soziologen und Medienwissenschaftler
behaupten?

Fangen wir mit uns selbst an: Morgens beim Duschen hore ich WDRS,
politische Kommentare, man argert sich jedes Mal. Dass ich Uber das
Geschehen in Nahost nur vermittels der Zeitung usw. erfahre — und hier
so evt. ein Einfluss festzustellen ware, ist eine Banalitat, die aber nichts
Uber Einflisse auszusagen vermag: denn ob ich nun die arabischen
Proteste gegen die danischen Karikaturen tber Mohammed im Februar
2006 als gerechtfertigt empfinde, hangt davon ab, wie ich zur Religion

Uberhaupt stehe.

Warum dann Medien?

Wahrscheinlich sind Medien entweder zur Unterhaltung und
lebenspraktischen Hilfe da (so RTL, SAT1, VOX), oder — so der WDR,
aber auch begrenzt Die WELT - als gruppeninternes Informationsmittel
bestimmter ,Ingroups®, politisch-medialer Seilschaften: so z.B. von
Wissenschaftlern, Journalisten und einem Teil der Politik. These hier ist,
dass z.B. WDR5-Radio fur die grun-linke Klientel da ist, das auch dort
beruflich unterkommt und dafir an den grin-liberalen, deutschen Unis
ausgebildet wird.

Der WDR kommt in sehr unterschiedlicher Gestalt daher: als Eins Live
fur Jugendliche mit fetziger Musik und wenigen Nachrichten; in WDR2
als Hintergrund flr den ganzen Tag: Musik- und Magazin-Sendungen,

mit einer Reihe von Korrespondentenberichten, die naturgemaf in ihrer
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Gesamtheit ein politisch breites Spektrum abdecken und insgesamt den
Eindruck politischer Neutralitdt erwecken. (WDR2 hoért man oft in
nordrhein-westfalischen Geschaften und Supermarkten.) WDR3 ist der
Sender der ernsten Musik, mit wenigen politischen Features
zwischendurch. Fir den unbefangenen Horer ist es oft erstaunlich, dass
hier oft in einem Musikblock klassische Musik in der Art Mozarts
gemischt wird mit moderner ernster Musik wie Schdnberg, bei dem man
ja viel nachdenken muss, warum ein Komponist so etwas zustande
bringt. Auf jeden Fall dient das nicht dem spontanen und unreflektierten
Genuss, der Sender will uns aufklaren. (Aber warum muss man alles
reflektieren und dann kritisieren? Es kann ja auch vieles einfach schon
sein.)

Mit WDR3 sind wir schon bei einem zentralen Problem des in NRW
umstrittenen Senders WDRS5, der sich explizit einen aufklarerisch-
idealistischen Kulturauftrag zuschreibt, wie er die entsprechenden
Vorgaben des Gesetzes Uber den oOffentlich-rechtlichen Rundfunks
interpretiert.

Aber ehe wir dazu kommen, noch ein kurzes Wort zu WDR4, der vor
allem populare Musik sendet: von der Volksmusik bis zu Schlagern flr
die Alteren (,Deutsche Oldies"). Insgesamt ein Sender fiir die Senioren,
dementsprechend auch die wenigen Features (z.B. nur zur
Patientenverfigung).

Wie bereits gesagt: Der WDRS ist der Stein des Anstoles in NRW, vor
allem kritisiert von der CDU als ,Rotfunk®, obwohl der Sender nur rd.
300.000 Horer taglich hat: ein Minderheitensender. Insbesondere die
langjahrige CDU und FDP-Opposition (bis 2005) klagt GUber den Sender
und will z.B. im Landtag zu Ddusseldorf eine regelmalige
Berichterstattungspflicht des Senders Uber seine Téatigkeiten

durchsetzen — bisher vergeblich —, um die Journalisten durch &ffentliche
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Kontrolle zur inneren Selbstdisziplin und einer ausgewogeneren

Berichterstattung, Themensetzung und Kommentierung zu bringen. Dass

sich der Sender angeblich so entwickeln konnte, habe aus dieser Sicht

mehrere Grinde:

a.

NRW war und ist immer auch ein links-liberales und heute
multikulturelles Land, auch die CDU ist wegen des hier
einflussreichen Arbeitnehmerfligels eher nach links offen; das auch
wegen der lange Zeit starken Industrialisierung, auch heute noch,
wenn man an die Chemie- und die Automobilindustrie denkt.

NRW ist geistig in Teilen nach Frankreich und den Niederlanden hin
orientiert und von deren liberalem Geist beeinflusst, mehr als das
Ostliche Deutschland mit den Bezlgen zum (tendenziell autoritaren)
Russland.

Das NRW-Rundfunkgesetz ermdoglicht einen starken Einfluss der
Parteien des Landtages in den Gremien des WDR, der als
Korperschaft des oOffentlichen Rechts sogar der Rechtsaufsicht des
Staates unterliegt. Und die SPD fuhrte bis zum Jahr 2005 38 Jahre
lang die Regierung — und nun wieder.

Der Kulturauftrag des WDR, mit dem die Gebuhrenfinanzierung
durch die Hoérer und Sendungen trotz minimaler Hoérerzahl
begrindet wird, wird gerade vom WDR5 im Sinne einer stets
kritischen Aufklarung definiert. Dass es auch andere Positionen

aullerhalb dieses Emanzipationsdiskurses gibt, wird nicht gesehen.

Der Sender hat ein spezifisches Profil, das ist unbestritten und will auch

vom WDR selbst nicht in Frage gestellt werden. Man nennt es

Programmauftrag. Aber nun zu meinen — wie von der Kritik oft unterstellt

wird —, dieses Profil sei auf dem links-rechts-Spektrum abzubilden, so

wird das durch quantitative Auswertungen nicht bestatigt: Nimmt man
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solche regelmafligen Sendungen wie ,Neugier genugt® (wochentags
10.05-12.00 Uhr) oder LebensArt (wochentags 15.05-16.00 Uhr) oder
andere, so kann generell fur den Zeitraum Mai 2000-Dezember 2005
festgestellt werden, dass rd. 70% der Themen lebensalltaglich-praktisch
sind: Steuererklarung, Krankheiten, Kinder, Schule usw. Die restlichen
30% sind fast pedantisch und paritatisch fifty-fifty auf links und rechts
aufzuteilen — und nochmals als Teil dieser 30% ein kleinerer Block
L2Aufarbeitung des 3. Reiches"”.

Auch sind z.B. - betrachtet man die Nachrichtengestaltung im
Einzelnen — die Meldungen Uber den konservativen Kardinal Meisner
zurtckhaltend und neutral und in den Kommentaren vorsichtig. Aber in
den 5-Minuten-Nachrichten zur vollen Stunde kommen die Kirchen nicht
mehr vor. Sie haben ihre Ecken im WDR5, die sie gemafl der
gesetzlichen Bestimmungen selbst bestimmen und verwalten kdnnen:
die morgendlichen 5-Minuten-Andachten und Sonntag morgens die
Direktubertragungen von Gottesdiensten fur eine Stunde.

Aber was macht den Eindruck eines links-liberalen Diskurses in
diesem Sender aus, den viele teilen?

Es ist eher ein dominantes liberales, rechts- und linksliberales, alle
Landtagsparteien umfassendes, grines Lebensgefuhl, das in den
Sendungen zum Ausdruck kommt, und zwar — das sei als These hier
behauptet — das Lebensgefuhl der Universitaten (von denen die meisten
Journalisten kommen) und der z.T. durchaus multikulturellen und
liberalen Grofl3- und Weltstadt Koln und anderer Stadte der Rhein- und
Ruhrschiene bis hin zur Universitatsstadt Munster, wo ja selbst der
Katholizismus halb weltlich ist (deshalb wird ja Kardinal Meisner auch
von vielen katholischen Kdlnern abgelehnt).

Diesem liberal-grinen Lebensgeflihl — weder links noch rechts —

entspricht die Thematisierung und Enttabuisierung aller Themen im
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WDR - nicht dominant, aber das Spektrum ist zumindest im
linksliberalen Raum sehr weit — und solche enttabuisierende Sendungen
fallen auf, bleiben im Gedachtnis haften, auch wenn sie sehr selten
vorkommen. Wenn man das Stichwort ,Sex” in das Web-Archiv des
WDRS eingibt, so ist die dann aufgezeigte Liste allerdings sehr lang
(weitaus langer als bei SAT 1 oder RTL), aber ahnlich lang wie im
Bayerischen Rundfunk oder Sudwestfunk, in denen allerdings
Uberdurchschnittlich haufig Gber Sex im Kino berichtet wird. Der WDR
behandelt (auch homosexuellen) Sex als zu reflektierendes Problem
oder eher Nichtproblem der Lebensfuhrung, und hier will man als Sender
durch ,Aufklarung” helfen.

Dieses Lebensgeflhl entspricht aber nicht dem religids gepragten
Lebensgefuhl in einigen Landstrichen Nordrhein-Westfalens: wie des
landlich-katholischen Munsterlandes, des evangelischen Ostwestfalen-
Lippe, des katholischen Sauerlandes und des Niederrheins, des
provinziellen Bonner Raumes und des freikirchlich-frommen Bergischen
und Siegerlandes. Nicht dass hier alle frommeln wirden, aber wer durch
Siegen geht, sieht die zahlreichen, freikirchlichen Gemeinden, die sich in
ihren religiosen Sinnfragen im WDR kaum reprasentiert sehen. Solche
Minderheiten mussten aber auch vertreten sein, auch wenn das religiose
Gefuhl nicht grin-liberal ist, im Sinne eines ,alles ist erlaubt®, nimmt man
es ernst. Die Frage ist nur: Konnen diesen ihren Vermittlungsauftrag
unsere Journalisten aus den Universitaten Uberhaupt korrekt
wahrnehmen? Und sind unterschiedliche Lebensgefihle wie das
religiose und das liberale nicht beide fur sich so allumfassend und
totalitar, dass das andere gar nicht verstanden wird? Ist hier eine Mixtur
maoglich? (Denn auch der Liberalismus kann durchaus totalitar sein,
indem man nichts mehr ernst nehmen darf: Alles ist Spiel und in den

weiten Mantel der Toleranz aufzunehmen.)
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Fragen wir zur Beantwortung dieser Fragen zunachst:

Wie kommt dieses grine Lebensgefihl zustande?

Wenn man WDR-Journalisten fragt, so verstehen sie eine
diesbezlgliche Frage gar nicht und halten ihren Sender flr ausgewogen
und neutral (was er ja auch, wie gesagt, ist). D.h. sie kennen andere
Lebensgefuhle gar nicht mehr, zumal man solche Lebensgeflihle nur in
einer langen Erziehung erwirbt: Es ist kein Wissen, sondern eine
Haltung, die man hat — oder nicht hat.

Denn es ist der liberale Diskurs, der an den Unis bestimmend ist, wo
die Journalisten ausgebildet werden. Die Institute fur Publizistik (oder wie
sie immer heillen mogen) vertreten die Auffassung, dass eine wichtige
Aufgabe der Medien die Kritik ist, die Aufklarung, die Kontrolle, letztlich
eine allgemeine Enttabuisierung. Das Selbstverstandnis der WDR-
Moderatoren, z.B. in der politischen Morgensendung 6.05-9.00 Uhr, ist
nicht links oder rechts, sondern man sucht fast jeden Interviewpartner
kritisch zu durchlochern. Dem entspricht das verfassungswidrige Wort
von den Medien als der ,(Vierten Gewalt® im Staate, deshalb
verfassungswidrig, da nur das von allen gewahlte Parlament flr uns
verpflichtende Entscheidungen treffen darf, auch die Kritik sollte primar
der parlamentarischen Opposition vorbehalten bleiben, die auch einzig
legitimiert ist. Denn wer oder was legitimiert die Medien in ihrer Kritik?
Am ehesten noch die Verleger oder privatwirtschaftlichen
Senderbetreiber, die darauf achten, dass ihre Produkte von vielen
gekauft werden — quasi eine demokratische Entscheidung Uber den
Markt. Aber was legitimiert die Minderheit der Journalisten? Muss man
auch alles kritisieren? Gibt es nicht auch etwas, zu sagen: das war gut
gemacht? Zerstort die Dauerkritik nicht das Vertrauen in unsere Politik
und verursacht sie nicht Politikverdrossenheit? Muss man nicht oft auch

einfach vertrauen, zumindest Uber eine Zeit hinweg? Vertrauen ist aber
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nur moglich, wenn man ein Mindestmalf} an Glauben hat — eine Bindung,
die einem auch Uber Phasen des Zweifels hinweghilft. Und weiter
gefragt: Ist nur noch die durch Reflektion verstehbare (wenn Uberhaupt
verstehbare) moderne Kunst Uberhaupt Kunst, ist nicht auch das Kunst,
was unterhalt, vergnugt, Harmonie und Wohlgefuhl schafft? Im WDR5
werden Simmel-Romane in 5 Jahren nicht ein Mal literarisch in der
Kultursendung scala (wochentags 12.05-13.00, wiederholt: 21.05-22.00
Uhr) erwahnt, nur einmal beildufig in einer Kochsendung. Das entspricht
den Praferenzen an den germanistischen Lehrstuhlen, die nur Bernhard
und Jellinek fir gegenwartig bedeutsame Kunst halten. Im mentalen
Gegenlager, Der WELT, wird Simmel immerhin 20 Mal im gleichen
Zeitraum thematisiert, z.T. durchaus positiv. Warum auch nicht? Simmel
unterhalt, informiert politisch und ist sprachlich verstandlich und
gelungen.

Wie gesagt, der WDR5 versteht sich als kritisch-liberal-griiner Sender,
mit dementsprechender Themenwahl: Vergangenheitsbewaltigung, die
moderne Frau (Reihe ,Starke Frauen®), moderne Literatur und Kunst,
Umwelt, Umwelt, Umwelt und immer wieder Frieden.

Auffallend ist vor allem das Fehlen bestimmter Typen von
Wortbeitragen, die in anderen Sendern Ublich sind: z.B.
religionsphilosophische Essays, wie montags von 21 bis 22 Uhr im
Sudwestfunk (SWR3). Der Deutschlandfunk, Koln (DLF), st
vergleichsweise weniger kritisch® in dem hier verstandenen Sinne, weil
er umfassend politisch und wirtschaftlich informieren will — ohne Gags
und ohne Highlights. Das liegt wohl daran, dass die Aufsichtsgremien
dieses Bundessenders pluraler zusammengesetzt sind, allein bedingt
durch die haufigeren Regierungswechsel in Bonn/Berlin als auf
Landerebene, zumal in Dusseldorf. Hier schlagt sich auch die frihere

Aufgabe des DLF nieder, namlich in die DDR im Sinne des freien
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Westens hinein zu senden.

Der WDRS5 zentriert sich demgegentber eher um Gags und Highlights:
Das Besondere, nicht das Normale und der Alltag, zahlt — nicht als
dauerndes Thema der Berichterstattung, aber eben als seltene
,HBhepunkte®, die umso mehr auffallen:

So wird darlber gesprochen, wie sich die schwul-lesbische Szene
entwickelt; oder wie Anti-Aging-Programme zu beurteilen sind.

Wie gesagt, es geht hier nicht um links oder rechts, sondern um das
,moderne” Lebensgefihl. Das Tischgesprach mit ,besonderen”
Personlichkeiten (Typ: weibliche Minenentscharferin mit auslandischem
Hintergrund und muslimischen Glaubens), mittwochs 20.05-21.00 Uhr,
ist hier typisch, auch wenn ich pointiert zuspitze. (Aber die weibliche
Minenentscharferin erzahlte wirklich aus ihrem Leben — warum auch
nicht.) Es werden aber auch bestimmte Bezugsquellen wie die
Ergebnisse der Bertelsmann-Stiftung oder Vertreter der Regierung
Scharon, mit denen nur 3 Interviews gefuhrt wurden, systematisch und
bewusst ausgeschaltet (was Manipulation ist), wahrend diese
Bezugsquellen in Der WELT stark genutzt werden. Kein Beitrag des
WDR lehnt die Abtreibung ab.

Mentale Seilschaften und das Scheitern von Politik

Die Argumentation scheint in einen Widerspruch geraten zu sein:
Einerseits beschreiben wir lang und breit einige Medien, wissen aber
andererseits, dass sie nur von Wenigen genutzt werden. Die WELT wird
von rd. 600.000 Lesern genutzt, 5,9% davon sog. Entscheider, d.h.
Selbstandige, Freie Berufe, Leitende Angestellte usw., so die
Reichweiten-Analyse der Axel-Springer-AG fur diese ihre Zeitung. (vgl.

www. mediapilot.de/cda/main) Der WDR5 - regional begrenzt — hat rd.
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300.000 Horer taglich. Nahere Medienanalysen des WDR liegen
offentlich nicht vor, es ist aber zu vermuten, dass der Sender von den
,hoher® Ausgebildeten vorrangig genutzt wird, d.h. auch von
(potentiellen) Entscheidern.

Die Journalisten — selbst eine Minderheit — sprechen also Minderheiten
an, beim WDRS5 als ,Kultur‘-Programm sogar explizit: Man will gerade
nicht fir die breite Masse arbeiten, fir die Eins Live und WDR4
eingerichtet wurden, die weiter ungestort in ihrem Sportverein, in ihrem
Alltag, in ihrem Schrebergarten oder in ihrer Kirchengemeinde lebt.
Dieser ,Durchschnitt“ nutzt Medien, um sich zu unterhalten und um das
zu erfahren, was zur lebenspraktischen Bewaltigung des Alltags
vonnoten ist. Das zeigt eine Programmanalyse von Radio und
Fernsehen. Selbst der WDRS ist ja — wie erwahnt — auf dieses
Lebenspraktische hin orientiert.

Auch das konnte noch belanglos sein, in dem Sinne: Lass die
Journalisten (und Wissenschaftler) doch tun, was sie nicht sein lassen
konnen (auch wenn es beim WDR die GEZ-Gebuhren aller kostet.)

Das Ganze wird allerdings zum Problem dadurch, dass sich unter
anderem um den WDR und um Die WELT - die beiden hier
exemplarisch — das bildet, was ich oben bereits einmal als ,mentale
Seilschaften bezeichnet habe, die Politik beeinflussen (kbnnen) und die
— das sei hier die weitere und letzte Grol3e Behauptung — mit zum fast
notorischen Scheitern von Politik beitragen. Was meinen wir damit?
Damit meinen wir, dass die intellektuellen und politischen Einfluss- und
Entscheidungs“trager® sich (je nach ihrer parteipolitischen
Grundeinstellung) demgemal bestimmten intellektuellen Gruppierungen
zuordnen (Medien, Wissenschaften), Uber die sie ihre Argumente
beziehen und mit denen sie ihr Tun und Handeln begrinden und die sie

als Entscheider mit Informationen oder Jobs versorgen und Uberhaupt
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mit ihnen in Austausch stehen. Und da schlagt sich nun nieder, was die
meisten Journalisten an den Universitaten aufnehmen, seien sie nun an
rechts- oder linksliberalen Zeitungen und Sendern beschaftigt. Grin sind
alle ohnehin heutzutage.

Und diese dominante Wissenschaft ist heutzutage gekennzeichnet
durch das Bestreben, angebliche Gesetzmafigkeiten in Wirtschaft und
Gesellschaft zu ,entdecken®. Das geschieht durch das analytisch-
kritische Verfahren:

Die gegebene Wirklichkeit wird nicht so akzeptiert, wie sie sich im
Alltag prasentiert, sondern zerlegt (z.B. in Produktionsfaktoren), um aus
den Realitatstrimmern dann Gesetze zu konstruieren, quasi eine zweite
(nur statistische) Realitat, der die erste des Alltags zu gehorchen habe,
denn ,Gesetzen® muss man gehorchen!? Hier tut sich ein
Herrschaftsanspruch von Wissenschaft (und indirekt der Medien) auf,
der kaum diskutiert wird. So schreibt uns der eine Philosoph (Habermas)
— nachdem er 1968 mit zur Zertrummerung normativer Tradition
beigetragen hatte — vor, dass wir unsere Normen in standigen Diskursen
neu zu begrinden hatten, und dann kommt es alliberall zu den derart
begrindeten ,Vertragen® zwischen Eltern und Kindern, zwischen
Schilern und Lehrern, in denen man ,legitimieren” muss, was gilt (und
jegliche personale Autoritdt z.B. der Eltern erschittert wird.) Die
Gesellschaft besteht demnach aus Millionen von Einzeltanzern, mit
denen man in Diskurs treten muss, um Vertrage zu schliel3en. Daher das
Bestreben, das Besondere aufzuzeigen und zu berichten: Einzeltanzer.
Normales gibt es nicht mehr oder wird als Vorurteil oder Klischee
abgetan (obwohl es natlrlich gemeinsame Merkmale von Gruppen und
sogar von Volkern gibt, zumindest die gemeinsame Sprache, was die
Volker Dbetrifft.) Das ist dominant in den heutigen Sozial- und

Geisteswissenschaften, wenn man sich z.B. die Tagungen der
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Deutschen Vereinigung fur Politikwissenschaft anschaut.



14 Wie werde ich weniger grin?

Die Frage ist, wie ich vom idealistisch-zwangsneurotischen
Besserungszwang geheilt werde. Wie wird man ruhig und zufrieden mit
der Welt und wie lasst man seine Mitmenschen in Ruhe (was konservativ

ist)?

A Man kann zum Psychologen gehen, das ist aber sehr langwierig und
der Erfolg ist unsicher. Oft wird man noch verwirrter und sich des
Todestriebes bewusst.

A Man kann einen Psychiater besuchen, die Beruhigungspille
bekampft aber nur das Symptom, im Kern seines Wesens bleibt
man unruhig, getrieben.

A Man kann sich ins Partyleben sturzen. Na ja, schon besser. Aber
man kriegt dann eventuell einen Tanzzwang.

A Ein Schicksalsschlag hilft zuweilen auch, ist aber zu aufwendig und
traurig.

A Direkt eine Konservative Revolution (E. Junger u.a.) zu veranstalten,
d.h. man will erst alles andern, um dann ruhig zu werden, ist nicht
konservativ. Politik ist nicht alles.

A Man kann zu einem Zen-Buddhismus-Kurs der Volkshochschule
gehen und dort Techniken entwickeln, sich selbst und seine Umwelt
nicht mehr so wichtig zu nehmen.

Das ist schon der erste Schritt zur Genesung.

Besser sind folgende Wege:
A |Ich versuche, 1 Stunde im Zimmer zu bleiben.
A Man lese zunachst einmal einfach Gedichte, harmonische Natur-

und Lebenslyrik.
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Dann ein ruhiges Buch, z.B. Uber den alten, gelassenen Stechlin,
oder Philemon und Baucis, dem greisen Ehepaar von Ovid, das im
Tode Dauer in Form von zwei Baumen findet.

Ich besuche einen Gottesdienst. Der ewig gleiche Ritus und die
Identifikation mit Gott, der in sich ruht, lassen Ich und Welt
vergessen.

Grolder Gott wir loben dich.

Oder ich fahre nach London und bewundere die Queen als
Inkorporation bewahrter Tradition und Stabilitat in einer Zeit, in der
alles zu flief3en scheint.

Ich schreibe ein Tagebuch, nehme mir Zeit dazu. Uberlege, was gut
und was schlecht.

Ich mache mir klar, was moglich ist und was nicht.

Ich lese dieses Buch.

Ich denke weniger, da Reflektion zu bewusst sowie scheinmindig
macht und angesichts vieler Alternativen verwirrt.

Ich lerne MURiggang, flanieren, spazieren, ruhen, schlafen, filmen, in
die Luft gucken ... .

Wir horen auf, weiter zu schreiben. Konservativ ist man durch

schlichtes, aber gelungenes Leben, nicht durch Denken.



Abkirzungen

AG
AKW
APO
Aufl.
bzgl.
CDU
CIA
COM
CSuU
d.h.
d.i.
DB
DDR
ders.
DKP
DLF
EMRK
etc.
EU
evt.
EZB

FAZ
FDP

GASP
GEZ

Aktiengesellschaft

Atomkraftwerk

AulRerparlamentarische Opposition
Auflage

bezuglich

Christlich Demokratische Union Deutschlands
Central Intelligence Agency

Dokumente der Europaischen Kommission
Christlich-Soziale Union in Bayern

das heilft

das ist

Deutsche Bahn

Deutsche Demokratische Republik
derselbe

Deutsche Kommunistische Partei
Deutschlandfunk

Europaische Menschenrechtskommission
et cetera

Europaische Union

eventuell

Europaische Zentralbank

folgende Seite

Frankfurter Allgemeine Zeitung

Freie Demokratische Partei

folgende Seiten

Gemeinsame Aul3en- und Sicherheitspolitik

Gebuhreneinzugszentrale der 6ffentlich-rechtlichen



GTZ
GUS
Hg.
Jh.
KPD/AO
Mrd.
NATO
NF
NGO
Nr.
NRW
NZZ
ODP
PKW
rd.
RP
S.
SDS
SED
sog.
SPD
SWR
u.a.
u.a.
UCK
UN
UNO
us
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Rundfunkanstalten in der Bundesrepublik Deutschland
Gesellschaft fir Technische Zusammenarbeit
Gemeinschaft Unabhangiger Staaten
Herausgeber

Jahrhundert

Kommunistische Partei Deutschlands (Aufbauorganisation)
Milliarde

North Atlantic Treaty Organization

Neue Folge

Non-Governmental Organization

Nummer

Nordrhein-Westfalen

Neue Zurcher Zeitung

Okologische Partei Deutschlands
Personenkraftwagen

rund

Rheinische Post

Seite

Sozialistischer Deutscher Studentenbund
Sozialistische Einheitspartei Deutschlands

so genannt

Sozialdemokratische Partei Deutschlands
Sudwestrundfunk

und ahnliches

und andere/unter anderem

Befreiungsarmee des Kosovo

United Nations

United Nations Organization

United States
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USA United States of America
usw. und so weiter

V. von/vom

v.a. vor allem

vgl. vergleiche

VN Vereinte Nationen

VR Volksrepublik

WDR Westdeutscher Rundfunk
z.B. zum Beispiel

z.T. zum Teill

ZfP Zeitschrift fur Politik



Die Autoren

Jidrgen Bellers

ist Professor fur Internationale Politk an der Universitdt Siegen. Seine
Forschungsschwerpunkte sind: Politische Philosophie, deutsche und internationale
AuBenwirtschaftspolitik, deutsche AuRenpolitik, Entwicklungspolitik, Europapolitik,
Medienpolitik und Politische Systeme.

Markus Porsche-Ludwig

ist Professor fiir Politikwissenschaften und Offentliches Recht am Institute of Public
Administration der National Dong Hwa Universitat in Hualien (Taiwan). Seine
Forschungsbereiche  sind: Praktische  Philosophie, Politische  Theorie,
Rechtssoziologie, Internationale und Rechtspolitik, Public Administration, Politische

Systeme und Vdlkerrecht.



	Titelseite
	Inhaltsübersicht
	1 Einführung: Eine Partei im Widerspruch
	2 Idealismus oder Realismus
	3 Die Grünen und der ewige Frieden
	4 Schein-idealistische Außenpolitik der Grünen
	5 Grüne Imperialismus-Kritik
	6 Grundzüge konservativ-realistischer Außenpolitik
	7 Idealistische Menschenrechtspolitik
	8 Hilfe für die Dritte Welt? Der Betroffenheitskult des Idealismus
	9 Das idealistische Demokratieverständnis der Grünen
	10 „Pro-aktiv-Akteure“ des grünen Idealismus
	11 Umweltpolitik
	12 Die Grünen und das Geld
	13 Die grünen Medien
	14 Wie werde ich weniger grün?
	Abkürzungen
	Die Autoren

